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Bericht

des Petitionsausschusses

Tatigkeit des Petitionsausschusses
in der Zeit vom 01.01.2022 bis 31.03.2022

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges hat im Berichtszeitraum 125 neue Petitionen erhalten. In 4
Sitzungen hat sich der Ausschuss mit diesen und den aus den
vorigen Quartalen noch anhangigen Verfahren befasst.

Im Berichtszeitraum sind 296 Petitionen abschlieend behandelt
worden. Von den 296 Petitionen, die der Petitionsausschuss ab-
schlieBend behandelt hat, erledigte er 238 Petitionen (80,4%) im
Sinne und 4 (1,4%) teilweise im Sinne der Petentinnen und Pe-
tenten. 54 Petitionen (18,2%) konnte er nicht zum Erfolg verhel-
fen. 4 Petitionen sind im Laufe des Verfahrens zurtiickgezogen
worden.

Der Ausschuss hat weiterhin 3 Ortstermine durchgefihrt.

Der Ausschuss bittet den Landtag, hiervon Kenntnis zu nehmen
und die Erledigung der Petitionen zu bestatigen.

Hauke Gottsch

Vorsitzender
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Aufteilung der nicht an den Petitionsausschuss iiberwiesenen Petitionen

Abgabe an die Biirgerbeauftragte
Weiterleitung an den Deutschen Bundestag

Weiterleitung an andere Landtage
Weiterleitung an sonstige Institutionen

Unzulassige Petitionen / sonstiges

- O = N O

AbschlieBend beratene Angelegenheiten nach Zustandigkeitsbereichen und Art der Erledigung

Zustandigkeitsbereich

Landtag (LT)

Staatskanzlei (StK)

Ministerium fir Justiz,
Europa und Verbrau-
cherschutz (MJEV)

Ministerium fiir Bildung,
Wissenschaft und Kul-
tur (MBWK)

Ministerium fiir Inneres,
landliche Raume, In-
tegration und Gleich-
stellung (MILIG)

Ministerium flr Ener-
giewende, Landwirt-
schaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung
(MELUND)

Ministerium fir Wirt-
schaft, Verkehr, Arbeit,
Technologie und Tou-
rismus (MWVATT)

Ministerium fiir Sozia-
les, Gesundheit, Ju-
gend, Familie und Se-
nioren (MSGJFS)

Finanzministerium (FM)

Sonstiges (So)

Insgesamt

Anzahl Selbst-
der Petiti- | befassun-
onen gen
3 0
4 0
3 0
6 0
16 0
234 0
6 0
21 0
3 0
0 0
296 0

im Sinne
der Petiti-
on

0

228

238

teilweise
i.S. der
Petition

nicht im
Sinne der
Petition

0 3

0 3

0 3

0 5

1 13

0 6

1 5

2 13

0 3

0 0

4 54

Sonstiges
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Landtag

1 L2122-19/1834
Brandenburg
Parlamentswesen, Pragemaschi-
nen fir den Landtag

2 L2122-19/1895
Brandenburg
Parlamentswesen, Offentlich-
keitsarbeit

3 L2122-19/1951
Brandenburg
Parlamentswesen, Kalender fiir
Schiiler

Der Petent fordert die Landtagsverwaltung auf, eine
Souvenir-Pragemaschine anzuschaffen, um entspre-
chende Andenkenartikel herzustellen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Schleswig-Holsteinischen Landtages
gepruft und abschlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent fordert, dass die Landtagsverwaltung im
Rahmen ihrer Offentlichkeitsarbeit eine Lizenz zur Her-
stellung und zum Vertrieb von Produkten vergeben sol-
le. Er spricht sich dafiir aus, dass diese Produkte von
interessierten Burgerinnen und Burgern in einem On-
lineshop erworben werden kénnen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Schleswig-Holsteinischen Landtages
gepruft und abschlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent fordert, dass der Schleswig-Holsteinische
Landtag fir jedes Schuljahr einen Schiilerkalender her-
stellt und kostenlos an Interessierte verteilt.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Schleswig-Holsteinischen Landtages
gepruft und abschlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.



Staatskanzlei

1 L2119-19/1976
Hessen
Medienwesen, Jugendschutz im
Fernsehen

Der Petent fordert, dass zur Starkung des Jugend-
schutzes im Fernsehen beschlossen werde, die Aus-
strahlung von Beitragen, die sexuelle Handlungen ent-
halten, vor Eintritt einer geeigneten Uhrzeit zu verbieten.
AuBerdem soll eine entsprechende Kennzeichnung die-
ser Beitrdge in Programm-Medien wie Fernsehzeit-
schriften erfolgen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte unter Bei-
ziehung einer Stellungnahme der Staatskanzlei beraten.
Die Staatskanzlei verweist in ihrer Stellungnahme auf
die Regelungen des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trages. Diese wurden bezuglich der Regulierungsinten-
sitét nach Art des Beeintrachtigungsrisikos von Inhalten
fur Kinder und Jugendliche differenzieren. So seien ju-
gendgefahrdende Angebote, worunter unter anderem
Pornografie falle, im Rundfunk beziehungsweise dem
linearen Fernsehprogramm generell unzuldssig. Die
nicht-pornografische Darstellung von Sexualitat kénne
wiederum unter den Tatbestand der entwicklungsbeein-
trachtigenden Angebote fallen. Dieser wiirde solche
Angebote umfassen, die geeignet seien, die Entwick-
lung von Kindern oder Jugendlichen zu einer eigenver-
antwortlichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit
zu beeintrachtigen. Im Hinblick auf die Verbreitung oder
Zuganglichmachung derartiger Angebote sei sicherzu-
stellen, dass Kinder oder Jugendliche der betroffenen
Altersstufen diese Ublicherweise nicht wahrnehmen
warden.

So gelte fir das lineare Fernsehprogramm insbesonde-
re, dass entwicklungsbeeintrachtigende Angebote in
entsprechenden Zeitkorridoren ausgestrahlt werden
mussten. Inhalte mit einer Altersfreigabe ab 16 Jahren
durften erst ab 22 Uhr und Inhalte ab 18 Jahren erst ab
23 Uhr gesendet werden. Fur Angebote, denen eine
entwicklungsbeeintrachtigende Wirkung auf Kinder un-
ter zwolf Jahren zugeschrieben werde, sei bei der Wahl
der Sendezeit dem Wohl jungerer Kinder Rechnung zu
tragen. Auch entspreche die Veroffentlichung von Al-
terskennzeichnungen im Rahmen von Programmuber-
sichten bereits der gangigen Praxis von zahlreichen
Fernsehzeitschriften. Die diesbezulglichen Informationen
wirden in der Regel auf den Angaben der betreffenden
Fernsehveranstalter beruhen.

Soweit der Petent in der Ausstrahlung von Sendungen
mit nicht-pornografischen Darstellung von Sexualitat ei-
nen Konflikt mit dem elterlichen Erziehungsrecht sieht,
erlautert die Staatskanzlei, dass bei der Bewertung von
sexuell-orientierten Angeboten sittlich-moralische Erzie-
hungsmalstabe jenseits der Grundwerte der Verfas-
sung auller Betracht bleiben missten. Es gebe unter-
schiedliche Ansichten dazu, in welchem Verhaltnis die
Erziehung beziehungsweise medienpadagogische An-
satze auf der einen und MalRnahmen durch Dritte auf
der anderen Seite zueinanderstehen sollten. Die Beur-
teilung des Gefédhrdungsgrades hange immer auch von
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L2119-19/2058

Kiel

Medienwesen, Rundfunkbeitrag;
Giltigkeit der Beitragsbefreiung
fiir Menschen mit Behinderung

der Erziehung und dem sozialen Umfeld des Kindes
oder des Jugendliche ab.

Hinsichtlich der in der Petition kritisierten Sendung weist
die Staatskanzlei darauf hin, dass eine Prifung ohne
Nennung einer konkreten Fernsehsendung oder aus-
strahlenden Rundfunkanstalt nicht mdglich sei. Auch
habe eine Bewertung aufgrund des dem offentlichen-
rechtlichen Rundfunk zugrundeliegenden Grundsatzes
der Staatsferne nicht durch eine staatliche Stelle, son-
dern durch die betreffende Rundfunkanstalt zu erfolgen.
Der Petent kdnne sich hierzu an die Rundfunkanstalt
oder dessen Rundfunkrat wenden. Darlber hinaus
stiinden ihm die Jugendschutzbeauftragten der Rund-
funkanstalten fur solche Fragestellungen zur Verfigung.
Die jeweils aktuell bestellten Jugendschutzbeauftragten
und ihre Kontaktdaten kénnten tber die Internetangebo-
te der Rundfunkanstalten abgerufen werden.

Der Petitionsausschuss stellt fest, dass durch den Ju-
gendmedienschutz-Staatsvertrag bereits Regelungen
bestehen, um Kinder und Jugendliche vor entwick-
lungsbeeintrachtigenden und insbesondere jugendge-
fahrdenden Angeboten zu schitzen. Der Ausschuss be-
tont, dass bei der Bewertung der Entwicklungsbeein-
trachtigung von Fernsehangeboten gesellschaftliche
Vorstellungen von Bedeutung sein kdnnen, die sich im
Laufe der Zeit wandeln. In dieser Hinsicht kénnen die
Sichtweisen zum Umgang mit der nicht-pornografischen
Darstellung von Sexualitat starker variieren als bei an-
deren Fallgruppen, bei denen eher ein fortwahrendes,
gesellschaftlich geeintes Verstandnis Uber ihre Entwick-
lungsbeeintrachtigung besteht, wie etwa bei drastischen
Gewaltdarstellungen. Hinsichtlich einer Uberpriifung der
kritisieren Sendung schliet sich der Ausschuss der
Empfehlung der Staatskanzlei an, sich an die betreffen-
de Rundfunkanstalt zu wenden. Fiir eine Anderung der
gesetzlichen Regelung sieht er gegenwartig keine Not-
wendigkeit.

Der Petent beklagt, dass Menschen mit Behinderung
seiner Ansicht nach alle drei Monate erneut einen Be-
freiungsantrag beim Beitragsservice einreichen miss-
ten. Dies stelle einen unnétigen blrokratischen Auf-
wand da. Er fordert die unbeschrankte Giltigkeit ent-
sprechender Befreiungen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme der Staatskanzlei beraten. Die Staats-
kanzlei hat im Rahmen ihrer Ermittlungen den ARD
ZDF Deutschlandradio Beitragsservice beteiligt.

Der Beitragsservice fuhrt zunachst aus, dass von dem
Petenten weder ein Beitragskonto noch ein Antrag auf
ErmaRigung des Rundfunkbeitrags oder auf Befreiung
von der Rundfunkbeitragspflicht vorliegen wirden. Da
dem Beitragsservice keine naheren Informationen be-
kannt seien, kdnne er nur allgemein zur Eingabe des
Petenten Stellung nehmen.
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L2119-19/2072
Rendsburg-Eckernfoérde
Medienwesen, Rundfunkbeitrag,
Befreiung fir Menschen mit ge
ringem Einkommen

Die Bedingungen fiir die Befreiung von der Rundfunk-
beitragspflicht sowie fur die ErmaRigung des Rundfunk-
beitrags seien im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag gere-
gelt. Danach kdénnten auf Antragstellung Menschen mit
Behinderung, denen das Merkzeichen ,RF" zuerkannt
worden sei, eine Ermafligung des Rundfunkbeitrags er-
langen. Darlber hinaus hatten taubblinde Menschen,
Empfanger von Blindenhilfe sowie Sonderfirsorgebe-
rechtigte einen Anspruch auf Befreiung von der Bei-
tragspflicht.

Fir die ErmaRigung des Rundfunkbeitrages seien die
Bescheinigung der Behdrde Uber die Zuerkennung des
Merkzeichens RF und der Schwerbehindertenausweis
(Vorder- und Ruckseite) mit Merkzeichen RF als Nach-
weise einzureichen. Fir die Befreiung von der Rund-
funkbeitragspflicht wiederum wurden sich verschiedene
Dokumente eignen; beispielsweise eine arztliche Be-
scheinigung Uber die Taubblindheit, ein Schwerbehin-
dertenausweis mit dem entsprechenden Merkzeichen,
eine Bescheinigung der Behdrde oder ein Bescheid
Uber die Feststellung "Sonderfiirsorgeberechtigte”.

Die ErmaRigung des Rundfunkbeitrags beginne mit
dem Datum der Zuerkennung des Merkzeichens RF,
die Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht mit dem
Leistungsbeginn des vorgelegten Nachweises. Zurlick-
liegende Zeitrdume konnten maximal drei Jahre rick-
wirkend ab Antragstellung bertcksichtigt werden.

Die Dauer der ErmafRigung beziehungsweise der Be-
freiung richte sich nach dem Giiltigkeitszeitraum des
vorgelegten Nachweises. Sollte ein Schwerbehinder-
tenausweis beispielsweise unbefristet gliltig sein, werde
dem Antragsteller die ErmaRigung oder die Befreiung
dementsprechend auch unbefristet gewahrt.

Der Petitionsausschuss stellt somit im Ergebnis seiner
Beratung fest, dass der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag
die begehrte unbeschrankte Gultigkeit einer Ermafi-
gung oder Befreiung bei Vorliegen eines entsprechen-
den Nachweises bereits vorsieht.

Dem Anliegen des Petenten wird damit entsprochen.

Der Petent wendet sich gegen die Zahlung des Rund-
funkbeitrages. Er gibt an, dass er schwerbehindert sei
nur eine geringe Rente beziehe. Dadurch sei er nicht in
der Lage, den Beitrag zu zahlen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte unter Bei-
ziehung einer Stellungnahme der Staatskanzlei beraten.
Die Staatskanzlei hat im Rahmen ihrer Ermittlungen das
Ministerium fir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie
und Senioren sowie den ARD ZDF Deutschlandradio
Beitragsservice beteiligt.
In der Stellungnahme wird erldutert, dass der Rund-
funkbeitragsstaatsvertrag die Rechtsgrundlage fiir die
Erhebung des Rundfunkbeitrags sei und die Vorausset-
zungen der Rundfunkbeitragspflicht bei gemeinschaftli-
cher Nutzung einer Wohnung sowie die Modalitaten ei-
6
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ner Beitragsbefreiung oder -reduzierung abschlieRend
regele. Hiernach sei fir jede Wohnung von deren Inha-
ber pauschal ein Rundfunkbeitrag zu entrichten. Dies
sei unabhangig davon, ob und wie viele Rundfunkgerate
vorhanden seien. Zwar sei es zutreffend, dass in einer
Wohngemeinschaft nur ein Mitbewohner angemeldet
sein misse, wahrend die lbrigen von der Rundfunkbei-
tragspflicht befreit seien. Dies gelte jedoch nicht, wenn
die angemeldete Person selbst von der Beitragspflicht
sei. Im vorliegenden Fall sei die angemeldete Mitbe-
wohnerin des Petenten von der Rundfunkbeitragspflicht
befreit.

Auch der Petent sei von September 2009 bis Au-
gust 2020 aus finanziellen Griinden von der Rundfunk-
beitragspflicht befreit gewesen. Eine Abmeldung seines
Beitragskontos ware auch aktuell moéglich, sollte er wei-
terhin eine der Befreiungsvoraussetzungen erfiillen. Die
Falle, in denen Personen aus finanziellen Griinden eine
Beitragsbefreiung zu gewahren sei, seien abschliellend
in §4 Absatz1 Nummer 1 bis 10 Rundfunkbeitrags-
staatsvertrag geregelt. Alle Befreiungstatbestande fir
den Kreis der einkommensschwachen Personen wur-
den an die dort im Einzelnen aufgefiihrten sozialen
Leistungen anknupfen und einen entsprechenden
schriftichen Bescheid der Behdrde voraussetzen. So-
fern diese Voraussetzungen nicht vorliegen wirden,
weil keine der dort genannten sozialen Leistungen ge-
wahrt werde, scheide eine Beitragsbefreiung aus.
Gemal §4 Absatz6 Satz 1 des vorgenannten Vertra-
ges konne die Rundfunkanstalt Personen aulerdem in
besonderen Hartefallen von der Rundfunkbeitragspflicht
befreien, wenn eine der Sozialleistungen in einem durch
die zustandige Behoérde erlassenen Bescheid mit der
Begrundung versagt worden sei, dass die Einkinfte die
jeweilige Bedarfsgrenze um weniger als die Hohe des
Rundfunkbeitrags Uberschreiten wurden. Auch in die-
sem Fall sei jedoch die Vorlage eines ablehnenden Be-
scheids diesen Inhalts erforderlich. Die Befreiung we-
gen eines besonderen Hartefalls kénne ferner auch
dann gewahrt werden, wenn dem Antragstellenden eine
der sozialen Leistungen bewilligt werde und er auf diese
gegenuber der Sozialbehdrde schriftlich verzichte. Auch
hier seien als Nachweis der Bescheid Uber die Bewilli-
gung der sozialen Leistung und die schriftliche Erkla-
rung Uber den Verzicht auf diese Leistung vorzulegen.
Dariiber hinaus kénnten Menschen mit Behinderung,
denen das Merkzeichen "RF" zuerkannt worden sei, ei-
ne ErmafRigung erhalten. Sie wirden nur einen Drittel-
beitrag zahlen. Das Sozialministerium teilt diesbezlglich
mit, dass der Petent nach Auskunft des Landesamtes
fir soziale Dienste zum Zeitpunkt der Stellungnahme
keinen weiteren Antrag auf Anerkennung eines hdheren
Grades seiner Behinderung nach dem Schwerbehinder-
tenrecht gestellt habe. Sollte dem Petenten der RF-
Vermerk gewahrt werden, kénne er einen entsprechen-
den Antrag auf ErmaRigung des Rundfunkbeitrags stel-
len.

Im Ergebnis seiner Ermittlungen stellt die Staatskanzlei
damit fest, dass das Vorliegen eines Befreiungstatbe-
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L2120-19/2101

Brandenburg

Sonstiges, Nutzung des am Tag
der Deutschen Einheit genutzten
Glas-Cubes

standes auch unter Bericksichtigung der Vorausset-
zungen einer etwaigen Hartefallkonstellation im vorlie-
genden Fall zu verneinen sei. Ein Rechtsverstol3 des
Beitragsservice liege somit nicht vor.

Der Petitionsausschuss bedauert, dass der Rundfunk-
beitrag fir den Petenten eine so grof3e finanzielle Be-
lastung darstellt. Er nimmt jedoch zur Kenntnis, dass
der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag bereits Regelungen
enthalt, um Personen aus finanziellen Griinden von der
Beitragspflicht zu befreien. Der Ausschuss kann nach-
vollziehen, dass hierfiir der Anspruch auf eine Sozial-
leistung durch einen Nachweis der zustandigen Behor-
de zu belegen ist. Nur durch die damit verbundene Be-
darfsprifung lasst sich die finanzielle Bedurftigkeit ob-
jektiv feststellen. Soweit der Petent aus personlichen
Grunden keine der entsprechenden Sozialleistungen
beantragen mdchte, bleibt ihm weiterhin die Mdglichkeit,
trotzdem einen entsprechenden Antrag zu stellen, nach
dessen Bewilligung gegeniber der Sozialbehorde
schriftlich auf die Leistung zu verzichten und beim Bei-
tragsservice die Befreiung wegen eines besonderen
Hartefalls zu beantragen.

Daruber hinaus kann der Petitionsausschuss leider kei-
ne weitere Unterstltzung bieten.

Der Petent schlagt vor, dass der zur Ausrichtung der
EinheitsEXPO 2021 zur Prasentation von Schleswig-
Holstein genutzte Glas-Cube samt Inhalt und externer
Elemente dauerhaft an einem o&ffentlich erreichbaren
Ort ganzjahrig genutzt werden soll.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage des von
dem Petenten vorgetragenen Vorschlags und einer
Stellungnahme der Staatskanzlei geprift und beraten.
Die Staatskanzlei fihrt in ihrer Stellungnahme aus, dass
der Glas-Cube von der Staatskanzlei Sachsen-Anhalt
gemietet und nach Ende der Mietdauer zurlickgegeben
worden sei. Die Inhalte der Ausstellung seien wieder an
die einzelnen Ausstellungspartner zuriickgegeben wor-
den. Daher sei eine Nachnutzung des Glas-Cubes nicht
mdglich.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages verweist auf die Griinde, die die Staatskanz-
lei gegen eine Nachnutzung der Ausstellung angefiihrt
hat.
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Ministerium fiir Justiz, Europa und Verbraucherschutz

1 L2120-19/1341
Berlin
Gesetzgebung Bund, Verfahren
zur Wahl von Bundesverfas-
sungsrichtern

2 L2120-19/2027
Hamburg
Gerichtliche Entscheidung,
Strafverfahren

Der Petent schlagt vor, dass der Prasident und Vizepra-
sident des Bundesverfassungsgerichts von den Verfas-
sungsrichtern gewahlt wird.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte sowie ei-
ner Stellungnahme des Ministeriums fur Justiz, Europa
und Verbraucherschutz geprift und beraten. Der Aus-
schuss spricht kein Votum in der von dem Petenten
gewulnschten Weise aus.

Die Forderung des Petenten betrifft bundesrechtliche
Regelungen. Der Ausschuss stellt fest, dass der Petent
sich bereits an den Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages mit seinem Anliegen gewandt hat.

Das Justizministerium teilt in seiner Stellungnahme mit,
dass eine Bundesratsinitiative in der von dem Petenten
vorgeschlagenen Weise nicht geplant sei. Der Aus-
schuss sieht vor diesem Hintergrund keine Veranlas-
sung fir eine parlamentarische Initiative.

Der Petent beanstandet ein Gerichtsverfahren aus dem
Jahre 2020, welches zur Verurteilung eines Mannes
wegen sexueller Belastigung einer Minderjahrigen ge-
fuhrt hat, indem er die Verhandlungsfiihrung der Straf-
richterin am Landgericht kritisiert.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und unter
Beiziehung einer Stellungnahme des Ministeriums fur
Justiz, Europa und Verbraucherschutz gepriift und bera-
ten.

Der Ausschuss vermag kein Votum im Sinne des Pe-
tenten auszusprechen.

Das Justizministerium flhrt in seiner Stellungnahme
aus, dass es sich beiden von dem Petenten kritisierten
Verhalten der Vorsitzenden Richterin am Landgericht
um MaRnahmen der Verfahrensleitung gehandelt habe.
Diese wuirden, ebenso wie die Entscheidung Uber die
Frage der Schuld oder Unschuld eines Angeklagten,
zum Kernbereich der rechtsprechenden Tatigkeit geho-
ren. Das Ministerium verweist auf Artikel 97 Absatz 1
Grundgesetz und die darin gewahrleistete richterliche
Unabhangigkeit. Es betont, dass bei einer Bewertung
derartiger Fragen durch das Justizministerium die Be-
sorgnis der Missachtung dieser Grundsatze bestiinde.
SchlieBlich weist das Ministerium darauf hin, dass we-
der eine Dienstaufsichtsbeschwerde noch ein Antrag
auf Wiederaufnahme des Verfahrens durch den Verur-
teilten bislang am Landgericht anhangig gemacht wor-
den sei.

Der Petitionsausschuss hat vor dem dargestellten Hin-
tergrund keine Anhaltspunkte flr ein Fehlverhalten fest-
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L2120-19/2081
Nordrhein-Westfalen
Staatsanwaltschaft, Verfahren
gegen eine ehemalige Mitarbeite-
rin in einem Konzentrationslager

gestellt. Der Ausschuss stellt fest, dass nach Artikel 97
des Grundgesetzes und Artikel 50 der Verfassung des
Landes Schleswig-Holstein die Richterinnen und Richter
unabhangig und nur dem Gesetzt unterworfen sind. Ge-
richtliche Entscheidungen entziehen sich aus verfas-
sungsrechtlichen Griinden einer parlamentarischen
Uberpriifung durch den Schleswig-Holsteinischen Land-
tag und seinem Petitionsausschuss. Der Petitionsaus-
schuss ist daher nicht berechtigt, gerichtliche Entschei-
dungen nachzupriifen. Die Uberpriifung gerichtlicher
Entscheidungen ist nur durch die gesetzlich vorgesehe-
nen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe (hier insbesondere
Dienstaufsichtsbeschwerde, Berufung, Revision) mog-
lich, Gber die ebenfalls unabhangige Richterinnen und
Richter entscheiden.

Der Ausschuss kann nachvollziehen, dass der Petent
sich fUr den Petitionsbeginstigten einsetzen mochte, da
er von dessen Unschuld Uberzeugt ist. Er weist jedoch
darauf hin, dass der Petitionsbegiinstigte offenbar da-
rauf verzichtet hat, das erstinstanzliche Urteil durch die
Einlegung eines Rechtsmittels Uberpriifen zu lassen.

Der Petent beschwert sich Uber das Vorgehen der Be-
horden im Fall des Strafprozesses gegen eine ehemali-
ge Sekretérin in einem Konzentrationslager.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition aufgrund des Vorbringens
des Petenten sowie unter Hinzuziehung einer Stellung-
nahme des Ministeriums fiir Justiz, Europa und Ver-
braucherschutz gepruft und beraten.
Zu dem Vorwurf des Petenten, dass die hochbetagte
Angeklagte erst jetzt strafprozessual verfolgt werde,
fuhrt das Justizministerium aus, dass dieser Umstand
der jahrzehntelangen Nichtverfolgung von Mitwirkungs-
handlungen bei Massentétungen in der NS-Zeit im Zu-
sammenhang mit der frlheren Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs stehe. Im Rahmen der juristischen
Aufarbeitung des NS-Unrechts habe der Bundesge-
richtshof Mitte der 1960er-Jahre ausdriicklich geurteilt,
dass nicht jede Person, die in das Vernichtungspro-
gramm des Konzentrationslagers eingegliedert gewe-
sen und dort irgendwie anlasslich dieses Programms
tatig gewesen sei, sich objektiv an den Morden beteiligt
habe und fir alles Geschehene verantwortlich sei. An-
sonsten sei auch ein Handeln, dass die Haupttat in kei-
ner Weise konkret geférdert habe, zu bestrafen. Der
vom Bundesgerichtshof geforderte konkrete Einzeltat-
nachweis sei in diesen einschlagigen Fallen regelmafig
nicht zu erbringen gewesen, sodass diesbezlgliche
Ermittlungsverfahren eingestellt worden seien.
Das Justizministerium verweist sodann auf die geander-
te Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs in den Jah-
ren 2011 und 2015 in zwei Verfahren, in denen unter
Verzicht auf den konkreten Einzeltatnachweis allein
aufgrund der Tatigkeit als Wachmann in Konzentrati-
onslagern eine Verurteilung wegen Beihilfe zum Mord
10



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode  Drucksache 20/198

Lfd.
Nr.

Nummer der Petition;
Wohnort (Kreis/Land) des Petenten;
Gegenstand der Petition

Inhalt der Petition;
Art der Erledigung

erfolgt sei. Erst durch diesen Wandel der hochstrichter-
lichen Rechtsprechung habe sich eine hinreichend er-
folgversprechende Mdglichkeit zur Verfolgung von Per-
sonen, bei denen der genannte konkrete Einzeltat-
nachweis nicht erbracht werden konnte, ergeben. Ab
diesem Zeitpunkt habe die zentrale Stelle der Landes-
justizverwaltung zur Aufklarung nationalsozialistischer
Verbrechen in Ludwigsburg mit der Uberpriifung der
dort archivierten Vorgange begonnen und einschlagige
Falle an die zustdndigen Staatsanwaltschaften Uber-
sandt. Die spate Einleitung von Ermittlungen gegen die
nunmehr vor dem Landgericht Itzehoe angeklagte ehe-
malige Schreibkraft sei der zuvor entgegenstehenden
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs geschuldet.
Zu dem Vorbringen des Petenten, dass die Angeklagte
sich dem Prozessbeginn durch Flucht habe erfolgreich
entziehen koénnen, sieht das Justizministerium von einer
Stellungnahme ab und verweist im Hinblick auf die un-
terlassende Entscheidung Uber eine Inhaftierung der
Angeklagten auf die Unabhangigkeit der Justiz geman
Artikel 97 Absatz 1 Grundgesetz.

Insgesamt kommt das Justizministerium nach Uberpri-
fung des Vorbringens des Petenten zu dem Ergebnis,
dass ein staatsanwaltschaftliches Fehlverhalten nicht zu
erkennen sei.

Der Petitionsausschuss weist darauf hin, dass er als
Einrichtung des Landesparlaments aufgrund der verfas-
sungsrechtlich garantierten Unabhangigkeit der Recht-
sprechung gehindert ist, in laufende gerichtliche Verfah-
ren einzugreifen oder bereits ergangene Entscheidun-
gen und Prozesshandlungen der Gerichte zu Uberpri-
fen, zu korrigieren oder zu bewerten.

In Bezug auf das kritisierte Vorgehen der Ermittlungs-
behdrden schliel3t der Ausschuss sich vollumfanglich
der Stellungnahme des Justizministeriums an und stellt
fest, dass fur eine Verschleppung der Verfolgung von
NS-Unrecht keine Anhaltspunkte bestehen.

11



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode  Drucksache 20/198

Lfd. Nummer der Petition;
Nr. Wohnort (Kreis/Land) des Petenten;
Gegenstand der Petition

Inhalt der Petition;
Art der Erledigung

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur

1 L2119-19/1764
Nordrhein-Westfalen
Bildungswesen, Digitalisierung
der Schulen

Der Petent setzt sich mit seiner Petition fiir die Digitali-
sierung der Schulen ein. Praktische Probleme und
kinstliche Hirden - wie beispielsweise Zugangsbe-
schrankungen oder datenschutzrechtliche Regelungen -
sollten zligig beseitigt werden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fir Bildung, Wissen-
schaft und Kultur beraten.

Das Bildungsministerium stimmt mit dem Petenten da-
rin Uberein, dass es sich bei der Digitalisierung der
Schulen in Schleswig-Holstein um ein Thema von
hochster Bedeutung handele. Daher werde das Land
seiner Verantwortung in diesem Bereich bereits gerecht
und treibe die Digitalisierung durch zahlreiche Mal}-
nahmen und Landesprogramme in enger Kooperation
mit den Schultrdgern und Schulen zlgig und zielgerich-
tet voran. Beispielhaft seien die Bereitstellung des
Schulportals SH, eines Lernmanagementsystems und
einer Videokonferenz-Lésung durch das Land fur die
Schulen zu nennen.

Uber den DigitalPakt Schule 2019 bis 2024 und die da-
zu geschlossenen Zusatzvereinbarungen wirden Bund
und Land den Schultrdgern aulRerdem Foérdermittel fir
die digitale Ausstattung zur Verfliigung stellen. Hieraus
kénnten unter anderem IT-Infrastruktur an den Schulen
oder Leihgerate flr unversorgte Schilerinnen und
Schuler beschafft werden. Fir die Beantragung dieser
Fordermittel und hinsichtlich von Fragen zur techni-
schen Ausstattung wurden fur Schulen und Schultréger
zahlreiche Unterstitzungs- und Beratungsangebote
durch das Bildungsministerium sowie durch die Medi-
enberatung des Instituts fir Qualitatsentwicklung an
Schulen Schleswig-Holstein bereitgehalten.

Soweit der Petent hinsichtlich des Digitalisierung an
Schulen kinstliche Hirden im Zusammenhang mit ge-
setzlichen Vorgaben - wie beispielsweise dem Daten-
schutz - sieht, weist das Ministerium darauf hin, dass
gerade auch die Entwicklungen wahrend der Corona-
pandemie gezeigt hatten, dass seitens des Landes, der
Schultrager und der Schulen sowohl schnelle als auch
rechtskonforme Ldsungswege eingeschlagen werden
koénnten.

Der Petitionsausschuss unterstreicht, dass die Digitali-
sierung der Schulen nicht allein zum Ziel hat, neue
Maoglichkeiten fir die Gestaltung des Lernens zu nut-
zen, sondern jungen Menschen dartber hinaus die not-
wendigen Kompetenzen zur bestmdglichen Entfaltung
in einer digitalisierten Welt zu vermitteln. Er begrifit,
dass zum Zwecke der Schaffung und Erweiterung von
digitalen Infrastrukturen an Schulen bereits zahlreiche
und vielfaltige MaBRnahmen ergriffen und Projekte initi-
iert wurden, um den Schilerinnen und Schilern sowie
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L2122-19/2012

Brandenburg

Kunst und Kultur, 6ffentliche
Biicherschranke

L2122-19/2075
Nordrhein-Westfalen
Gesundheitswesen, mobile Impf-
angebote an Schulen

L2120-19/2105

Brandenburg

Bildungswesen, Rezensionen im
Internet liber das MBWK

L2122-19/2258

Nordfriesland

Schulwesen, Ausbildung zur
Lehrkraft in Teilzeit, Beriicksich-
tigung Migrationshintergrund

Lehrkraften das notwendige digitale Umfeld zu bieten.
Dariiber hinaus weist der Ausschuss darauf hin, dass
sich auch der Schleswig-Holsteinische Landtag im
Rahmen seiner parlamentarischen Arbeit laufend mit
dem Themenfeld auseinandersetzt und auf eine Wei-
terentwicklung der Bildungsdigitalisierung hinwirkt.

Der Petitionsausschuss stellt somit fest, dass dem Be-
gehren des Petenten bereits entsprochen wird,

Der Petent fordert, dass Inventarlisten fir 6ffentlich zu-
gangliche Bicherschranke in Schleswig-Holstein erstellt
werden sollten.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fur Bildung, Wissenschaft
und Kultur geprift und abschlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent fordert, eine Untersuchung einzuleiten, da
die mobilen Impfteams an den Schulen Kinder gegen
das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft hatten, ohne
dass die Zustimmung der Eltern vorgelegen hatte.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition unter Beiziehung einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fur Bildung, Wissenschaft
und Kultur beraten.

Das Bildungsministerium teilt mit, dass die von dem Pe-
tenten beanstandete Vorgehensweise weder beabsich-
tigt noch durchgefihrt worden sei.

Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass fir ein par-
lamentarisches Tatigwerden.

Der Petent mdchte erreichen, dass das Ministerium fur
Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schles-
wig-Holstein o6ffentliche Rezensionen im Internet aus-
wertet und die dort genannten Missstande beseitigt.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition gepruft und beraten. Er sieht
keinen Anlass fir ein parlamentarisches Tatigwerden.

Die Petentin tragt vor, dass sie in ihrer Ausbildung zur
Lehrerin an einem Fdrderzentrum aufgrund ihrer Her-
kunft und Muttersprache dienstlich benachteiligt wird.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Argumente unter Hinzuzie-
hung von Stellungnahmen des Ministeriums fir Bildung,
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Wissenschaft und Kultur gepriift und beraten.

Das Bildungsministerium hat in der Stellungnahme dar-
gelegt, dass die Petentin seit dem 1. Juli 2019 den Vor-
bereitungsdienst am Férderzentrum in Teilzeit absolviert
habe. Sie habe zunachst einen Antrag auf Teilzeitbe-
schaftigung von 50 % gestellt. Diesem Antrag sei mit
Bescheid vom 13. Mai 2019 stattgegeben worden. Der
Antrag sei jedoch dann auf Wunsch der Petentin mit
Bescheid vom 1. Juli 2019 auf eine Beschaftigungsdau-
er in Héhe von 75 % abgeéandert worden. Am 2. Februar
2020 habe die Petentin einen erneuten Anderungsan-
trag zur Hoéhe ihrer Arbeitszeit gestellt und nunmehr
wieder eine Beschaftigung von 50 % beantragt. Dieser
Antrag habe jedoch aus formalen Grinden abgelehnt
werden mussen, da bei dieser Hohe der Teilzeitbe-
schaftigung ansonsten die Mindestdauer des Vorberei-
tungsdienstes unterschritten worden ware. Aus diesem
Grund habe nur eine Teilzeittatigkeit in Hohe von 55 %
genehmigt werden koénnen, die im Zeitraum vom
1. Februar 2020 bis 31. Januar 2022 gegolten habe.
Zurzeit befinde sich die Petentin vom 1. April 2021 bis
zum 31. Marz 2022 in Elternzeit. Der Vorbereitungs-
dienst werde am 1. April 2022 bis zum 31. Januar 2023
fortgesetzt.

Weiterhin fihrt das Bildungsministerium aus, dass die
vorhandenen Strukturen zum Konflikt- und Beschwer-
demanagement generell auch fiir die Lehrkrafte im Vor-
bereitungsdienst zuganglich seien. Die Petentin habe im
Jahr 2020 eine Dienstaufsichtsbeschwerde an die unte-
re Schulaufsicht gestellt. Ebenfalls im Jahr 2020 habe
sie sich an die Antidiskriminierungsstelle des Landes
Schleswig-Holstein gewandt. Im Institut fir Qualitats-
entwicklung an Schulen Schleswig-Holstein bilde eine
Gruppe von Lehrkraften in Ausbildung einen sogenann-
ten ,Runden Tisch", an den sich die Petentin ebenfalls
gewendet habe. Alle Lehrkrafte im Vorbereitungsdienst
wulrden unabhangig vom ethnischen Hintergrund gezielt
und umfangreich unterstitzt werden.

Der Petentin seien diverse Unterstiitzungsmalnahmen
angeboten worden. Die Studienleiterin als auch die
Ausbildungskrafte, die die Petentin am Foérderzentrum
betreuen wirden, hatten ausfuhrlich dargelegt, dass
sich die Petentin an gemeinsame Absprachen nicht ge-
halten habe, die aus schulischer Sicht notwendig gewe-
sen waren, um eine erfolgreiche Beendigung des Vor-
bereitungsdienstes sicher zu stellen. Die Petentin habe
sich geweigert, eine Zusammenfassung der gewonne-
nen Erkenntnisse aus den Beratungsgesprachen zu fer-
tigen, obgleich diese MaRnahme von den Ausbildungs-
kraften beflrwortet worden sei. Im weiteren Verlauf der
Ausbildung habe auch die von der Petentin auf Anre-
gung der Ausbildungskrafte gefertigte ausfiihrliche Un-
terrichtsplanung nicht oder nur unzureichend zum ge-
zeigten Unterricht gepasst. Der Anregung, eine Kurz-
planung fiir jede Hospitalisierungsstunde zu fertigen, sei
die Petentin ebenfalls nicht nachgekommen. Der ehe-
malige, als auch der kommissarische Schulleiter des
Foérderzentrums hatten sich umfangreich zu den Vor-
wilrden der Petentin gedufert. Ein Fehlverhalten sei
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L2122-19/2261
Schleswig-Holstein
Hochschulwesen, Eingruppie-
rung einer Projektleiterin mit
Forschungserfahrung

von Seiten des Bildungsministeriums nicht festgestellt
worden. Beide Personen hatten sich der Petentin ge-
genuber sachgerecht und an den dienstlichen Erkennt-
nissen ausgerichtet verhalten. Den Antragen der Peten-
tin auf Teilzeitbeschaftigung sei nachgekommen wor-
den.

AbschlieBend erlautert das Bildungsministerium, dass
fur die Aus- und Weiterbildung von Personalraten so-
wohl im Institut fir Qualitatsentwicklung an Schulen
Schleswig-Holstein als auch bei der Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft zahlreiche Fortbildungsan-
gebotebestiinden.

Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis genommen,
welche deutlichen BemUhungen die beteiligten Lehrkraf-
te des Forderzentrums unternommen haben, um die
Ausbildung der Petentin zu férdern. Er vermag die An-
schuldigungen der Petentin daher in keiner Weise zu
teilen. Dem Ausschuss ist es mit seinem parlamentari-
schen Mitteln nicht mdglich, mindliche AuBerungen im
Nachhinein zu Uberprifen. Er hat jedoch keine Anhalts-
punkte gefunden, dass ein respektvoller Umgang mit
der Petentin zu vermissen war. Der Ausschuss vermag
der Petentin daher nur anheim zu stellen, kinftig die
angebotenen UnterstitzungsmafRnahmen auch anzu-
nehmen und umzusetzen, um ihre Ausbildung erfolg-
reich zu beenden.

Die Petentin bittet den Ausschuss um Unterstitzung,
eine hdhere Eingruppierung anlasslich lhrer Leitung in
einem mit Bundesmitteln geférderten Projekt an einer
schleswig-holsteinischen Universitat zu erhalten.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Argumente unter Hinzuzie-
hung einer Stellungnahme des Ministeriums fir Bildung,
Wissenschaft und Kultur geprift und beraten. Die Stel-
lungnahme ist in Abstimmung mit dem Finanzministeri-
um gefertigt worden.
Das Wissenschaftsministerium tragt vor, dass tarifrecht-
lich unerheblich sei, ob die entstandenen Personalkos-
ten von dritter Seite gezahlt wirden oder nicht. Maf3geb-
lich sei einzig, ob die Kriterien fir die Berlicksichtigung
der Zeiten bei der Zuordnung zu einer Erfahrungsstufe
erfillt seien. GemaR § 16 Absatz 2 in der Fassung des
§ 40 Nummer 5 Tarifvertrag des offentlichen Dienstes
der Lander gelte erganzend, dass Zeiten mit einschlagi-
ger Berufserfahrung an anderen Hochschulen oder au-
Reruniversitaren Forschungseinrichtungen grundsatzlich
anerkannt wirden, wenn Beschéftigte in den Entgelt-
gruppen 13 bis 15 eingestellt seien.
Die Petentin sei in die Entgeltgruppe 13 eingestellt wor-
den. Demnach werde die einschlagige Berufserfahrung
an anderen Hochschulen oder auf3eruniversitaren For-
schungseinrichtungen grundsatzlich bertcksichtigt. Au-
Reruniversitare Forschungseinrichtungen seien Einrich-
tungen, deren Zielsetzung durch Forschungsaufgaben
gepragt sei. lhre Arbeit wirde die Vielfalt der unter-
15
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schiedlichen Forschungsfelder reflektieren und in der
Regel den Bereich zwischen Grundlagenforschung und
Anwendungsbezug sowie den Wissens- und Technolo-
gietransfer abdecken.

Bei den in Rede stehenden Tatigkeiten wirde es sich
daher weder um einschlagige Berufserfahrung handeln
noch seien diese Tatigkeiten unter Beriicksichtigung der
oben genannten Definition an einer anderen Hochschu-
le oder aufieruniversitdren Forschungseinrichtung ab-
solviert worden. Sie erfillten damit sowohl nach Ansicht
der Hochschule als auch aus Sicht des Wissen-
schaftsministeriums nicht die Voraussetzungen fir eine
Anerkennung nach § 40 Nummer 5 Tarifvertrag des 6f-
fentlichen Dienstes der Lander. Das Wissenschaftsmi-
nisterium wirde daher die Entscheidung des Ge-
schaftsbereichs Personal der betreffenden Universitat
teilen.

Der Petitionsausschuss vermag nachzuvollziehen, dass
die Petentin ihre gesamten beruflichen Erfahrungen
gerne in der héheren Erfahrungsstufe wiedergespiegelt
finden wirde. Er hat zur Kenntnis genommen, dass der
Geschéaftsbereich Personal der Petentin die Eingruppie-
rungsentscheidung bereits im Vorfeld der Petition aus-
fuhrlich erldutert und eine Abwagung vorgenommen hat.
Die Beschaftigungen als wissenschaftliche Mitarbeiterin
an der Universitdt vom 1. Dezember 2006 bis
15. Dezember 2013 sowie an einer anderen Universitat
vom 15. August 2014 bis 31. Dezember 2015 wurden
als einschlagige Berufserfahrung berlcksichtigt, da es
sich jeweils um eine wissenschaftliche Beschaftigung
im Rahmen eines Arbeitsverhaltnisses an einer Hoch-
schule gehandelt hat. Die Beschaftigungszeit, in der die
Petentin Mittel von unterschiedlichen Institutionen fir
Ihre Forschungstatigkeit erhalten hat, kann nur als for-
derliche Zeiten und nicht als einschlagige Berufserfah-
rung bertcksichtigt werden, da kein Arbeitsverhaltnis
bestanden hat.

Die férderlichen Zeiten sind somit im Rahmen der tarifli-
chen Madglichkeiten berlcksichtigt worden, sodass die
Petentin bereits bei der Einstellung der Erfahrungsstufe
5 innerhalb der Entgeltgruppe 13 zugeordnet worden ist.
Die forderlichen Zeiten reichen allerdings nicht aus, um
die Erfahrungsstufe 6 zu erreichen.

Den Ausflhrungen des Wissenschaftsministeriums,
dass diese Tatigkeiten nicht Berlicksichtigung finden
kénnen, da sie weder an einer Hochschule noch einer
aulderuniversitareren Forschungseinrichtung absolviert
worden sind, schlielt sich der Petitionsausschuss an.
Vor diesem Hintergrund sieht er keine Moglichkeit, das
Anliegen der Petentin zu unterstutzen. Der Ausschuss
hat Verstandnis, dass die Auffassung der Verwaltung
nicht immer mit denen von Privatpersonen uberein-
stimmt und diese Diskrepanz zu Unmut flhren kann.
Eine gesetzliche Regelungsliicke sieht der Ausschuss
jedoch nicht. Mit den geltenden Regeln fiir Beschaftigte
im Wissenschaftsbereich finden frihere Zeiten ein-
schlagiger Berufserfahrung aus mehreren Arbeitsver-
haltnissen an anderen Hochschulen oder aul3eruniversi-
taren Forschungseinrichtungen bereits angemessen
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Ministerium fiir Inneres, landliche Raume, Integration und Gleichstellung

L2122-19/2013

Brandenburg

Kommunale Angelegenheiten,
"Mayors for Peace"

L2122-19/2016

Brandenburg

Brand- und Katastrophenschutz,
Warntag

L2119-19/2030

Ostholstein

Offentliche Einrichtungen, Ob-
dachlosenunterkunft, Ofennut-
zung

Der Petent fordert die Landesregierung auf, sich dafir
einzusetzen, dass die Birgermeister der Kommunen in
Schleswig-Holstein an der Initiative ,Mayors for Peace”
(Burgermeister fur den Frieden) teilnehmen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums flr Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung geprift und ab-
schlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent fordert, dass ein landesweiter Warntag fir
Schleswig-Holstein im Jahr 2021 stattfinden sollte. Au-
Rerdem halt er es fur erforderlich, dass jeweils ein hal-
bes Jahr nach dem bundesweit durchgefiihrten Warn-
tag in Schleswig-Holstein nochmals ein landeseigener
Warntag abgehalten werden sollte.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums flr Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung geprift und ab-
schlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent schildert, dass er im Januar 2021 in einer
Obdachlosenunterkunft einen Ofen befeuert habe. Da-
bei sei es zu einer starken Rauchentwicklung gekom-
men. Dies sei nach Ansicht des Petenten auf eine man-
gelhafte Wartung des Schornsteins zurlickzufiihren. Die
zustandigen Behdrden sollten sich darum kimmern.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums flr Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung beraten. Das Mi-
nisterium hat das zustandige Ordnungsamt beteiligt.
Aus der Stellungnahme geht hervor, dass die Obdach-
losenunterkunft Uber keine Heizung verflige, sondern
durch genehmigte Ofen beheizt werde. Diese wiirden
zweimal im Jahr durch den Bezirksschornsteinfeger ge-
pruft.

An dem in der Petition benannten Datum sei es auf-
grund starker Rauchentwicklung zu einem Feuerwehr-
einsatz gekommen. Ein Schadensfeuer habe es nicht
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4 L2121-19/2038
Schleswig-Holstein
Auslénderangelegenheit, Dauer-
aufenthaltsrecht fiir polnische
Verwandte

gegeben. Die Rauchentwicklung sei jedoch nicht auf
den Zustand des Schornsteines, sondern auf eine Fehl-
befeuerung der Feuerstatte zuriickzufiihren gewesen.
Der Petent habe unzuldssige Brennstoffe verwendet.
Nach Auskunft des Ordnungsamtes komme es in der
Einrichtung &fter zu einer Fehlbefeuerung der Ofen.

Der Petitionsausschuss stellt im Ergebnis seiner Bera-
tung fest, dass die Feuerstatten der Obdachlosenunter-
kunft ordnungsgemalf} errichtet und abgenommen sind.
Auch erfolgt die vom Petenten begehrte Wartung be-
reits. Der Ausschuss unterstreicht, dass der jeweilige
Nutzer bei dem Betrieb einer Feuerstatte grundsatzlich
die notige Sorgfalt aufbringen muss.

Die Petentin méchte erreichen, dass ihre pflegebedirf-
tige Mutter das Daueraufenthaltsrecht in Deutschland
erhalt. Dies sei erforderlich, damit die polnische Staats-
angehorige Grundsicherung beziehen kénne.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums flr Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung ausfiihrlich ge-
pruft und beraten.
Dem Ausschuss ist bewusst, dass es sich bei den fol-
genden Ausfiihrungen um komplexe rechtliche Zusam-
menhange handelt, deren Verstandnis besondere
Fachkenntnisse erfordern. Er verweist die Petentin da-
her auf die Mdoglichkeit, sich kostenlos beispielsweise
bei Sozial- und Wohlfahrtsverbdnden oder der Zentra-
len Bildungs- und Beratungsstelle fiir Migrantinnen und
Migranten e.V. (ZBBS) beraten zu lassen.
Das Innenministerium stellt zunachst fest, dass die Mut-
ter der Petentin als polnische Staatsangehérige im Jahr
2015 nach Deutschland eingereist sei. Die Rentnerin
verfige Uber eine polnische Rente in Héhe von monat-
lich 355,12 €. Derzeit lebe sie in der Wohnung des Le-
bensgefahrten der Petentin. Diese unterstitze ihre Mut-
ter sowohl pflegerisch als auch finanziell. Im Jahr 2019
habe die Mutter der Petentin erstmals einen Antrag auf
Sozialleistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zwolftes
Buch (SGB XII - Sozialhilfe) gestellt, welcher abgelehnt
worden sei. Am 11. August 2020 sei von ihr zudem eine
Bescheinigung Uber das Daueraufenthaltsrecht bei der
zustandigen Auslanderbehodrde des Kreises beantragt
worden.
Zur allgemeinen Rechtslage erlautert das Innenministe-
rium, dass die Birgerinnen und Birger der EU-
Mitgliedsstaaten nach dem europaischen Freizlgig-
keitsrecht grundsatzlich das Recht hatten, in einen an-
deren Mitgliedstaat einzureisen und sich dort dauerhaft
aufzuhalten. Dies gelte auch, wenn sie nicht erwerbsta-
tig seien. In diesem Fall mussten jedoch ein ausrei-
chender Krankenversicherungsschutz und ausreichen-
de Existenzmittel vorhanden sein. Die Frage, ob ein
Unionsburger Uber ausreichende Existenzmittel verfugt,
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orientiere sich dabei an dem in Deutschland geltenden
Existenzminimum von derzeit 446 € ohne die Kosten
der Miete. Die Auslanderbehdrde kénne drei Monate
nach der Einreise einen Nachweis Uber die finanziellen
Verhaltnisse verlangen. Dabei werde zunachst ange-
nommen, dass die erforderlichen Mittel vorhanden sei-
en, sofern und solange keine Leistungen nach dem So-
Zialgesetzbuch Zweites Buch (SGB Il - Grundsicherung
fur Arbeitssuchende) oder dem SGB Xll beantragt oder
bezogen wirden.

In Bezug auf das begehrte Daueraufenthaltsrecht fihrt
das Innenministerium aus, dass dieses Recht denjeni-
gen Unionsblrgern zustehe, die sich seit mindestens
funf Jahren standig und rechtmafig in der Bundesrepub-
lik aufhielten. Wenn ein Antrag auf Sozialleistungen ge-
stellt werde, wirde aber infrage gestellt, ob der Aufent-
halt tatsachlich rechtmaflig sei. Das Ministerium betont
jedoch, dass allein der Umstand, dass ein Unionsburger
Sozialleistungen beziehe, nicht zwangslaufig dazu fiihre,
dass ihm das Recht zum Aufenthalt in der Bundesrepub-
lik aberkannt werde und ihm damit die Ausweisung dro-
he. Hierbei handele es sich vielmehr um eine Ermes-
sensentscheidung der Behdrde, bei welcher alle relevan-
ten Umstande des Einzelfalls umfassend geprift wir-
den.

Dem Petitionsausschuss ist bekannt, dass die Auslan-
derbehdrde den Antrag auf die Erteilung des Dauer-
aufenthaltsrechtes abgelehnt und die Mutter der Peten-
tin dagegen Widerspruch eingelegt hat. Nach Auskunft
des Innenministeriums sei tber den Widerspruch noch
nicht entschieden.

Den Ausfuhrungen der Petentin entnimmt der Aus-
schuss, dass diese mit der vorliegenden Petition errei-
chen méchte, dass ihre Mutter durch die Zuerkennung
des Daueraufenthaltsrechts Sozialleistungen erhalten
kann. Der Ausschuss kann verstehen, dass die ver-
schlechterte finanzielle Situation der Petentin und ihrer
Mutter eine Belastung darstellt. Er weist jedoch darauf
hin, dass Unionsbiirger, denen beispielsweise aufgrund
der fehlenden existenzsichernden Mittel das Freizlgig-
keitsrecht aberkannt wird (Verlustfeststellung) und die
infolgedessen Uber keine Aufenthaltsgenehmigung
mehr verfiigen, im Regelfall im Rahmen des Asylbe-
werberleistungsgesetzes  entsprechende  Unterstit-
zungsleistungen in Form von Sach- oder Geldleistungen
erhalten kénnen.

Sofern die Mdglichkeiten der Gewahrung des Dauer-
aufenthaltsrechtes fir die Mutter der Petentin im vorlie-
genden Fall nicht gegeben sind, bittet der Ausschuss
die Auslanderbehdrde vor dem Hintergrund der weite-
ren aufenthaltsrechtlichen Situation der Petitionsbe-
glnstigten die Dauer des Aufenthalts der polnischen
Staatsangehorigen in Deutschland, ihr hohes Lebensal-
ter sowie ihre Lebensumstidnde angemessen zu be-
ricksichtigen. Dem Ausschuss ist bekannt, dass die
Auslanderbehérde am 14. Februar 2022 aufgrund der
nicht ausreichenden Existenzmittel einen Verlustfest-
stellungsbescheid erlassen hat. Die darin festgesetzte
Ausreisefrist betragt 10 Jahre, womit in diesem Zeit-
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5 L2126-19/2048
Schleswig-Flensburg
Bauwesen, Baugenehmigungen
im Neubeugebiet;

raum der Verbleib der polnischen Rentnerin in Deutsch-
land mdglich ist.

Der Petitionsausschuss hofft, dass es hinsichtlich des
laufenden Widerspruchsverfahrens zeitnah zu einer kla-
renden Entscheidung kommt.

Der Petent kritisiert die Art und Weise der Uberplanung
eines Neubaugebietes. Er stellt acht Fragen zur Pla-
nung und Genehmigung der Bebauung sowie deren
Auswirkungen auf die Umgebung. Seiner Ansicht nach
hatten die odrtlichen Politiker viele der Zugestandnisse
an den Bautrdger zum Nachteil der altansassigen
Grundstuckseigentimer in einem eigentlich landlich ge-
pragten Gebiet getatigt. Er bekundet seinen Unmut tber
diese Vorgehensweise und die zu erwartenden massi-
ven Auswirkungen der Grofibaustelle auf die verkehrli-
che Situation sowie auf die umliegende Natur.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Aspekte und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fir Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung beraten. Das In-
nenministerium hat seinerseits eine Stellungnahme der
unteren Bauaufsichtsbehérde beigezogen. Auch die
planende Gemeinde sowie die untere Naturschutzbe-
hérde wurden Uber den Kreis beteiligt.

In der Stellungnahme werden die aufgeworfenen Fra-
gen des Petenten beantwortet. So unterstreicht das In-
nenministerium hinsichtlich der Hoéhenregelung, dass
die Festsetzung der Gesamthohe von Gebaduden in der
Planungshoheit der Gemeinde liege. Der im Jahr 2017
zustandige Ausschuss fir Tourismus, Bauen und Um-
welt sowie die Stadtvertretung hatten iber die Festset-
zungen beraten und unterschiedliche maximale Héhen
fir verschiedene Bereiche des Bebauungsplans festge-
legt. Die grundstlicksbezogene Gelandetopografie sei
durch Mitteilung von vier Hohenpunkten je Grundstlicke
mit einbezogen worden. Hinzu komme, dass fur mehre-
re Grundstiicke Befreiungen von den Festsetzungen er-
teilt worden seien. Diese Abweichungen seien in Bezug
auf die Hohe der Oberkante des RohfuRbodens erteilt
worden. Die Festsetzungen zur Gesamthéhe der Ge-
baude seien davon aber unberuhrt geblieben.

Zur Frage der Berlcksichtigung der ausgehenden Be-
schattung gerade von den hoéheren Gebauden verweist
das Ministerium auf § 6 Landesbauordnung. Bei Einhal-
tung der hiernach erforderlichen Abstandsflachen sei
die ausgehende Beschattung der Nachbargrundstiicke
im zulassigen Bereich. Eine abweichende Bauweise sei
im Bebauungsplan nicht vorgesehen. Erganzend wird
angemerkt, dass im Hinblick auf den Petenten ein sol-
cher nachbarschutzender Belang von baulichen Anla-
gen im Planbereich nicht verletzt worden sein kdnne, da
zwischen seinem Haus und dem Uberplanten Bereich
zwei Flurstiicke als ,Puffer" liegen wirden.

In Bezug auf die Erkundigung nach dem Gutachten zum
Fahrzeugaufkommen gehe das Ministerium davon aus,
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dass der Petent auf die verkehrliche Stellungnahme zur
4. Anderung des Bebauungsplans hinweise. Diese be-
ziehe sich auf 40 Wohneinheiten in Form von 24 Einfa-
milienhdusern sowie auf Geschosswohnungsbau mit
16 Wohnungen. Tatsachlich handele es sich derzeit
aber um 60 Wohneinheiten, die entweder bereits fertig-
gestellt beziehungsweise genehmigt seien oder sich
derzeit noch in Planung befanden. Der Geschosswoh-
nungsbau werde voraussichtlich 27 Wohnungen umfas-
sen. Der Petitionsausschuss hat durch die Angaben in
der Stellungnahme das verkehrliche Gutachten auffin-
den koénnen und beschliet, dieses dem Petenten mit
dem Beschluss zuzuleiten. Auf der Internetseite der
Gemeinde ist der gesamte Vorgang ebenfalls unter Re-
cherche und Angabe des Datums ,25.01.2017“ aufzuru-
fen. Das Innenministerium fihrt in diesem Zusammen-
hang noch aus, dass mit der 4. Anderung des Bebau-
ungsplans 26 Baufelder als allgemeine Wohngebiete in
sechs verschiedenen Nutzungsbereichen ausgewiesen
worden seien. In Abhangigkeit von den Nutzungsberei-
chen seien jeweils Einzel- und Doppelhduser sowie
Hausgruppen zuldssig. Eine festgelegte Anzahl von
Wohneinheiten lasse sich dem Bebauungsplan jedoch
nicht entnehmen.

Zur vom Petenten monierten Parksituation der Zu-
fahrtsstralle durch Kundenbetrieb von ansassigen Fir-
men und Gaste aus Ferienvermietungen klart das Mi-
nisterium auf, das ein Home-Office-Buro fir die Verwal-
tung von Ferienwohnungen als nicht stérendes Gewer-
be ausnahmsweise in dem Gebiet zugelassen worden
sei. Seitens des Landesamts fir Landwirtschaft, Umwelt
und landliche Raume seien im Rahmen der Prifung des
Bauantrages keine Bedenken beziglich des Immissi-
onsschutzes geadulert worden. Weitere gewerbliche
Nutzungen, insbesondere Ferienhauser, seien im Be-
reich des Bebauungsplans nicht genehmigt worden.

In diesem Zusammenhang weist die untere Bauaufsicht
darauf hin, dass zu einer Gastevermietung weder Be-
schwerden noch Anzeigen vorlagen. Da auch keine Fe-
rienhduser in dem Gebiet genehmigt worden seien,
kénne keine weitere Aufklarung zu den fremden Fahr-
zeugen getatigt werden. Allgemein sei nach der Lan-
desbauordnung vorgeschrieben, Stellplatze fir jede
bauliche Anlage entsprechend der vorhandenen oder
der zu erwartenden Anzahl an Kraftfahrzeugen vorzu-
halten.

Soweit der Petent das Aufstellen von Stiutzmauern von
neuen Anliegern kritisiert, entgegnet das Ministerium,
dass der unteren Bauaufsichtsbehdérde weder Bauan-
trage fur Stutzwande von mehr als 2 m vorldgen, noch
Anfragen zur Uberpriifung verfahrensfreier Stiitzwande
gemal § 63 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a Landes-
bauordnung eingegangen seien. Im Bereich des allge-
meinen Wohngebietes 4 sei im Einvernehmen mit der
Gemeinde eine Abweichung von den értlichen Festset-
zungen gemal Textteil 8, Punkt 8.5.1 - Grundstlicksein-
friedungen zugelassen worden. Auch sei nachtraglich
eine Winkelstitzwand legalisiert worden, die entspre-
chend einer Pflanzauswahlliste zu begriinen sei.
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Die Nachfrage zu den verdichteten Auffahrten beant-
wortet das Ministerium damit, dass es keine Hinweise
zu Uberschreitungen der im Bebauungsplan zuldssi-
gerweise festgesetzten Grundflachenzahlen gebe. Nach
der Landesbauordnung seien die Freiflachen von be-
bauten Grundsticken zu begriinen. Schottergarten sei-
en mit damit nicht vereinbar. Erganzend dazu habe die
untere Naturschutzbehorde erklart, dass die duleren
Grenzen des Plangebietes einen Abstand von 50 m zu
den nachstgelegenen Biotopen hatten. Zudem sei das
Biotop durch ein sogenanntes Okokonto von dem Plan-
gebiet abgeschirmt, sodass es aufgrund der baulichen
Anlagen zu keinen unmittelbaren Beeintrachtigungen
durch das Neubaugebiet komme. Auch der Fachbeitrag
zum Artenschutz habe auf der Flache des Geltungsbe-
reiches keine Beeintrachtigungen ergeben. Die Biotop-
strukturen lagen in einem ausreichenden Abstand.
Abschlieend wird zur Instandsetzung der Zufahrtstras-
se ausgeflihrt, dass diese im Rahmen im Rahmen sei-
ner regularen Tatigkeit durch den Schwarzdeckenun-
terhaltungsverband saniert werde.

Im Ergebnis stellt das Innenministerium fest, dass fir
Vollzugsdefizite des Bebauungsplanes seitens der unte-
ren Bauaufsichtsbehdrde keine Anhaltspunkte bestin-
den. Ein fachaufsichtliches Einschreiten sei nicht not-
wendig.

Der Petitionsausschuss verdeutlicht, dass die grund-
satzliche Planung und Ausgestaltung von Bebauungs-
pléanen in den Bereich der kommunalen Selbstverwal-
tung fallt. Artikel 28 Grundgesetz und Artikel 54 Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein gewahrleisten den
Gemeinden das Recht, in ihrem Gebiet alle &ffentlichen
Aufgaben im Rahmen der Gesetze in eigener Verant-
wortung zu regeln. In diesem Bereich ist der Petitions-
ausschuss nach Artikel 25 der Landesverfassung auf
eine Rechtskontrolle beschrankt. Insoweit obliegt dem
Ausschuss keine Kompetenz, den Inhalt des Bebau-
ungsplans zu priifen. Die in den Kreisen angesiedelten
Bauamter entscheiden Uber die Bauantrage unter Hin-
zuziehung und Anwendung der nach dem Bebauungs-
plan festgelegten Merkmale sowie den weiteren gesetz-
lichen Vorgaben.

Dem Ausschuss ist jedoch aus verschiedenen Einga-
ben von Burgerinnen und Birgern bekannt, dass es
vermehrt zu Unzufriedenheit und Bedenken bei be-
troffenen Anwohnern kommt, wenn diese sich nicht aus-
reichend Uber ein Vorhaben informiert fihlen oder in in-
transparenter Weise Anderungen vorgenommen wer-
den. Das gesetzlich fixierte Verfahren zur Aufstellung
von Bebauungsplanen ermdglicht durch die Phase der
Offentlichkeitsbeteiligung, Vorbehalte und Beflrchtun-
gen der betroffenen Einwohner auszurdumen sowie be-
stehende Besorgnisse und Hinweise der Anlieger mit in
die Planung einflieBen lassen zu kdénnen. Zudem hat
sich in den vergangenen Jahren immer wieder bestatigt,
dass eine frihzeitige Einbindung der Betroffenen sowie
eine transparente Vorgehensweise wesentlich besser
zur Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen beitra-
gen.
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6 L2121-19/2078
Liibeck
Auslanderangelegenheit, Famili-
enzusammenfiihrung, Verhalten
der Ausldnderbehorde

Die vom Petenten aufgeworfenen Fragen sind in der in
diesem Beschluss dargestellten Stellungnahme des Mi-
nisteriums grundsatzlich beantwortet worden. Sollte der
Petent sein Auskunftsersuchen etwa zu den verkehrli-
chen oder sonstigen Fragen als nicht abschlieRend be-
antwortet einschatzen, weist der Ausschuss auf die
Mdoglichkeit hin, evidente und/oder widerholende Park-
verstoRe zu dokumentieren und sich diesbezlglich mit
den Ordnungsbehérden und den Verantwortlichen der
Gemeinde in Verbindung zu setzen. Ungeachtet dessen
geht er davon aus, dass die untere Bauaufsicht und die
Gemeinde nunmehr ebenfalls fur die Stellplatzsituation
sowie die weiteren Konfliktbereiche sensibilisiert sind.
Das Innenministerium wird gebeten, die involvierten
Behorden uber diesen Beschluss in Kenntnis zu setzen.

Der Petent moéchte erreichen, dass seine kubanische
Ehefrau eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der
Familienzusammenfihrung erhalt und ein gegen sie
eingeleitetes Strafverfahren wegen illegalen Aufenthalts
in der Bundesrepublik eingestellt wird.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte unter
Hinzuziehung einer Stellungnahme des Ministeriums fur
Inneres, landliche Raume, Integration und Gleichstel-
lung beraten.

Das Innenministerium fihrt in seiner Stellungnahme
aus, dass die kubanische Staatsangehorige seit No-
vember 2017 mit dem Petenten, welcher die deutsche
Staatsblrgerschaft besitze, verheiratet sei. Zunachst
hatten die Eheleute eine Fernbeziehung gefihrt mit
wechselseitigen Besuchen in Deutschland und Kuba.
Die Petitionsbeglnstigte sei zuletzt im Marz 2020 mit
einem Touristenvisum in das Bundesgebiet eingereist.
Aufgrund der Reisebeschrankungen im Zusammen-
hang mit der Coronapandemie sei die geplante Ausrei-
se vor Ablauf des Visums nicht moglich gewesen. Da-
her habe sie am 3. Juni 2020 einen Antrag auf Erteilung
eines Aufenthaltstitels zum Familiennachzug als Ehe-
gattin eines Deutschen gestellt.

Mit Bescheid vom 15. September 2020 habe die Zu-
wanderungsbehdrde den Antrag abgelehnt. Die im
Rahmen der vorangegangenen Anhdérung durch den
Rechtsanwalt der Petitionsbegiinstigten erfolgte AuRe-
rung habe zu keiner abweichenden Bewertung der
Sach- und Rechtslage gefuhrt. Mit dem vorgenannten
Ablehnungsbescheid sei der Petitionsbeglnstigten au-
Rerdem mitgeteilt worden, dass sie vollziehbar ausrei-
sepflichtig sei und ihr die Abschiebung drohe, sollte sie
nicht innerhalb der gesetzten Frist bis zum 15. Oktober
2020 freiwillig ausreisen. Gegen die Entscheidung der
Zuwanderungsbehdrde sei am 30. September 2020
Widerspruch erhoben worden. Bevor Uber diesen ent-
schieden worden sei, sei die Petitionsbeglnstigte am
6. November 2020 ausgereist. Der Widerspruch sei am
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12. November 2020 zuriickgenommen worden.

Zu den rechtlichen Hintergrinden der vorgenannten
Entscheidung flhrt das Innenministerium aus, dass
Auslander nach § 4 Aufenthaltsgesetz fir die Einreise
und den Aufenthalt im Bundesgebiet einen Aufenthalts-
titel bendtigen, sofern nicht durch das europaisches
Recht oder durch Rechtsverordnung etwas anderes be-
stimmt sei. Durch die Ehe der Petitionsbeglnstigten mit
dem Petenten komme die Erteilung eines Aufenthaltsti-
tels aus familidaren Grinden in Betracht. Zu den in § 5
des vorgenannten Gesetzes aufgeflihrten Vorausset-
zungen zahle jedoch unter anderem die Einreise mit
dem erforderlichen Visum. Dariiber hinaus seien von
dem nachziehenden Ehegatten grundsatzlich einfache
Kenntnisse der deutschen Sprache auf dem Sprachni-
veau A1 bereits vor der Einreise im Rahmen des Vi-
sumverfahrens nachzuweisen.

Im Fall der Petitionsbeglnstigten stellt das Innenminis-
terium fest, dass diese die vorgenannten Vorausset-
zungen nicht erfille. So verflige sie weder Uber die not-
wendigen Sprachkenntnisse, noch sei sie mit dem er-
forderlichen Visum eingereist. Die im Gesetz formulier-
ten Ausnahmen vom Sprachnachweis fir bestimmte
Personengruppen wirden nicht auf die Petitionsbegiins-
tige zutreffen. Darliber hinaus kénne unter bestimmten
Umstédnden zwar von der Visumspflicht abgesehen
werden. Dies sei allerdings nur in solchen Fallen mdg-
lich, in denen die Voraussetzungen eines Anspruches
auf Erteilung liickenlos erflllt seien. Aufgrund des feh-
lenden Sprachnachweises sei ein solcher Anspruch hier
zu verneinen. Daneben kdnne auch auf ein Visum ver-
zichtet werden, wenn es durch die besonderen Um-
stande des Einzelfalls fur die Auslanderin oder den Aus-
ldnder unzumutbar sei, das Visumsverfahren nachzuho-
len. Derartige besondere Umstande seien im vorliegen-
den Fall weder vorgebracht worden, noch seien diese
ersichtlich.

Im Ergebnis seiner Prifung kommt das Innenministeri-
um zu dem Schluss, dass das Vorgehen der Zuwande-
rungsbehdrde fachaufsichtlich nicht zu beanstanden sei.
Bezlglich des gegen die Petitionsbeglnstigte eingelei-
teten Strafverfahrens wegen des illegalen Aufenthalts
im Bundesgebiet vermag das Innenministerium keine
Bewertung abzugeben, da dies ausschlieRlich in den
Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei falle.

Im Hinblick auf den ebenfalls vom Petenten begehrten
Aufenthaltstitel fur den in Kuba verbliebenen Sohn der
Petitionsbegunstigten weist das Innenministerium da-
rauf hin, dass dessen Aufenthalt abseits der Vorbrin-
gung in der vorliegenden Petition im bisherigen Verfah-
ren nicht von der Petitionsbeglnstigten eingebracht
worden sei.

Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die Vorausset-
zungen fir die Erteilung eines Aufenthaltstitels aus fa-
milidaren Grinden derzeit nicht erflllt sind. Er schlief3t
sich daher der Auffassung des Ministeriums an und
empfiehlt der Petitionsbeglinstigten, das erforderliche
Visumsverfahren von Kuba aus anzustrengen und zu-
dem den hierfir notwendigen Sprachnachweise zu er-
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7 L2126-19/2079
Nordrhein-Westfalen
Gesetz- und Verordnungsgebung
Land, Jugendschutz bei Gliicks-
spielwerbung

werben. Aufgrund der dargestellien Sach- und Rechts-
lage sieht der Ausschuss leider keine Moglichkeit fur
eine dartber hinausgehende Unterstitzung.
Abschlieend weist der Ausschuss im Hinblick auf die
Erbringung des erforderlichen Sprachnachweises auf
den Koalitionsvertrag Bund zwischen der SPD, Biindnis
90/Die Griinen und der FDP hin. Demnach wird eine
Rechtsanderung dahingehend angestrebt, dass eine zur
Ehepartnerin oder zum Ehepartner nachziehende Per-
son den erforderlichen Sprachnachweis auch unverzig-
lich nach ihrer Ankunft erbringen kénne (siehe Koaliti-
onsvertrag 2021, S. 140).

Der Petent beschwert sich Uber § 5 Gliicksspielstaats-
vertrag 2021. Die Regelung fir Werbung fir Glucks-
spiele stinde dem Jugendschutzgedanken entgegen
und sei daher rechtswidrig. Er bittet den Gesetzgeber,
entsprechend tatig zu werden. Sollte der Gesetzgeber
seiner Anregung zur Gesetzesanderung nicht nach-
kommen, méchte er alternativ eine Uberpriifung der von
ihm identifizierten Kollision des Gliicksspielstaatsvertra-
ges mit dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag im
Rahmen eines Normenkontrollverfahrens vor dem Ver-
fassungsgericht erreichen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten aufgezeigten Argumentation und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung beraten.

Das Innenministerium geht in seiner Stellungnahme
ausfiihrlich auf das Vorbringen des Petenten ein und
kommt zu dem Ergebnis, dass die Regelung des § 5
Glicksspielstaatsvertrag 2021 nicht mit den Regelun-
gen zum Jugendschutz kollidieren. Der Petitionsaus-
schuss hat Kenntnis davon erlangt, dass dem Petenten
diese Stellungnahme durch Petitionsverfahren in ande-
ren Bundeslandern bereits bekannt ist und verzichtet
auf eine erneute Weiterleitung an inn. Uberdies schlieRt
er sich den Ausfiihrungen des Ministeriums in der Stel-
lungnahme an.

Der Ausschuss begriiRt das Engagement des Petenten,
sich fur einen bestmdglichen Schutz von Kindern und
Jugendlichen vor suchtgefahrdenden Inhalten einzuset-
zen. Er kann die Gefahren fir die besonders schut-
zenswerten Kinder und Jugendlichen, die der Petent
durch die Anderung der Zeitschranke beschreibt,
durchaus nachvollziehen. Zu dem durch die Landesre-
gierung eingebrachten Gesetzentwurf zum Staatsver-
trag zur Neuregulierung des Gliicksspielwesens in
Deutschland (Glicksspielstaatsvertrag 2021) hat der
Innen- und Rechtsausschusses des Schleswig-Hol-
steinischen Landtages ein umfassendes schriftliches
und miindliches Anhoérungsverfahren durchgefiihrt, an
dem sich auch die Kommission fur Jugendmedien-
schutz mit einer Stellungnahme beteiligt hat. In ihrer
Stellungnahme (vgl. Drucksache 19/5383) beanstandet
die Kommission unter anderem auch die vom Petenten
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L2121-19/2195

Nordfriesland
Staatsangehorigkeit, Einbiirge-
rung einer ukrainischen Staats-
birgerin

dargestellte Zeitschrankenverlagerung. Der vorgebrach-
te Belang ist daher bereits Gegenstand der kontrovers
geflhrten parlamentarischen Diskussion gewesen. Als
Begrindung fiur die Vorverlagerung der jugendschit-
zenden Zeitschranke fir Werbung ist der Stellungnah-
me des Ministeriums zu entnehmen, dass insgesamt in
der Zurverfiigungstellung von kanalisierten Angeboten
eine bessere Kontrollmdglichkeit fir potentielles Sucht-
verhalten bei Gliicksspiel gesehen wird als in einem ge-
nerellen Verbot. Die Anderung der Zeitschranke fir
Werbung im Gllcksspielstaatsvertrag 2021 sei nur
deswegen als moglich erachtet worden, da durch diese
Kanalisierung gleichzeitig noch weitere Sicherungs-
merkmale fUr einen wirksamen Jugendschutz gegeben
sind.

Ungeachtet dessen weist der Ausschuss hinsichtlich
des Begehrens des Petenten zur Anderung des
Glucksspielstaatsvertrages darauf hin, dass der Staats-
vertrag eine intrafdderale Vereinbarung zwischen den
Bundeslandern darstellt. Der Vertragsentwurf wird von
den Ministerprasidentinnen und Ministerprasidenten
vorbereitet. Der gemeinsame Vertragsentwurf wird an-
schlieRend den jeweiligen Landesparlamenten vorge-
legt, die nur noch ihre Zustimmung oder Ablehnung er-
teilen kdnnen. Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat
den vorgelegten Gesetzesentwurf zum Glicksspiel-
staatsvertrag in seiner Sitzung am 25. Marz 2021 mehr-
heitlich angenommen. Zukiinftige Anderungen an die-
sem multilateralen Vertrag sind nur im Einklang mit al-
len Bundeslandern mdglich.

In Bezug auf die Forderung des Petenten nach einer
verfassungsgerichtlichen Uberpriifung des Staatsver-
trages weist er Ausschuss darauf hin, dass ein solcher
Normenkontrollantrag durch die Landesregierung zu
stellen ware. Da die Einschatzung des Ministeriums je-
doch eindeutig ist, ist von einer diesbeziiglichen Absicht
der Landesregierung nicht auszugehen.

Die Petentin ist ukrainische Staatsburgerin. Sie begehrt
seit mehreren Jahren erfolglos die Einblrgerung unter
Hinnahme ihrer bisherigen Staatsangehdrigkeit und bit-
tet den Ausschuss daher um Unterstitzung.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgebrachten Gesichtspunkte unter Hin-
zuziehung einer Stellungnahme des Ministeriums fir
Inneres, landliche Raume, Integration und Gleichstel-
lung beraten.
Das Innenministerium fihrt in seiner Stellungnahme
aus, dass die Petentin als ukrainische Staatsbirgerin
ihre Einblrgerung begehrt. Sie habe hierzu am 10. April
2008 bei der fir sie zustandigen Einblirgerungsbehérde
einen Antrag gestellt. Zur allgemeinen Rechtslage er-
lautert das Ministerium, dass das deutsche Staatsange-
horigkeitsgesetz eine Einblrgerung grundsatzlich nur
dann vorsehe, wenn - neben der Erfillung weiterer Vo-
raussetzungen - die bisherige Staatsangehdrigkeit auf-
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gegeben oder verloren werde. Hiervon kdénne abgese-
hen werden, wenn einer der in § 12 Staatsangehdrig-
keitsgesetz normierten Ausnahmetatbestande erfiillt
sei. Dies sei der Fall, wenn die bisherige Staatsangehd-
rigkeit nicht oder nur unter besonders schwierigen Be-
dingungen aufgegeben werden kénne.

Bezlglich der von der Petentin begehrten Einbirgerung
fuhrt das Ministerium aus, dass diese mit Schreiben
vom 27. September 2010 angegeben habe, dass sie fiir
die Entlassung aus der bisherigen Staatsangehdrigkeit
15.000 € zahlen misse und zudem bei Eintritt des Erb-
falls ihrer Eltern den Verlust von Grundeigentum in ei-
nem Wert in H6he von 75.000 € zu befiirchten habe.
Aus diesem Grund strebe sie die Einblrgerung unter
Hinnahme der ukrainischen Staatsangehorigkeit an.
Das Ministerium betont, dass die Petentin zu keinem
Zeitpunkt Nachweise Uber die vorgenannten Darstellun-
gen vorgelegt habe.

In einem weiteren Schreiben vom 23. Februar 2017 ha-
be die Petentin aulerdem vorgetragen, dass sie 2016
anlasslich eines Aufenthalts in der Ukraine vergeblich
versucht habe, sich aus der ukrainischen Staatsange-
horigkeit zu entlassen. Dies sei ihr nach eigener Aussa-
ge zeitlich jedoch nicht moglich gewesen. Der Hinter-
grund sei, dass sie ihren Umzug nach Deutschland
nicht bei den ukrainischen Behdrden habe registrieren
lassen. Daher wirde das Entlassungsverfahren nun
mehrere Monate dauern. Das Ministerium weist darauf
hin, dass sich im Entlassungsverfahren vieler ukraini-
scher Staatsangehdriger mit Einburgerungswusch das
Problem stelle, dass bei Verzug nach Deutschland eine
Genehmigung zur stdndigen Wohnsitznahme im Aus-
land in der Ukraine nicht eingeholt werde. Gleiches gel-
te fur die daran anschliefiende konsularische Nachre-
gistrierung bei den ukrainischen Auslandsvertretungen
in Deutschland. Diese Verfahrensschritte missten dann
im Rahmen der Entlassung aus der bisherigen Staats-
angehdrigkeit nachgeholt werden. Die Petentin habe
gegeniber der Behorde erklart, dass sie die hierfir er-
forderliche Zeit nicht aufbringen kénne, da ihr in diesem
Fall der Verlust ihrer Anstellung in Deutschland drohen
wirde.

Im Ergebnis seiner Prifung kommt das Ministerium zu
dem Schluss, dass keine ernsthaften Bemihungen der
Petentin im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht fir die Ent-
lassung aus der ukrainischen Staatsangehdrigkeit er-
kennbar seien. Die von ihr angeflihrten Griinde hinsicht-
lich der Unzumutbarkeit der Entlassung seien nicht hin-
reichend konkret, zumal die Petentin ihre Vorbringun-
gen nicht durch entsprechende Nachweise gestitzt ha-
be. Gleiches gelte fiir die bisherigen Entlassungsbem-
hungen, zu denen dem Ministerium abseits der vorab
dargestellten allgemein gehaltenen Ausfiihrungen keine
weiteren Informationen vorliegen wirden. Somit seien
nach Auffassung des Ministeriums weder die Entlas-
sungsbemuihungen noch deren Unzumutbarkeit glaub-
haft belegt und eine Einblirgerung unter Hinnahme der
ukrainischen Staatsangehorigkeit zum jetzigen Zeit-
punkt demzufolge nicht moglich.
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L2122-19/2246

Brandenburg

Tourismus, Steuerverschwen-
dung in einem Naturpark

Das Ministerium auBert zwar Verstandnis dafir, dass
die Petentin die auBergewdhnlich lange behdrdliche
Bearbeitungsdauer und die Aktualisierungspflicht der
einzureichenden Unterlagen als Belastung empfinde. Es
sei jedoch zu bedenken, dass die Petentin aufgrund
mangelnder Mitwirkung selbst nicht unerheblich zu die-
ser Entwicklung beigetragen habe. Soweit sich die Pe-
tentin auf die Einblrgerungskampagne des Landes
Schleswig-Holstein bezieht, betont das Ministerium,
dass - anders als von der Petentin angenommen - die
vorab dargestellten  Einblrgerungsvoraussetzungen
hierbei gleichermallen gelten wirden.

Der Petitionsausschuss kann das Anliegen der Petentin
nachvollziehen und betont, dass das Thema in Schles-
wig-Holstein einen hohen Stellenwert genief3t. Dies
wurde zuletzt mit der umfangreichen Einbirgerungs-
kampagne des Landes noch einmal deutlich betont.
Das Ziel der Landesregierung ist es dabei, Uber zusatz-
liche Werbe- und Ansprachemalnahmen Auslanderin-
nen und Auslander zu informieren und zu einer Einbur-
gerung zu motivieren, um ihnen so eine vollumfangli-
che, gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen
sowie politischen Leben in Deutschland zu erméglichen.
Hierzu wurde beispielsweise mit der Seite des Lande-
sportals www.schleswig-holstein.de/einbuergerung ein
niedrigschwelliges digitales Angebot geschaffen, wel-
ches alle wichtigen Informationen zum Einblrgerungs-
prozess und zu dessen Voraussetzungen bundelt und
Ubersichtlich darstellt.

Hinsichtlich des Begehrens der Petentin schlief3t sich
der Ausschuss der Auffassung des Innenministeriums
an und konstatiert, dass die erforderlichen Vorausset-
zungen flr eine Einblrgerung derzeit nicht vorliegen. Er
stellt der Petentin daher anheim, sich trotz des damit
verbundenen zeitlichen und organisatorischen Aufwan-
des auf dem dargestellten Weg nachhaltig um eine Ent-
lassung aus der ukrainischen Staatsangehorigkeit zu
bemihen oder andernfalls die erforderlichen Nachweise
Uber die Unzumutbarkeit gegenlber der zustandigen
Einburgerungsbehdrde detailliert beizubringen. Der Pe-
tentin steht es frei, sich auf dem Rechtsweg um die
Einburgerung unter Hinnahme der ukrainischen Staats-
angehorigkeit zu bemuhen.

Der Ausschuss wiinscht sich im Hinblick auf eine mo-
derne und serviceorientierte Verwaltung, dass die zu-
stdndigen Behorden derartige Angelegenheiten zukinf-
tig zeitnah bearbeiten, um die Blrgerinnen und Burger
nicht zu lange in einem Schwebezustand zu lassen.

Der Petitionsausschuss vermag keine darUberhinaus-
gehende Unterstltzung zu leisten.

Der Petent regt an, die im Schwarzbuch des Bundes
der Steuerzahler 2021/2022 kritisierte mutmalliche
Steuerverschwendung im Zusammenhang mit dem Bau
eines Naturparkzentrums aufzuklaren.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
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10

11

12

L2122-19/2249

Brandenburg

Kommunale Angelegenheiten,
Steuerverschwendung IT-
Zweckverband

L2126-19/2251

Brandenburg

Sport, Steuerverschwendung
Sportférderung

L2126-19/2263
Rendsburg-Eckernforde

Polizei, Riickzahlung von Anwar-
terbeziigen

dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums flr Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung geprift und ab-
schlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent begehrt die Aufarbeitung eines im Schwarz-
buch des Bundes der Steuerzahler dargestellten Sach-
verhaltes. Die IT-Struktur eines Zweckverbandes sei
Uberlastet, sodass Steuergelder aufgrund der ineffizien-
ten Arbeitsweise verschwendet wurden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fir Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung geprift und ab-
schliefend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent moniert finanzielle Leistungen des Landes
Schleswig-Holstein und der Stadt an einen Verein zur
Unterstitzung des Stadionausbaus sowie weitere Zu-
wendungen fir den Profibereich. Zum Zeitpunkt des
Umbaus sei bereits bekannt gewesen, dass der Verein
aus dem Profibereich wieder absteigen werde und so-
mit keine BaumaRnahmen mehr notwendig seien. Auch
die finanzielle Lage des Vereins sei seit Jahren unstet.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums flr Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung geprift und ab-
schlieRend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent bittet darum, die von der Polizeidirektion fir
Aus- und Fortbildung geltend gemachte Rickforderung
von Anwarterbezligen aufgrund seines vorzeitigen Aus-
scheidens aus dem Ausbildungsverhaltnis zu tberpri-
fen und die Forderung entweder auszusetzen oder zu
mindern.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten dargelegten Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fir Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung beraten.

Das Innenministerium weist in seiner Stellungnahme zur
Grundsituation darauf hin, der Petent habe fast 2 Jahre
an einem dualen Studium in der Verwaltung teilgenom-

30



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode  Drucksache 20/198

Lfd.
Nr.

Nummer der Petition;
Wohnort (Kreis/Land) des Petenten;
Gegenstand der Petition

Inhalt der Petition;
Art der Erledigung

men und daher monatliche Anwarterbezlge erhalten.
Die vorgebrachten Argumente des Petenten sowie die
Tatsache, dass die Situation flr ihn persénlich sehr ein-
schneidend sei, kdnne das Ministerium nachvollziehen.
Die Rickforderung von Anwarterbeziigen richte sich
nach den Vorschriften des Besoldungsgesetzes und der
dazugehorigen Verwaltungsvorschrift des schleswig-
holsteinischen Finanzministeriums. Der Zweck der
Ruckforderung von Anwarterbeziigen liege darin be-
grindet, dass der ehemalige Anwarter wahrend seiner
Mindestbindungsdauer von 5 Jahren nach Abschluss
des Vorbereitungsdienstes voll verwertbare Dienstleis-
tungen flr den Dienstherrn beziehungsweise den 6ffent-
lichen Dienst allgemein als Ausgleich dafir erbringen
solle, dass er in seiner Ausbildungszeit, in der er noch
keine voll verwertbaren Leistungen erbracht habe, fi-
nanziert worden sei.

Ein Ermessensspielraum, der den Verzicht auf eine
Ruckforderung von Anwarterbeziigen eroffne, bestehe
nach der Verwaltungsvorschrift grundsatzlich nur fur die
Dauer der ersten 3 Monate im ersten Semester. Dieser
Zeitraum sei bereits im Sinne der Studierenden in sei-
nem Ausbildungszweig bis nach der Praktikumsphase
des jeweiligen Studienjahrganges sehr grof3zlgig erwei-
tert worden. In dem vorliegenden Fall seien dem Peten-
ten somit statt der 3 Monate insgesamt 17 Monate als
Verzichtszeitraum eingeraumt worden. Seine Kiindi-
gung sei jedoch erst nach Ablauf von 23 Monaten er-
folgt. Zudem sei bei der Riickzahlungsforderung bereits
eine Kurzung von 400 €/Monat eingerechnet.

Das Innenministerium habe die Rechtslage noch einmal
ausfuhrlich erértert. Die Rickforderung der Anwarterbe-
zlige sei gerechtfertigt und im Einklang mit den rechtli-
chen Vorgaben.

Fur den Petitionsausschuss ist es nachvollziehbar, dass
insbesondere die HOhe der geforderten Riickerstattung
den Petenten vor eine Herausforderung stellt. Dies gilt
auch vor dem Hintergrund, dass er sich derzeit erneut in
einem Studium befindet. In Anbetracht der geschilder-
ten Rechtslage im Ruckforderungsbescheid sowie der
Stellungnahme des Ministeriums vermag sich der Aus-
schuss jedoch nicht fiir eine Anderung der Entschei-
dung einzusetzen.

Der Ausschuss fugt ergdnzend zu den Ausfihrungen in
der Stellungnahme hinzu, dass der von dem Petenten
angezweifelte Vorteil, den er erhalten hat, darin besteht,
dass das Studium im Rahmen eines Beamtenverhalt-
nisses geférdert wurde. Dadurch erhalt der studierende
Beamte auf Widerruf wahrend des Studiums eine Be-
soldung. Dies stellt nicht nur eine kostenaufwendige
Form der Ausbildung dar, sondern privilegiert den Stu-
denten im Rahmen des Vorbereitungsdienstes im Ver-
gleich mit anderen Beamten auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst sowie im Vergleich mit Studierenden, die
keine Bezlge nach dem Besoldungsgesetz wahrend
ihrer Ausbildung erhalten.

Der Ausschuss bedauert, dem Anliegen des Petenten
nicht weiter forderlich sein zu kénnen und winscht ihm
alles Gute flir seinen weiteren Ausbildungsweg. Er weist
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noch einmal ausdriicklich auf die Mdéglichkeit von Ra-
tenzahlungsvereinbarungen sowie Stundungsmdglich-
keiten hin. Die hierfiir zustandige Ansprechperson ist
dem Ruckforderungsbescheid zu entnehmen.
13 L2126-19/2363 In der kleinen Wohnortgemeinde der Petentin seien die

Herzogtum Lauenburg
Datenschutz, praktische Hand-
habung des Datenschutzes bei
ehrenamtlicher gemeindlicher
Tatigkeit

Einladungen zu hiesigen Veranstaltungen im Rahmen
der sozialen und kulturellen Daseinsfiirsorge in einer
jahrzehntelangen Praxis Uber das zusténdige Amt ziel-
gerichtet an den dafiir ausgewahlten Personenkreis ge-
schickt worden. Der Datenschutzbeauftragte des Krei-
ses habe diese Praxis nun aus Datenschutzgriinden un-
tersagt und nur auf nicht gleichwertige Alternativen zur
Bewerbung von Veranstaltungen hingewiesen. Sie bittet
um eine praktikable Lésung.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgebrachten Gesichtspunkte unter Hin-
zuziehung einer Stellungnahme des Ministeriums fir
Inneres, landliche Raume, Integration und Gleichstel-
lung beraten.

Das Innenministerium fihrt in seiner Stellungnahme
aus, dass durch die verfassungsrechtlich garantierte
kommunale Selbstverwaltung die grundsatzliche Zu-
standigkeit der Gemeinden fiir ,alle Angelegenheiten
der ortlichen Gemeinschaft‘ gegeben sei. Die Grunds-
atze seien insbesondere dem sogenannten ,Rastede-
Beschluss® des Bundesverfassungsgerichts vom
23. November 1988 zu entnehmen. Die soziale und kul-
turelle Betreuung der Einwohnerinnen und Einwohner
sei durch § 17 Absatz 1 Gemeindeordnung als freiwilli-
ge Selbstverwaltungsaufgabe ausdricklich den Ge-
meinden zugewiesen.

Eine Gemeinde kdnne daher in den Grenzen ihrer Leis-
tungsfahigkeit Beschlisse zur Durchfiihrung von bei-
spielsweise Weihnachtsfeiern flir Seniorinnen und Se-
nioren oder Ausflugsangeboten fiir Jugendliche fassen.
Das zugehdrige Amt habe gemal § 3 Absatz 1 Amts-
ordnung die Beschliisse der amtsangehdrigen Gemein-
den durchzufiihren, da diese uber keine eigene Verwal-
tung verfiigen wirden.

Im geschilderten Sachverhalt habe sich die Gemeinde
daflir entschieden, die Beginstigten der Beschlisse
durch das Amt anschreiben zu lassen. Die hierzu erfor-
derlichen Daten wirden dort bereits vorliegen, da das
Melderegister der amtsangehdérigen Gemeinden ohne-
hin durch das jeweilige Amt geflihrt werde. Der Serien-
briefversand wirde von dort aus bewerkstelligt werden.
Dadurch hatten die Meldedaten das Amt nicht verlas-
sen. § 3 Absatz 2 Bundesmeldegesetz sei ersichtlich
nicht beruhrt.

Hypothetisch weist das Ministerium noch darauf hin,
dass, selbst wenn man diesen Vorgang als eine Daten-
Ubermittlung von der Meldebehérde an die Gemeinde
mit der anschlieRenden Weitergabe an den Versand-
dienstleister betrachten wdlle, der Vorgang nicht zu be-
anstanden ware. Hierbei wurde es sich um eine Daten-
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Ubermittlung an eine andere o6ffentliche Stelle auf deren
Ersuchen nach § 34 Bundesmeldegesetz handeln. Eine
Ubermittlung nach dieser Vorschrift sei zulassig, soweit
dies zur Erflllung der in der Zustandigkeit des Empfan-
gers liegenden offentlichen Aufgaben erforderlich sei.
Aus Sicht des Innenministeriums sei dies hier der Fall.
§ 46 Bundesmeldegesetz sei hingegen nicht einschla-
gig, da dieser Vorgang keine Melderegisterauskunft an
private Stellen sei.

Hinsichtlich der Begriindung einer 6ffentlichen Aufgabe
genige eine kommunale Satzung oder ein Beschluss
der Gemeindevertretung. Es bedlrfe keiner gesetzli-
chen Regelung. Die vom Datenschutz gestellten Anfor-
derungen an ein vermeintlich notwendiges o6ffentliches
Interesse der Allgemeinheit wirden nach Einschatzung
des Innenministeriums die Selbstverwaltungsgarantie
der Gemeinde unzulassig einschranken. Auch die vor-
geschlagenen Alternativen der Bekanntmachung per
Aushang oder Uber den Internetauftritt der Gemeinde
erscheinen aus den in der Petition dargelegten Griinden
als nicht gleichwertig.

Zu dem Vorschlag der Postwurfsendung an samtliche
Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde weist
das Ministerium darauf hin, dass dies zwar mdéglich wa-
re, jedoch weniger zielgenau - und damit weniger wirt-
schaftlich - sei, als nur die jeweiligen Altersgruppen an-
zuschreiben. Vollstandigkeitshalber wird noch ange-
fuhrt, dass die zum Versand notwendigen Meldedaten
von der Gemeinde auch an ein Auftragsverarbeitungs-
unternehmen nach Artikel 28 Datenschutz-Grundver-
ordnung hatten weitergegeben werden dirfen.

Die von der Gemeinde gewahlte Vorgehensweise sei
unter dem Gesichtspunkt der Datensparsamkeit bezie-
hungsweise Datenminimierung im Sinne des Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe ¢ Datenschutz-Grundverordnung
jedoch vorzugswirdig, da die Meldedaten das Amt da-
bei zu keiner Zeit verlassen wirden. Aus den dargestell-
ten Grunden bestatigt das Innenministerium, dass die
bisherige Vorgehensweise der Gemeinde nicht zu be-
anstanden sei.

Der Petitionsausschuss schlief3t sich vollumfanglich den
Ausfuhrungen des Ministeriums an. Er begrif3t die Be-
muihungen der Gemeinde, regelmallige Veranstaltun-
gen zur Starkung der Dorfgemeinschaft anzubieten. In
diesem Zusammenhang betont er, dass die kommunale
Aufgabenwahrnehmung nicht in unzuldssiger Weise
durch vermeintliche Vorgaben des Datenschutzes ein-
geschrankt werden darf. Nachdem die Rechtslage in
diesem Beschluss noch einmal dargestellt ist, geht der
Ausschuss davon aus, dass bei zukunftigen daten-
schutzrechtlichen Uberpriifungen nicht nur das notwen-
dige Augenmal} von den fir den Datenschutz verant-
wortlichen Personen angewendet wird, sondern bei un-
gewodhnlichen Ergebnissen diese gegebenenfalls im
Austausch mit den Aufsichtsbehdrden verifiziert werden.
Der Ausschuss beschlie3t, diesen Beschluss mit der
Bitte um Beachtung auch an den Datenschutzverant-
wortlichen des Kreises weiterzuleiten.

Uberdies beschliet der Ausschuss die Weiterleitung
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14

15

L2126-19/2387

Liibeck

Steuerwesen, Aufhebung einer
Kontenpfiandung

L2126-19/2407
Baden-Wiirttemberg

Gesetz- und Verordnungsgebung
Land, Anderung § 44 Landes-
bauordnung (Wasserzahler)

der sachdienlichen Unterlagen zur Kenntnis an die
Fraktionen und fraktionslosen Abgeordneten.

Der Petent beschwert darliber, dass eine Pfandung sei-
nes Kontos durch den Kreis Segeberg aufrechterhalten
worden sei, nhachdem er seine Ruckstande bereits be-
glichen habe.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten dargelegten Aspekte und einer Stellung-
nahme des Ministeriums fir Inneres, landliche Raume,
Integration und Gleichstellung beraten. Das Innenminis-
terium hat seinerseits den Landrat des Kreises Sege-
berg an der Stellungnahme beteiligt.

Aus der Stellungnahme geht hervor, dass die Bul3geld-
forderung auf einer Geschwindigkeitsiiberschreitung
aus Marz 2019 beruhte. Die Kontopfandung habe seit
Ende Februar 2020 bestanden. Am 27. September und
26. November 2021 sei jeweils ein Teilbetrag Uberwie-
sen worden, sodass der Kreis am 29. November 2021
die Bank des Petenten Uber die Aufhebung der Pfan-
dungsverfiigung mit sofortiger Wirkung informiert habe.
Eine weitere Kontopfandung des Petenten durch den
Kreis bestehe nicht. Dieser weist jedoch grundsatzlich
darauf hin, dass dem Petenten moglicherweise durch
andere Glaubiger der Zugriff auf sein Konto verwehrt
werde.

Das Innenministerium als oberste Kommunalaufsicht
stellt fest, dass in dem dargelegten Verlauf keine Hin-
weise auf offensichtliche kommunalhaushaltrechtliche
Vorschriftsverletzungen erkennbar seien.

Dem Petitionsausschuss liegt neben der Stellungnahme
auch das Schreiben Uber die Aufhebung der Pféan-
dungsverfigung des Kreises vor. Der Ausschuss be-
dauert, dass es bei dem Petenten hinsichtlich des Zu-
griffes auf sein Konto zu Unannehmlichkeiten gekom-
men ist. Dieser Umstand ist jedoch nicht durch ein
Fehlverhalten des Kreises Segeberg eingetreten. Von
behordlicher Seite besteht keine Mdéglichkeit, der gege-
benen Situation Abhilfe zu leisten. Der Ausschuss hofft,
dass der Petent mit seiner Bank zwischenzeitlich eine
Klarung der Hinderungsgriinde fir den Zugriff erreichen
konnte.

Die Petenten begehren eine Gesetzesanderung des
§ 44 Landesbauordnung (Sanitare Anlagen, Wasser-
zahler) dahingehend, dass auch unter mehreren Eigen-
timern in einem Mehrfamilienhaus der tatsachliche
Wasserverbrauch Uber den Kaltwasserzahler abge-
rechnet werden misse und keine Abrechnung mehr
Uber die Quadratmeterzahl der Wohnungen erfolgen
durfe.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
den Petenten dargestellten Aspekte und einer Stellung-
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nahme des Ministeriums fir Inneres, Iandliche Raume,
Integration und Gleichstellung beraten.

Das Innenministerium verdeutlicht, dass gemal § 44
Absatz 2 Satz 1 Landesbauordnung jede Wohnung oder
Nutzungseinheit in Gebauden, die Gberwiegend Wohn-
zwecken dienen, einen eigenen Wasserzahler haben
musse. Eine Verpflichtung, den Wasserverbrauch auch
nach dem Zahler abzurechnen, folge daraus jedoch
nicht. Es wirden insoweit die zivilrechtlichen Vorschrif-
ten, wie beispielsweise das Wohnungseigentumsgesetz
gelten.

Regelungen im Range einer Rechtsverordnung dirften
fur die von den Petenten aufgestellie Forderung nicht in
Betracht kommen. Jedenfalls sei fur das Bauordnungs-
recht eine dafir erforderliche Ermachtigungsgrundlage
nicht gegeben. Auch halte das Innenministerium das
Bauordnungsrecht flr eine Verpflichtung zur ver-
brauchsgerechten Abrechnung des Wasserverbrauchs
nach dem Zahlerstand nicht fiir den geeigneten Rege-
lungsort. Die bauordnungsrechtlichen Vorschriften dien-
ten in erster Linie der Gefahrenabwehr, also beispiels-
weise der Standsicherheit und dem Brandschutz von
baulichen Anlagen. Zwar trage die Landesbauordnung
zudem sozialen und zunehmend auch 6kologischen Be-
langen Rechnung, diese stlinden aber in einem engen
Bezug zum Bauen, wie beispielsweise der Einbaupflicht
der Wasserzahler. Ein solcher Bezug ware bei einer
Regelung, die in diesem Fall das rein zivilrechtliche
Rechtsverhaltnis der Wohnungsnutzerinnen und Woh-
nungsnutzer zum Gegenstand hatte, nicht gegeben.
Das Innenministerium stellt im Ergebnis seiner Priifung
daher fest, dass eine Regelung in der Landesbauord-
nung aus den dargestellten Griinden nicht als sachge-
recht betrachtet werde und fiir die Petenten Uber ihren
vorgeschlagenen Weg keine Abhilfe geschaffen werden
konne.

Der Petitionsausschuss kann nachvollziehen, dass die
Petenten die verbrauchsunabhangige Wasserabrech-
nung im Verhaltnis der Quadratmeterzahl ihrer Woh-
nung zu den anderen Wohnungen als ungerecht emp-
finden. Dies wird durch die Nutzung der anderen Woh-
nungen als Ferienunterkunft noch bestarkt. Der Aus-
schuss entnimmt der Stellungnahme des Ministeriums,
dass eine Anderung der Verbrauchsabrechnung nur auf
dem Wege des Zivilrechts mdglich ware. Das Woh-
nungseigentumsgesetz ist Bundesrecht, sodass fiir An-
derungen der Bund zustandig ist. Der Ausschuss er-
ganzt, dass die Anderung der Kostenverteilung iiberdies
auch mittels eines Mehrheitsbeschlusses der Woh-
nungseigentimer erreicht werden kénnte. Da die Peten-
ten diesbezliglich auf eine aussichtslose Beschlussfas-
sung zur Anderung der Kostenverteilung durch die Ei-
gentimerversammlung hingewiesen haben, empfiehlt
der Ausschuss eine rechtliche Beratung zu erwagen.
Die nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz befugten
Personen kdénnen dartber aufklaren, ob in der individu-
ellen Situation der Petenten die Verbrauchsabrechnung
bereits so ungerecht verteilt ist, dass eine Anderung der
Kostenverteilung per Gerichtsbeschluss in Betracht ka-
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me und ob die Art der gewerblichen Nutzung der ande-
ren Wohnungen einen Einfluss auf dem Verteiler-
schliussel der Abrechnung haben musste. Der Petiti-
onsausschuss bedauert fur das Anliegen der Petenten
nicht weiter forderlich sein zu kénnen.

16 L2126-19/2421 Der Petent beschwert sich Gber die Regelungen zur

Nordrhein-Westfalen
Gesetz- und Verordnungsgebung
Land, Gliicksspielstaatsvertrag

Werbung im Glicksspielstaatsvertrag 2021 und bittet
um eine Anderung des Vertrages.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgebrachten Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums flr Inneres, landliche
Raume, Integration und Gleichstellung beraten.

Das Innenministerium teilt mit, dass die Petition im Zu-
sammenhang mit der Regelung flir Werbung flr 6ffent-
liches Gliicksspiel, insbesondere im Fernsehen, im In-
ternet einschliellich den fernsehdhnlichen Telemedien
und Video-Sharing-Diensten gemafl § 5 in Verbindung
mit § 4 Gllicksspielstaatsvertrag 2021 unbegriindet sei.
Zur Begrindung verweist das Ministerium auf seine
Stellungnahme im Rahmen des Petitionsverfahrens
L2126-19/2079, in der die Sach- und Rechtslage der
Werberegulierung umfassend dargestellt worden sei.
Aus der vorliegenden Eingabe des Petenten wirden
sich keine neuen Aspekte bezuglich der vermeintlich
fraglichen Regelung fir Werbung fir offentliches
Glucksspiel im Glucksspielstaatsvertrag ergeben.

Der Ausschuss hat Kenntnis davon erlangt, dass dem
Petenten diese Stellungnahme bereits bekannt ist. Auf
eine Weiterleitung der Stellungnahme wird daher ver-
zichtet. Zudem schlief3t sich der Petitionsausschuss
dieser Einschatzung an. Er verweist auf seine Ausflih-
rungen im Beschluss zur Petition L2126-19/2079. Auch
hinsichtlich der durch den Petenten bereits vorgebrach-
ten Bitte zur Anderung des Petitionsverfahrens stellt der
Ausschuss fest, dass dem Petenten diesbezlglich in
der Petitionsangelegenheit L2120-19/1877 der Be-
schluss des Ausschusses zugeleitet wurde.
AbschlieBend weist der Petitionsausschuss darauf hin,
dass ihm im Hinblick auf die Beschwerde des Petenten
Uber die Einzelfellentscheidung des Regierungsprasidi-
ums Darmstadt keine Uberpriifungsméglichkeit zusteht.
Die Aufsicht fur dortige Entscheidungen obliegt der zu-
standigen hessischen Landesbehdrde.
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Ministerium fiir Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung

1 L2119-19/1984
Liibeck
Umweltschutz, Bodenbeprobung
an Militdrstandorten

Der Petent begehrt, dass die Belastung des Grundwas-
sers durch Chemikalien im Umfeld von Flugplatzen und
Militarstandorten in Schleswig-Holstein untersucht wird.
Hierzu sollten Bodenproben genommen und analysiert
werden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und Stel-
lungnahmen des Ministeriums flr Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung beraten.
Das Ministerium erlautert, dass der in der Petition be-
schriebene Sachverhalt dem Umweltministerium und
den zustandigen Behorden in Schleswig-Holstein be-
kannt sei. Die benannte Stoffgruppe der per- und po-
lyfluorierten Alkylsubstanzen ricke seit einigen Jahren
zunehmend in den fachlichen und umweltpolitischen
Fokus. Die Stoffgruppe umfasse aktuell mehrere tau-
send Einzelverbindungen, welche nicht natdrlich vor-
kommen wurden, sondern durchweg kunstlich herge-
stellt seien. Viele der Einzelverbindungen seien in der
Umwelt auBerordentlich stabil, wirden praktisch nicht
abgebaut und seien deshalb mittlerweile Uberall - auch
in industrieferne Gebieten - nachweisbar.

Aufgrund ihrer vielfaltigen technischen Eigenschaften
und Anwendungsbereiche in unterschiedlichen industri-
ellen Prozessen wiirden verschiedenste Eintragspfade
fur diese Chemikalien in die Umwelt existieren. Bun-
desweit wirden beispielsweise viele bekannte Scha-
densfalle in Boden und Grundwasser wie durch den Pe-
tenten angesprochen im Zusammenhang mit der Ver-
wendung entsprechender Schaumléschmittel bei Feu-
erwehreinsatzen und -Ubungen stehen. Die Anwendung
dieser Loschschdume sei zwar seit einigen Jahren ein-
geschrankt, aber durch die hohe Bestandigkeit der Ver-
bindungen kdnnten entsprechende Verunreinigungen
von Boéden und Gewassern lange bestehen bleiben.
Hinsichtlich einer mdglichen flachenhaften Verunreini-
gung durch diese Chemikalien in Schleswig-Holstein
seien 2015 und 2020 zwei Untersuchungskampagnen
an Boden-Dauerbeobachtungsflachen durchgefiihrt
worden. Hiernach sei insgesamt von einem niedrigen
Belastungsniveau auszugehen. Der Umfang der Unter-
suchungen sei aber noch zu gering, um eine landeswei-
te Aussage zu Gehalten dieser Chemikalien im Boden
ableiten zu kénnen. Auch sei ein Vergleich mit anderen
Bundeslandern durch teils unterschiedliche Vorgehens-
weisen und Analysemethoden erschwert. Das Umwelt-
bundesamt habe daher im Jahr 2021 ein Projekt fir die
bundesweit reprasentative Beprobung von landwirt-
schaftlich genutzten Bdden aufgelegt, um landerlber-
greifende Werte zu ermitteln. Bei diesem Vorhaben sol-
len insgesamt 600 Standorte untersucht werden, rund
40 davon in Schleswig-Holstein. Das Vorhaben laufe
unter Mitwirkung der Landesregierung bis Ende 2023.
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L2119-19/2070

Sachsen

Umweltschutz, Klimawandel,
Menschenrechte

In Bezug auf in der Petition angesprochene punktuelle
Kontaminationen weist das Ministerium darauf hin, dass
in Schleswig-Holstein die Kreise und kreisfreien Stadte
als untere Bodenschutzbehdrden zustandig fur die Un-
tersuchung maoglicher Schadensfalle als altlastverdach-
tige Flachen, Altlasten, Verdachtsflachen oder Flachen
mit schadlichen Bodenveranderungen seien. In dieser
Funktion wirden sie die beschriebenen Verdachtsfalle
an zivilen und militarischen Flugplatzen sowie an ande-
ren relevanten Standorten wie beispielsweise an Stand-
orten des Feuerwehrwesens oder von Galvanikbetrie-
ben bereits in den Boden- und Altlastenkatastern erfas-
sen und nach Prioritat untersuchen.

Die Landesregierung foérdere die Untersuchungen zur
Gefahrdungsabschatzung an solchen Standorten Uber
die Altlasten-Forderrichtlinie mit einem Kostenanteil von
75 % und stelle den Vollzugsbehdrden gezielte fachli-
che Beratung fir die noch relativ neue und komplexe
Stoffgruppe zur Verfiigung. Auf Liegenschaften des
Bundes im Bereich der Bundeswehrverwaltung wirden
die Untersuchungen auch durch den Bund selbst initiiert
und finanziert, jeweils in enger fachlicher Abstimmung
mit den unteren Bodenschutzbehdérden.

Der Petitionsausschuss dankt dem Petenten fir seinen
Hinweis auf diese wichtige umweltpolitische Fragestel-
lung. Er stellt fest, dass dem Anliegen durch die Ermitt-
lungen der unteren Bodenschutzbehérden bereits ent-
sprochen wird. Der Ausschuss geht davon aus, dass
die Ergebnisse der noch laufenden bundesweiten Be-
probung bei den Bewertungen und MalRnahmen der zu-
stéandigen Behorden in Schleswig-Holstein Berticksich-
tigung finden werden.

Der Petent, ein Schulkind, begehrt einen Einsatz des
Schleswig-Holsteinischen Landtags flr den Schutz der
Umwelt und die Gerechtigkeit in der Welt. Nur so kénne
die Erde auch fur nachfolgende Generationen erhalten
bleiben.

Die Abgeordneten im Petitionsausschuss des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages bedanken sich fir das
eingeschickte Buch, in dem der junge Petent seine vie-
len Gedanken und Vorschlage aufgeschrieben hat, um
das Klima zu schitzen und die Welt zu einem gerechte-
ren Ort zu machen. Es freut den Ausschuss, dass sich
der Petent bereits in seinem Alter so leidenschaftlich fir
diese wichtigen Themen einsetzt.

Es ist richtig, dass die sogenannten Treibhausgase das
Klima erwarmen, was schadlich fiir die Okosysteme der
Erde ist. Sie entstehen beispielsweise durch die Ver-
brennung von Kohle, Erddl und Erdgas sowie durch die
Abholzung von Waldern. Diese schadlichen Stoffe wer-
den verbrannt, um unsere Autos anzutreiben, die Hau-
ser zu warmen oder um Strom zu erzeugen. Dadurch ist
fur die globale Erwarmung in erster Linie das Handeln
der Menschen verantwortlich. Wir alle miUssen daran
arbeiten, Autos, Strom und Warme ohne diese Stoffe
nutzen zu konnen. Der Petitionsausschuss hat das
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Umweltministerium deshalb gebeten, Uber die verschie-
denen Mallnahmen zu berichten, die im Bundesland
Schleswig-Holstein gegen den Klimawandel unternom-
men werden.

Auch das Umweltministerium stimmt dem Petenten zu,
dass es sich bei dem Klimawandel um ein ernstes Prob-
lem handelt. Es teilt mit, dass hier in Schleswig-Holstein
bereits viel zum Schutz des Klimas unternommen wird.
So setzt sich das Land dafiir ein, dass mehr Energie
aus Quellen gewonnen wird, die immer zur Verfugung
stehen. Diese nennt man Erneuerbare Energien. Dazu
gehdrt zum Beispiel das Sonnenlicht oder der Wind.
Daher hat Schleswig-Holstein beschlossen, dass bei
dem Neubau und der Renovierung von vielen Dachern
und grolRen Parkplatzen Photovoltaik-Anlagen aufge-
stellt werden missen. Mit diesen wird ein Teil der Son-
nenstrahlung in elektrische Energie umgewandelt. Auch
werden viele Windkraftanlagen gebaut, die die Energie
des Windes in elektrische Energie umwandeln. Dafir
kénnen Atomkraftwerke abgeschaltet werden. So kann
Schleswig-Holstein bereits viel mehr Strom aus Erneu-
erbaren Energien erzeugen, als im Land verbraucht
wird. Der Ubrige Strom kann in ganz Deutschland ge-
nutzt werden, sodass dort weniger schadliche Stoffe
verbrannt werden mussen.

Die Land Schleswig-Holstein mdchte dabei ein gutes
Vorbild fir den Klimaschutz sein und hat sich selbst
strenge Regeln gegeben. Es wurde beschlossen, dass
die Warme und der Strom fiir die Gebaude der Landes-
verwaltung bis zum Jahr 2040 ganz ohne den Ausstol}
schadlicher Stoffe erzeugt werden sollen. Und ab 2030
sollen durch die Verwaltung nur noch Elektroautos ge-
nutzt werden. Auch die Menschen in Schleswig-Holstein
unterstitzt das Land dabei, MalRnahmen zum Schutz
des Klimas und zur Einsparung von Energie umzuset-
zen. So werden zum Beispiel Ladesaulen fir strombe-
triebene Autos, KlimaschutzmaRnahmen in Gemeinden
und Forschung zu sauberen Energien gefordert.

Als Bundesland zwischen der Nord- und der Ostsee ist
fur Schleswig-Holstein auRerdem der Schutz der Meere
ein wichtiges Thema. Daflir arbeitet man eng mit allen
Nachbarldndern zusammen, um die Meerestiere vor ei-
ner Stérung ihres Lebensraumes zu bewahren und die
Meere von Abfall zu befreien. So ist es Schleswig-
Holstein zusammen mit Danemark und den Niederlan-
den beispielsweise gelungen, dass 2020 wieder fast
doppelt so viele Seehunde im Wattenmeer leben wie
noch 1999. Das freut den Ausschuss. Auch haben die
Staaten um die Ostsee beschlossen, bis zum Ende des
Jahrzehntes ein Drittel des Meeres unter strengen
Schutz zu stellen.

Der Petitionsausschuss stimmt dem Petenten zu, dass
es auf der Welt viele groRe Probleme gibt, die der Um-
welt schaden und den Menschen das Leben schwerer
machen. Bei der Losung der Probleme geht Schleswig-
Holstein mit einem guten Beispiel voran und baut die
klimafreundlichen Erneuerbaren Energien aus. Und ob-
wohl viele der Probleme leider nicht sofort behoben
werden koénnen, hat der Ausschuss die Hoffnung, dass
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228

L2119-19/2083

L2119-19/2087 - L2119-19/2100
L2119-19/2108 - L2119-19/2117
L2119-19/2121 - L2119-19/2180
L2119-19/2183 - L2119-19/2191
L2119-19/2199 - L2119-19/2210
L2119-19/2212 - L2119-19/2239
L2119-19/2268 - L2119-19/2343

L2119-19/2366 - L2119-19/2386
Segeberg u.a.

Abfallwirtschaft, Entfernung ei-
nes Miillberges in Norderstedt

es Stick fur Stick gelingt kann, wenn viele Menschen
in Deutschland und auf der ganzen Welt ihren Teil dazu
beitragen. Er dankt deshalb dem Petenten fiir sein En-
gagement und ermutigt ihn, auch weiterhin andere
Menschen davon zu Uberzeugen, dass noch mehr als
bisher fir den Schutz der Umwelt getan werden muss.

Der Petent bittet den Petitionsausschuss das Ministeri-
um fur Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur
und Digitalisierung zur umgehenden Raumung eines
Mullberges zu veranlassen. Die grole Menge an illegal
auf einem Gelande in Norderstedt lagernden Abfélle
stelle eine Gefahr fir die Umwelt und die Gesundheit
der Menschen in der Umgebung dar. Das Land sei sei-
ner Verpflichtung zur Gefahrenabwehr nach Ansicht des
Petenten bisher jedoch nicht ausreichend nachgekom-
men.

Dem Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages liegen zum Sachverhalt insgesamt 226 im
Wesentlichen inhaltsgleiche Petitionen vor. Sie werden
zu einer gemeinsamen Beratung zusammengefasst. Zu
seiner Entscheidungsfindung hat der Ausschuss neben
den Ausflihrungen der Petenten eine Stellungnahme
des Ministeriums fir Energiewende, Landwirtschaft,
Umwelt, Natur und Digitalisierung beigezogen.

Das Ministerium bestéatigt in seiner Stellungnahme,
dass die Lagerung von Abfallen auf dem Grundstiick in
Norderstedt die zustadndigen Behdrden bereits seit eini-
gen Jahren beschéaftige. Gegeniiber der damaligen Be-
treiberin sei schon im Jahr 2015 die Anordnung erlas-
sen worden, die Flache so herzustellen, dass sie wieder
der Genehmigung entspreche. Nach einem sich an-
schlieRenden Wechsel der Betreiberin sei der Anord-
nung aus 2015 zunachst auch nachgekommen und bis
Marz 2017 ein sehr grofRer Teil der Abfalle geraumt
worden. Im April 2017 sei dann ein erneuter Betreiber-
wechsel zum heutigen Hauptverursacher erfolgt. Da-
raufhin sei festzustellen gewesen, dass die Rdumung
nicht fortgefiihrt worden sei. Vielmehr seien dem
Grundstuck weitere Abfalle zugeflhrt worden und mitt-
lerweile auch ein ungenehmigtes Langzeitlager entstan-
den.

Eine konkrete Gefahrdung sei seinerzeit nicht ange-
nommen worden. Die Verunreinigung von Boden und
Wasser sei indes nicht auszuschlielen gewesen, wes-
halb die erneute Anordnung eines Annahmestopps und
der Raumung samtlicher Abfalle vom Landesamt fir
Landwirtschaft, Umwelt und landliche Rdume fir erfor-
derlich gehalten und im Juni 2017 erlassen worden sei.
Da diese angeordnete Rdumung nicht innerhalb der ge-
setzten Frist von einem Jahr erfolgt sei, habe das Lan-
desamt mit Bescheid aus dem September 2018 ein
Zwangsgeld in Hohe von 20.000 € verhangt.

Eine Pflicht, bei sich fortsetzender Nichtbefolgung der
zugrundeliegenden Anordnung eine Ersatzvornahme
anzuordnen, folge hieraus jedoch nicht. § 238 Allgemei-
nes Verwaltungsgesetz flir das Land Schleswig-Holstein
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L2119-19/2094

Stormarn
Ordnungsangelegenheiten, Tier-
schutz, Raumung eines Hauses

ertffne der Behorde ein Ermessen hinsichtlich des ei-
genen Vorgehens. Die Behodrde sei nicht in gleichem
MaRe zur Ersatzvornahme gehalten wie in ihrer Ent-
scheidung, den Adressaten zu einer Handlung zu ver-
pflichten. Ebenso wenig sei die Pflicht der Behorde, sel-
ber tatig zu werden, mit derjenigen des Adressaten
gleichzusetzen. Aus dem vom Landesamt in Auftrag
gegebenen Gutachten vom 6. November 2020 gehe
hervor, dass durch die Abfalllagerung auf dem Lager-
platz aktuell keine nachteilige Beeintrachtigung des
Grundwassers vorliege und auch in nachster Zeit nicht
zu erwarten sei. In der Entscheidung der Behdrde, die
Ersatzvornahme bislang nicht vorzunehmen, liege da-
her kein Ermessensfehler. Rein vorsorglich finde den-
noch weiterhin ein Grundwassermonitoring durch Pro-
benahme an den eingerichteten Messstellen statt und
sei auch kilinftig vorgesehen.

Da aus dem Gutachten jedoch gleichsam auch hervor-
gehe, dass eine nachteilige Veranderung langfristig
nicht ausgeschlossen sei, habe das Land intensiv und
gemeinsam mit der Stadt an einer sinnvollen und nach-
haltigen Lésung gearbeitet. Ein wichtiger und nicht leicht
zu l6sender Aspekt sei hierbei gewesen, dass der Ver-
ursacher nicht von der Rdumung profitieren solle. So
werde die Stadt nunmehr zunachst anstreben, das
Grundstick in einem Zwangsversteigerungsverfahren
zu erwerben. Nach dem Erwerb durch die Stadt werde
das Land die vollstdndige Rdumung des Grundstiickes
vornehmen lassen.

Der Petitionsausschuss unterstitzt, dass alle Beteiligten
das Ziel verfolgen, unter Berlicksichtigung der rechtli-
chen und technischen Gegebenheiten schnellstmdglich
eine vollstandige Raumung des Gelandes zu erreichen.
Dem Ausschuss ist bekannt, dass angestrebt wird, be-
reits 2022 mit der Beseitigung des Mullberges zu begin-
nen.

Der Ausschuss stellt fest, dass dem Anliegen der Pe-
tenten damit entsprochen worden ist.

Die Petentin wirft verschiedenen Behérden im Rahmen
eines tierschutzrechtlichen Eingriffs Hausfriedensbruch,
Einbruch, Zerstérung von Wohnungseigentum, Behor-
denwillkiir und datenschutzrechtliche Verfehlungen vor.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Gesichtspunkte sowie um-
fangreicher Stellungnahmen des Ministeriums fur Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitali-
sierung beraten.
Anhand der Stellungnahme sowie der beiliegenden Do-
kumentationen der zustandigen Gemeinde, des Veteri-
naramtes des Kreises Stormarn und weiterer Behorden
konnte sich der Petitionsausschuss ein umfassendes
Bild von den Hintergriinden und dem Ablauf des durch
die Petentin kritisierten behdrdlichen Einsatzes ver-
schaffen. Im Ergebnis seiner Prifung schliel3t sich der
Ausschuss der Bewertung des Ministeriums an, dass im
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vorliegenden Sachverhalt keine behérdlichen Verfeh-
lungen festzustellen sind.

So entnimmt der Petitionsausschuss den ihm vorlie-
genden Unterlagen, dass das zustandige Veterindramt
Anwohnerhinweise auf tierschutzwidrige Haltungsbe-
dingungen erreicht hatten. Der Mutter der Petentin als
Halterin sei angeboten worden, die Tiere fir eine Be-
gutachtung vorzufiihren. Erst als dies verwehrt worden
sei, sei eine Ordnungsverfiigung gemafn § 16a Absatz 1
Nummer 1 in Verbindung mit § 16 Absatz 3 Satz 4 Tier-
schutzgesetz erlassen und die Handlung gemag § 228
Landesverwaltungsgesetz selbst vorgenommen wor-
den. Bei der hierzu notwendigen Begehung des Wohn-
hauses hatten sich leider eklatant tierschutzwidrige Hal-
tungsbedingungen offenbart. Die Tiere seien daraufhin
eingefangen und in Tierheime verbracht worden. Es sei
alles Notwendige getan worden, um die Tiere aus den
Raumen und den Einrichtungsgegenstéanden zu bergen
und sie in Tierheimen unterzubringen. Aufgrund des
Zustandes des Gebdudes sei auRerdem zum Schutze
der Mutter der Petentin gemall § 174 Landesverwal-
tungsgesetz eine Nutzungsuntersagung zu Wohnzwe-
cken ausgesprochen worden.

Der Petitionsausschuss kann nachvollziehen, dass die
verschiedenen mit dem behdérdlichen Einsatz verbunde-
nen MalRnahmen fir die Petentin und ihre Mutter belas-
tend gewesen sind. Aufgrund der dokumentierten Ver-
héltnisse im Inneren des Gebadudes steht es flr den
Ausschuss jedoch auller Frage, dass ein behordliches
Einschreiten gerechtfertigt gewesen ist. Dem Petitions-
ausschuss ist ferner bekannt, dass der Mutter der Pe-
tentin bereits Jahre vor dem Einsatz Unterstitzungsan-
gebote unterbreitet worden sind. Aus welchen Griinden
diese nicht angenommen wurden, erschlie3t sich dem
Ausschuss aus den ihm vorliegenden Informationen
nicht.

Hinsichtlich der von der Petentin geschilderten Anfein-
dungen und Bedrohungen ihrer Person und ihrer Mutter
in der Folge des Einsatzes unterstreicht der Petitions-
ausschuss, dass er derartige Handlungen verurteilt. Er
unterstutzt, dass seitens der Polizei Strafverfahren ein-
geleitet wurden. Soweit die Petentin die Anfeindungen
auf behordliche Aussagen gegeniber der Presse zu-
rickfuhrt, entnimmt der Ausschuss der Stellungnahme,
dass das Einsatzgeschehen und die Kommunikation
der Teilnehmer an einer Hauptverkehrsstral3e nicht vol-
lig zu verbergen gewesen seien. Die Schilderungen der
Medien hatten sich somit in erster Linie aus dem Offen-
sichtlichem ergeben. Ein Fehlverhalten der Behdrden
sieht der Petitionsausschuss daher auch diesbeziglich
nicht.

Der Petitionsausschuss nimmt abschlieRend zur Kennt-
nis, dass die Petentin beziehungsweise ihre Mutter ge-
gen die verschiedenen Verfigungen jeweils Wider-
spruch und nach deren Ablehnung Klage erhoben ha-
ben. Beziglich der tierschutzrechtlichen Verwaltungs-
rechtssachen sind alle fiinf Klagen bereits abgewiesen
worden. Ein Strafverfahren gegen die Petentin und ihre
Mutter wegen einer Straftat nach dem Tierschutzgesetz
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230

231

L2119-19/2102

Brandenburg

Umweltschutz, Beteiligung von
Behorden v.a. im Schleswig-
Holstein am Papieratlas

L2119-19/2244
Schleswig-Holstein

Tierschutz, verdeckte Ermittlun-
gen der Veterindraufsicht

ist gegen eine Zahlung in Héhe von jeweils 300 € an ei-
nen Tierschutzverein eingestellt worden. Das Gericht ist
zu der Auffassung gelangt, dass keine vorsatzliche
Tierqualerei vorlegen habe.

Der Ausschuss ist dartber informiert worden, dass Kla-
ge gegen die Ordnungsverfigung mit der Nutzungsun-
tersagung zu Wohnzwecken noch anhangig ist. Er be-
tont, dass die rechtliche Beurteilung des Sachverhalts
damit beim Gericht liegt. Nach Artikel 97 des Grundge-
setzes und Artikel 50 der Verfassung des Landes
Schleswig-Holstein sind die Richterinnen und Richter
unabhangig und nur dem Gesetz unterworfen. Der
Schleswig-Holsteinische Landtag und sein Petitions-
ausschuss sind darum nicht berechtigt, auf die Ent-
scheidungen des Gerichts Einfluss zu nehmen oder sie
nachzupriifen. Die Uberpriifung gerichtlicher Entschei-
dungen ist nur durch die gesetzlich vorgesehenen
Rechtsmittel und Rechtsbehelfe (z.B. Beschwerde, Be-
rufung, Revision) moglich, Giber die ebenfalls unabhan-
gige Richterinnen und Richter entscheiden.

Der Petent weist auf die geringe Beteiligung der Stadte,
Landkreise und Hochschulen in Schleswig-Holstein
beim Papieratlas 2021 hin. Er fordert die Landesregie-
rung auf, MaBnahmen zu ergreifen, um die Beteiligung
am nachsten Papieratlas zu erhéhen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fiir Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung gepruift
und abschlief3end beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Die Petenten sind Pferdehalter. Sie werfen einer Veteri-
nar- und Lebensmittelaufsicht unzuldssige verdeckte
Ermittlungen auBerhalb ihres Zustandigkeitsbereiches
und einer benannten Mitarbeiterin des Amtes aufgrund
einer aus ihrer Sicht unbegriindeten Anzeige wegen
tierschutzwidriger Haltungsbedingungen einen Verstof3
gegen ihre beamtenrechtlichen Pflichten vor.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
den Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung bera-
ten. Das Ministerium hat im Rahmen seiner Ermittlun-
gen die betroffene Veterinar- und Lebensmittelaufsicht
sowie die benannte Mitarbeiterin beteiligt.

Aus der Stellungnahme des Ministeriums geht hervor,
dass die Mitarbeiterin die Anzeige als Privatperson beim
zustandigen Nachbarkreis und nicht im Rahmen ihrer
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232

L2119-19/2252

Brandenburg
Energiewirtschaft, Steuerver-
schwendung derStadtwerke

dienstlichen Tatigkeit eingereicht habe. Sie habe aus
ihrem privaten Umfeld Hinweise auf die tierschutzwidri-
ge Pferdehaltung erhalten. Aufgrund ihrer berufsmagi-
gen Verantwortung gegeniber dem Tierschutz nehme
sie auch im Privatleben wahr, wenn ein Verdacht auf
eklatante Mangelerndhrung und Haltungsmangel be-
stinde. Daher habe sie nach einer personlichen Inau-
genscheinnahme gegenuber dem zustandigen Kreis auf
die privat beobachteten Haltungsumstande der Pferde
hingewiesen, um auf eine Uberpriifung und Bewertung
durch die zustandige Behdérde hinzuwirken. Eine ,ver-
deckte Observation® der beschwerten Veterinar- und
Lebensmittelaufsicht sei somit nicht erfolgt.

Die getatigten Vorwurfe der Rufschadigung weise die
Mitarbeiterin zurlick. Sie habe die Tierhaltung lediglich
bei der ortlich zustdndigen Behdrde angezeigt und dar-
Uber hinaus keine weiteren Schritte unternommen.
Nach Einschatzung des Ministeriums fur Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung sei in
diesem Verhalten keine behordliche Verfehlung zu se-
hen.

Auch der Petitionsausschuss stellt im Ergebnis seiner
Beratung kein Fehlverhalten der kritisierten Mitarbeiterin
oder der Behorde, fur die sie tatig ist, fest. Jede Burge-
rin oder jeder Burger kann sich wegen des Verdachts
auf einen oder mehrere Verstée gegen das Tier-
schutzgesetz mit einer entsprechenden Meldung an das
zustandige Veterindaramt wenden. Der Ausschuss kann
nachvollziehen, dass die Mitarbeiterin aufgrund ihrer
fachlichen Kenntnisse bezlglich etwaiger VerstdRe
auch im privaten Umfeld in besonderer Weise sensibili-
siert ist. Allein in einer fachkundigen Anzeige sieht der
Ausschuss auch keine Rufschadigung.

Dem Ausschuss ist bekannt, dass durch den 6rtlich zu-
stéandigen Kreis mittlerweile eine Kontrolle der Pferde-
haltung erfolgt ist. Die Haltungsbedingungen und die
Pflege der Pferde seien nach Auskunft des Kreises
nicht zu beanstanden gewesen und die Besitzerin habe
bei dem Termin die erforderlichen Fachkenntnisse be-
wiesen. Auch hinsichtlich des vonseiten des Kreises als
grenzwertig bewerteten Ernahrungszustandes der Pfer-
de sei lediglich eine Fitterungsempfehlung ausgespro-
chen und keine behordliche Anordnung getroffen wor-
den. Der Ausschuss begriuft, dass die Petenten somit
Gelegenheit hatten, gegeniber der zustiandigen Behor-
de zu den Vorwurfen Stellung zu nehmen und die Be-
firchtungen zu entkraften.

Der Petent begehrt eine Aufklarung der im Schwarz-
buch des Bundes der Steuerzahler 2021/2022 kritisier-
ten mutmallichen Steuerverschwendung im Zusam-
menhang mit einer Umweltverschmutzung durch die be-
treffenden Stadtwerke.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fiir Energiewende, Land-
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233 L2119-19/2390
Ostholstein
Tierschutz, Erhaltung eines Wei-
dezauns fiir Schafe

wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung gepruift
und abschlieend beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent bittet den Ausschuss um Unterstltzung bei
dem Erhalt eines Weidezauns und seiner Schafhaltung.
Er kénne nicht nachvollziehen, dass die zustandigen
Behdérden darin bau- und umweltrechtswidrige Verstole
sehen wurden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung bera-
ten.

Das Ministerium fuhrt zum Sachverhalt aus, dass der
Petent im Januar 2020 im Fachdienst Lebensmittelsi-
cherheit und Tiergesundheit des Kreises Ostholstein
hinsichtlich der Errichtung eines Tiergeheges angefragt
und Anfang April 2020 einen vollstéandigen Antrag ein-
gereicht habe. Das besagte Grundstlick befinde sich
innerhalb des Geltungsbereiches eines Landschafts-
schutzgebietes. Der Vorgang sei daher zustandigkeits-
halber an die untere Naturschutzbehérde des zustandi-
gen Kreises weitergeleitet worden, welche den Antrag
im Oktober 2020 abgelehnt habe. Wesentliche Griinde
fur die Ablehnung seien VerstoRe gegen § 4 Absatz 1
Satz 1 Landschaftsschutzgebietsverordnung und § 42
Absatz 2 Nummer 2 Bundesnaturschutzgesetz gewe-
sen. Nach Auffassung der unteren Naturschutzbehérde
sei die Errichtung eines Tiergeheges im Landschafts-
schutzgebiet geeignet, den Charakter des Gebietes zu
verandern und dem Schutzzweck zuwider zu laufen so-
wie den Naturhaushalt und das Landschaftsbild zu be-
eintrachtigen. Ein Widerspruch des Petenten gegen den
Bescheid sei zuriickgewiesen worden. Uber eine dage-
gen eingereichte Klage vor dem Schleswig-
Holsteinischen Verwaltungsgericht sei noch nicht ent-
schieden worden.

Nichtsdestotrotz sei im Rahmen einer Kontrolle im Ja-
nuar 2021 festgestellt worden, dass der Petent -
entgegen der einschlagigen Ablehnung durch die unte-
re Naturschutzbehdrde - mit dem Bau eines Zaunes
entsprechend seinem Antrag begonnen habe. Darauf-
hin seien die Untersagung der Errichtung der Zaunanla-
ge sowie die unverzigliche Einstellung weiterer Bauar-
beiten angeordnet worden. Die sofortige Vollziehung
dieser Anordnungen sei im 6ffentlichen Interesse ange-
ordnet worden. Bei weiteren Vorortkontrollen im April
und Mai 2021 sei dann festgestellt worden, dass der
Bau der Zaunanlage entgegen des Untersagungsbe-
scheides fortgesetzt worden sei. Die untere Natur-
schutzbehoérde habe daher die Beseitigung des Zaunes
angeordnet.

Sowohl gegen die Unterlassungsanordnung als auch
gegen die Beseitigungsanordnung habe der Petent Wi-
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derspruch eingelegt und beim Verwaltungsgericht einen
Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung beantragt. Dieser Antrag sei zurlickgewiesen wor-
den. Seine als Antragsteller vor dem Oberverwaltungs-
gericht eingelegte Beschwerde sei ebenso zurlickge-
wiesen worden. Das Gericht habe es als erwiesen an-
gesehen, dass das o6ffentliche Interesse an der Einstel-
lung der Bauarbeiten das private Interesse des Antrag-
stellers, den Zaun noch vor einer Entscheidung in der
Hauptsache fertigzustellen, Uberwiege. Die Haupt-
sacheverfahren seien noch anhangig.

Der Petitionsausschuss weist darauf hin, dass fur die
Klarung der Rechtslage die Gerichte zustandig sind.
Nach Artikel 97 des Grundgesetzes und Artikel 50 der
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein sind die
Richterinnen und Richter unabhangig und nur dem Ge-
setz unterworfen. Der Schleswig-Holsteinische Landtag
und sein Petitionsausschuss sind darum nicht berech-
tigt, auf die Entscheidungen des Gerichts Einfluss zu
nehmen oder sie nachzupriifen. Die Uberpriifung ge-
richtlicher Entscheidungen ist nur durch die gesetzlich
vorgesehenen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe méglich,
Uber die ebenfalls unabhangige Richterinnen und Rich-
ter entscheiden.

Hinsichtlich des behdrdlichen Handelns besteht nach
Auffassung des Naturschutzministeriums kein Anlass,
die seitens der unteren Naturschutzbehdrde getroffenen
Entscheidungen rechtlich oder fachlich zu beanstanden.
Soweit der Petent auch die Beseitigung von Zaunen an-
derer Betroffener begehrt, verweist das Ministerium auf
die Beschlisse des Oberverwaltungsgerichts. Das Ge-
richt habe klargestellt, dass der Petent - selbst, wenn
die untere Naturschutzbehdrde bei anderen Zaunanla-
gen im Landschaftsschutzgebiet zu Unrecht untétig
bleiben sollte - hierdurch nicht in seinem Grundrecht auf
Gleichbehandlung aus Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz
verletzt werde, da es keine Gleichheit im Unrecht gebe.
Allerdings befinde sich die untere Naturschutzbehérde
hinsichtlich der von dem Petenten angesprochenen
Zaunanlagen auf anderen Grundsticken derzeit in der
Sachverhaltsaufklarung und werde die in jedem Einzel-
fall gegebenenfalls erforderlichen rechtlichen Schritte
einleiten. Auf den den Petenten betreffenden Sachver-
halt hatten diese Verfahren jedoch keine Auswirkungen.
Anhand der vorliegenden Informationen vermag der
Ausschuss kein Fehlverhalten der zustandigen Behdr-
den festzustellen. Der Antrag auf Zaunerrichtung ist mit
dem Hinweis auf die Unvereinbarkeit mit den rechtli-
chen Vorgaben von der unteren Naturschutzbehdrde
abgelehnt worden. Dem Ausschuss erschlie3t sich
nicht, weshalb der Petent, insbesondere auch in Anbe-
tracht seiner Rechtskenntnisse, den Bau des Zaunes
trotz der Ablehnung seines Antrages fortgesetzt hat,
ohne die gerichtliche Entscheidung Uber seinen Wider-
spruch abzuwarten.

Da die abschlieRende Bewertung des Sachverhaltes
dem Gericht obliegt, schlielt der Ausschuss die Bera-
tung der Petition damit ab.
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234 L2121-19/2412
Ostholstein
Naturschutz, Schaden durch
Baume am Grundstiick

Der Petent bittet den Ausschuss um Unterstiitzung ge-
genuber seiner Wohnortgemeinde. Diese wuirde sich
unter Verweis auf die kommunale Baumschutzsatzung
weigern, die an das Grundstiick des Petenten angren-
zenden Baume zu entfernen. Zudem lehne die Gemein-
de entgegen vorheriger Absprachen ab, fiir die aufgrund
von Wurzelwuchs entstandenen Schaden an der
Grundstiickseinfassung des Petenten aufzukommen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte beraten.
Der Ausschuss stellt fest, dass es sich bei dem Anlie-
gen des Petenten um ein zivilrechtliches Problem han-
delt. Zu den von der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein vorgegebenen Aufgaben des Petitionsaus-
schusses gehort zwar die Kontrolle der Landesregie-
rung und der ihrer Aufsicht unterstehenden Behdrden
auf Bitten und Beschwerden der Birgerinnen und Bir-
ger, nicht aber die Befassung mit privatrechtlichen Fra-
gestellungen. Im vorliegenden Fall besteht somit keine
parlamentarische Prifkompetenz.

Der Ausschuss weist erganzend darauf hin, dass dem
Petenten der zivilrechtliche Rechtsweg offensteht, um
sein Anliegen gegenuber der Gemeinde geltend zu ma-
chen.
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Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus

1 L2121-19/1911
Schleswig-Flensburg
Verkehrswesen, Kreisverkehr auf
der B200

Der Petent beschwert sich Uber die seiner Auffassung
nach unzureichende Beantwortung einer Eingabe an
das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Techno-
logie und Tourismus Uber die Errichtung eines Kreisver-
kehres an der Kreuzung der Bundesstralke 200 und
Landesstralle 12. Dabei seien die von ihm vorgebrach-
ten Aspekte zur verkehrlichen Situation in Wanderup
nicht ausreichend bericksichtigt worden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte unter
Hinzuziehung von Stellungnahmen des Ministeriums fiir
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
mehrfach beraten.

Hinsichtlich der Forderung des Petenten nach der Ein-
richtung eines Kreisverkehres fiihrt das Verkehrsminis-
terium aus, dass es sich dabei um eine groRRere bauli-
che Malnahme handele, die erst dann zum Tragen
komme, wenn weniger intensive Eingriffe keinen Erfolg
hatten beziehungsweise ein solcher nicht zu erwarten
sei. Zur Verbesserung der verkehrlichen Situation an
Knotenpunkten wuirden grundsatzlich verschiedene
MaBnahmen in Betracht kommen. Zum einen kdnnten
aus Grinden der Sicherheit und Ordnung des Verkehrs
und bei einer konkreten Gefahrenlage verschiedene
verkehrsrechtliche Anordnungen getroffen werden, die
wiederum in direkter Verbindung zur erkannten Gefahr
stunden.

Daneben koénne der StralRenbaulasttrager bauliche
MaRBnahmen ergreifen, um - gegebenenfalls in Kombi-
nation - zur Verbesserung der Verkehrssicherheit und -
qualitat beizutragen. Dazu wurde unter anderem die
EinfGhrung von Geschwindigkeitsbegrenzungen oder
Uberholverboten gehéren. Diese wiirden insbesondere
bei einer unubersichtlichen Streckenfiihrung oder
schlechten Sichtverhaltnissen in Betracht kommen, so-
fern sich das odrtliche Unfallgeschehen auf diese Prob-
lematik zuriickfiihren lasse. Fir den in Rede stehenden
Knotenpunkt seien die entsprechenden Problemlagen
jedoch nicht festzustellen. Vor dem Hintergrund der lan-
gen Wartezeiten fur Einbiegende von der Landesstra-
Re 12 sei lediglich zu prifen, inwieweit die Herabset-
zung der Geschwindigkeit auf der Bundesstrafle 200
auf 70 km/h hierbei zu einer malfgeblichen Verbesse-
rung beitragen konne.

Anderweitige bauliche Veranderungen wie etwa die
Schaffung zusétzlicher Fahr- oder Abbiegespuren sowie
Fahrbahnteiler im Einmiindungsbereich seien nach Auf-
fassung des Verkehrsministeriums im vorliegenden Fall
nicht angezeigt, da es beispielsweise bereits Linkabbie-
gestreifen von der Bundesstrale 200 gebe. Auch die
grundsatzlich in Frage kommende Verengung der Ein-
muindung, durch welche das parallele Aufstellen von
Links- und Rechtsabbiegern beim Warten im Einmun-
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dungsbereich verhindert werden koénne, erscheine nicht
zweckmaRig, da dies die Wartezeiten insbesondere fur
Einbiegende von der Landesstralte 12 erhéhen wirde.
Grundsatzlich seien bei der vom Petenten begehrten
Errichtung eines Kreisverkehres aufgrund von dessen
Charakteristika weniger Konfliktpunkte zu erwarten als
bei anderen Knotenpunktformen. Fir die hier zu be-
rucksichtigenden wesentlichen Entscheidungsgrinde
gegen eine solche bauliche MaRnahme verweist das
Verkehrsministerium auf die in dem Beschluss des Peti-
tionsausschusses vom 14. Dezember 2021 dargelegten
Erwagungen. Auch die alternative Installation einer
Lichtsignalanlage, welche beispielsweise zur Vermei-
dung von Vorfahrtsunféllen beitragen kénne, sei im vor-
liegenden Fall nicht angezeigt. Das Verkehrsministeri-
um verweist auch hierzu auf die Ausfiihrungen des vor-
genannten Beschlusses.

Zu dem fur die Beurteilung der verkehrlichen Situation
malfdgeblichen ortlichen Unfallgeschehen fiihrt das Ver-
kehrsministerium aus, dass sich der Knotenpunkt in den
Jahren 2017 bis 2020 insgesamt nicht als Unfallhau-
fungsstelle dargestellt habe. Diese Klassifizierung wer-
de angewendet fir Knotenpunkte, an denen eine be-
stimmte Anzahl oder Art von Unfallen in einem be-
stimmten Zeitraum vorliegen wirde. Dies sei der Fall,
wenn es innerhalb eines Jahres entweder zu zwei Ver-
kehrsunfallen mit schwerem Personenschaden oder zu
drei Verkehrsunfallen gleichen Typs oder zu sechs Ver-
kehrsunfallen unterschiedlichen Typs komme. Eine Un-
fallhaufungsstelle sei auch dann gegeben, wenn inner-
halb von drei Jahren drei Verkehrsunfalle mit schweren
Personenschaden zu verzeichnen seien. Die Voraus-
setzungen seien fur 2019 zwar erfillt gewesen, den-
noch handele es sich insgesamt um ein eher unauffalli-
ges Unfallgeschehen, welches keine genauen Riick-
schliisse auf spezifische Unfallursachen erlaube.
Anlasslich der Eingabe des Petenten habe der Landes-
betrieb Stralenbau und Verkehr nach einer ersten Kno-
tenpunktzahlung und Geschwindigkeitsmessung im
September 2020 in Absprache mit der Verkehrsbehdrde
des Kreises zudem eine erneute Knotenpunktzahlung
im Juni 2021 durchgefihrt. Auf dieser Grundlage sei
dann die aktuelle Leistungsfahigkeit der Kreuzung be-
rechnet worden. Das Verkehrsministerium weist darauf
hin, dass eine weitergehende Beurteilung der Ergebnis-
se durch die Strallenverkehrsbehdrde, die Polizei und
den Strallenbaulastirager derzeit noch ausstehe. Auf-
grund des ermittelten Geschwindigkeitsniveaus in Ver-
bindung mit einem insgesamt unauffalligen Unfallge-
schehen habe die Unfallkommission bislang keinen
akuten Handlungsbedarf fiir eine Geschwindigkeitsbe-
schréankung oder weitergehenden bauliche Malinahmen
gesehen.

Dem Ausschuss ist bekannt, dass auf Grundlage der
Ergebnisse der aktuellen Knotenpunktzahlung und der
nun vorliegenden Leistungsfahigkeitsberechnung eine
erneute Befassung durch die Unfallkommission vorge-
sehen ist. Da nach Auskunft des Verkehrsministeriums
insbesondere flr die Linkseinbiegenden aus der Lan-
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L2121-19/2017

Brandenburg

Umweltschutz, Entsorgung von
E-Scootern

L2121-19/2198
Schleswig-Flensburg
Verkehrswesen, Kreisverkehr auf
der K90

desstralle 12 und der gegeniiberliegenden Stralle lan-
gere Wartezeiten festgestellt worden seien, wirden nun
geeignete und angemessene MalRnahme zur Verbesse-
rung der verkehrlichen Situation gepruft werden.

Im Ergebnis stellt der Petitionsausschuss fest, dass die
Gegebenheiten am Verkehrsknotenpunkt der Bundes-
strae 200 und Landesstral3e 12 fortwahrend durch die
zustandigen Behorden beobachtet werden. Er begrifdt,
dass die Eingabe des Petenten zum Anlass fir eine
weitergehende Untersuchung der Leistungsfahigkeit
des Knotenpunktes sowie flir die erneute Beratung der
Unfallkommission genommen wird. Sollte es dabei zu
einer Neubewertung hinsichtlich des Handlungsbedar-
fes kommen, ist der Ausschuss zuversichtlich, dass die
zustandigen Behorden die erforderlichen Mallnahmen
zeitnah und im Sinne der Verkehrsqualitat und Ver-
kehrssicherheit treffen werden.

Der Ausschluss beschlief3t, dem Petenten die ergan-
zende Stellungnahme des Verkehrsministeriums vom
11. Januar 2022 zur Kenntnis zu Ubersenden.

Der Petent fordert die zahlenmaRige Erfassung in
schleswig-holsteinischen Gewassern unsachgemaf
entsorgter E-Scooter.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fur Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung gepruift
und abschlief3end beraten.

Der Ausschuss bedankt sich beim Umweltministerium
fur die ausfihrliche Stellungnahme. Er sieht keine Ver-
anlassung fir ein parlamentarisches Tatigwerden.

Die Petenten méchten erreichen, dass an der Kreuzung
der Kreisstrale 90 und der Landesstraflte 96 in Hirup
ein Kreisverkehr errichtet wird.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
den Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte unter Hin-
zuziehung von Stellungnahmen des Ministeriums fir
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
beraten. Dieses hat im Rahmen seiner Priifung den
Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr als zustandige
Fachaufsichtsbehorde beteiligt.

Das Verkehrsministerium stimmt mit den Petenten darin
Uberein, dass durch den Einsatz von Kreisverkehrsan-
lagen grundsatzlich eine Verbesserung der Leistungs-
fahigkeit und Verkehrssicherheit in Kreuzungsbereichen
erreicht werden kénne. Eine solche MalRhahme werde
bei verschiedenen Anlassen in Betracht gezogen. Dazu
wirden unter anderem die Unfallhaufigkeit oder wieder-
kehrende Geschwindigkeitsiiberschreitungen an dem
Verkehrsknotenpunkt gehdren. Neben der verkehrs-
technischen Beurteilung sei dabei immer auch die Wirt-
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schaftlichkeit zu prifen. Beziiglich der in Rede stehen-
den Kreuzung in Hirup weist das Ministerium darauf
hin, dass es sich hier um den Kreuzungspunkt einer
Landes- und einer Kreisstralle handle. Damit gebe es
bei etwaigen Anderungen zwei Kreuzungsbeteiligte und
demzufolge auch zwei Kostenbeteiligte.

Hinsichtlich der begehrten Kreisverkehrsanlage erlautert
das Verkehrsministerium, dass die Gemeinde diesbe-
zuglich bereits 2020 an den Landesbetrieb Straflenbau
und Verkehr herangetreten sei. Um mdgliche Mal3nah-
men auf ihre Erforderlichkeit und Wirtschaftlichkeit hin
zu Uberprifen, sei im September 2020 eine Knoten-
stromzahlung wahrend der Hauptverkehrszeiten von
6 Uhr bis 9 Uhr und von 15 Uhr bis 18 Uhr an der Kreu-
zung der Kreisstralle 90/Landesstral’e 96 durchgefihrt
worden. Hierbei habe sich fir den Knotenpunkt die
Qualitatsstufe D ergeben, wonach der Verkehrszustand
als noch stabil zu bewerten sei. Erst ab einer Qualitats-
stufe E seien weitergehende Uberlegungen durch die
zustandigen Baulasttrager zu treffen. Eine mogliche er-
neute Durchfiihrung der Knotenstromzahlung komme
erst bei konkreten Erkenntnissen hinsichtlich deutlicher
Verkehrsveranderungen oder Umplanungen in Betracht.
Ferner sei der Knotenpunkt keine Unfallhdufungsstelle
beziehungsweise kein Unfallschwerpunkt. Das Ver-
kehrsministerium flhrt hierzu aus, dass es sich bei ei-
ner Unfallhaufungsstelle gemafl der ,Richtlinie fir die
drtliche Untersuchung von Unféllen im Straenverkehr®
vom 20. November 2020 um bestimmte StralRenstellen
oder Streckenabschnitte handle, an denen eine be-
stimmte Anzahl oder Art von Unfallen in einem be-
stimmten Zeitraum vorliegen wirden. Dies sei der Fall,
wenn es innerhalb eines Jahres entweder zu zwei Ver-
kehrsunfallen mit schwerem Personenschaden oder zu
drei Verkehrsunfallen gleichen Typs oder zu sechs Ver-
kehrsunfallen unterschiedlichen Typs komme. Eine Un-
fallhaufungsstelle sei auch dann gegeben, wenn inner-
halb von drei Jahren drei Verkehrsunféalle mit schweren
Personenschaden zu verzeichnen seien. Diese Kriterien
seien an dem benannten Verkehrsknotenpunkt jedoch
nicht erflllt, weshalb der Umbau der Kreuzung zu einem
Kreisverkehr oder die alternative Installation einer Licht-
signalanlage derzeit nicht erforderlich sei. Dies sei dem
Amt Hurup mit Schreiben vom 29. Oktober 2020 durch
den Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr entspre-
chend mitgeteilt worden.

Die StraBenverkehrsbehdrde habe auf Anfrage gegen-
Uber dem Landesbetrieb erklart, dass der Knotenpunkt
zudem bereits 2019 in der Unfallkommission beraten
worden sei. Bei den festgestellten Unfallursachen hand-
le es sich demnach Uberwiegend um Vorfahrtsversttle
und Abbiegefehler, die sich zu unterschiedlichen Tages-
und Jahreszeiten sowie bei unterschiedlichen Witte-
rungsverhaltnissen ereignet hatten. Folglich kdnne kein
Ruckschluss auf ortliche Missstande gezogen werden.
Vonseiten der Unfallkommission seien daher abseits
der bereits bestehenden Geschwindigkeitsbegrenzung
auf 70 km/h und der durch das entsprechende Ver-
kehrszeichen bestimmten Wartepflicht der kreuzenden
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StralRe keine weiteren verkehrsrechtlichen MaRnahmen
festgelegt worden. Auch die StralRenverkehrsbehdrde
erachte vor den dargestellten Hintergrinden keine wei-
teren Schritte fur notwendig. Der Landesbetrieb Stra-
Renbau und Verkehr als zustandige Fachaufsicht kénne
in dieser Bewertung keinen Anlass flr eine Beanstan-
dung erkennen.

Dem Petitionsausschuss ist bekannt, dass das Anliegen
der Petenten von der Gemeinde Hirup und den Um-
landgemeinden beflrwortet wird. Auch der Werk- und
Strukturausschuss des Kreises Schleswig-Flensburg
hat dem Verkehrsministerium gegeniber seine Zu-
stimmung zu dem Vorhaben bekundet. Durch den Kreis
Schleswig-Flensburg als Baulasttrager der Kreisstra-
Re 90 wird zudem eine finanzielle Beteiligung zugesagt
hat. Diese setze jedoch eine Férderung nach dem Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz Schleswig-Holstein
voraus. Hinsichtlich der Finanzierung gibt das Ver-
kehrsministerium zu bedenken, dass in der Landes-
stral3enstrategie festgelegt sei, dass das Land Schles-
wig-Holstein als Baulasttrager der LandesstralRen auf-
grund des bestehenden Sanierungsstaus seine Aus-
baumittel nur an Unfallschwerpunkten einsetzen solle.
Das Verkehrsministerium weist ergdnzend darauf hin,
dass - anders als vom Petenten dargestellt - eine Sanie-
rung der Landesstrafle 96 im Bereich Weseby derzeit
fur das Jahr 2025 vorgesehen sei. Die begehrte Veran-
derung des Verkehrsknotenpunktes sei hierbei aller-
dings nicht vorgesehen. Im Ergebnis seiner Prifung
konstatiert das Ministerium, dass der Umbau des Kno-
tenpunktes weder aus verkehrstechnischer noch aus
verkehrsrechtlicher Sicht in Betracht komme und auch
unter Berlicksichtigung des Grundsatzes des sparsa-
men Einsatzes der offentlichen Finanzmittel gegenwar-
tig nicht zu beflirworten sei.

Der Petitionsausschuss begrift das Engagement der
Petenten, sich fiir eine Verbesserung der verkehrlichen
Situation in Hlrup einzusetzen. Entgegen der Einschéat-
zung des Ministeriums hat der Ausschuss den Eindruck
gewonnen, dass die besondere verkehrliche Situation
insbesondere auch im Hinblick auf die zu erwartenden
steigenden Verkehrszahlen noch einmal starker mit in
den Blick genommen werden sollte. Bei einer von ein-
zelnen Ausschussmitgliedern durchgeflhrten Ortsbe-
gehung hat sich der Eindruck verfestigt, dass eine er-
neute verkehrstechnische Befassung mit dem Knoten-
punkt sinnvoll erscheint. Insbesondere bittet der Aus-
schuss dabei mit zu bertcksichtigen, inwieweit die ge-
meindlichen Planungen zukiinftig zu einer Zunahme des
Verkehrs fuhren und damit die bereits zum jetzigen
Zeitpunkt auf kommunaler Ebene als problematisch
wahrgenommene verkehrliche Situation mutmalRlich
weiter verscharft wird.

Der Ausschuss ist zuversichtlich, dass in Zusammenar-
beit mit den beteiligten Behdrden eine fir alle Beteilig-
ten zufriedenstellende Lésung gefunden werden kann,
durch welche die Verkehrssicherheit weiter verbessert
und gleichzeitig die dargestellten Anforderungen an die
Wirtschaftlichkeit gewahrt werden. Vor diesem Hinter-
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4 L2121-19/2241
Schleswig-Holstein
Jobcenter, Bearbeitung von An-
tragen

grund bittet der Ausschuss die zustandigen Stralenver-
kehrsbehdrden, sich erneut mit den Argumenten der
Gemeinde und des Kreises zu befassen und maogliche
Malnahmen am Verkehrsknotenpunkt der Kreisstra-
Re 90 und Landesstralte 96 zu priifen.

Der Petent beschwert sich Uber die Bearbeitung von
Antragen durch das Jobcenter, welche er als unzu-
reichend und wenig kundenfreundlich empfinde. Er for-
dert unter anderem die Einflihrung einer maximalen
Bearbeitungszeit, eine verstarkte Kontrolle der Teamlei-
tungen und eine Protokollierung und Archivierung aller
IT-Aktivitdten der Mitarbeitenden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgebrachten Gesichtspunkte unter
Hinzuziehung einer Stellungnahme des Ministeriums fiir
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
beraten. Dieses hat im Rahmen seiner Priifung das zu-
stédndige Jobcenter um eine Stellungnahme gebeten.
Hinsichtlich der allgemeinen Rechtslage fihrt das Minis-
terium aus, dass ein Erstantrag auf Leistungen nach
dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB Il - Grundsi-
cherung fur Arbeitssuchende) in der Regel innerhalb
von 14 Arbeitstagen durch das Jobcenter beschieden
werde. Dieser Zeitraum beginne, sobald alle entschei-
dungserheblichen Informationen vorliegen wiirden. Dies
entspreche der Zielsetzung der sogenannten operativen
Mindeststandards im Neukundenprozess der Bunde-
sagentur fur Arbeit. Dabei richte sich die Bearbeitungs-
dauer im Einzelfall nach der Komplexitat des jeweiligen
Sachverhaltes.

Bezlglich der vom Petenten begehrten Leistung erlau-
tert das Ministerium, dass es sich dabei um eine Leis-
tung zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung han-
dele, der eine Ermessensentscheidung zugrunde liege.
Damit bestehe kein Rechtsanspruch auf die Férderung.
Vielmehr sei in jedem Einzelfall eine genaue Sachver-
haltsprifung hinsichtlich der Foérderfahigkeit und des
Beitrags fur den Integrationsprozess erforderlich. Eine
wie vom Petenten geforderte Festschreibung der Bear-
beitungsdauer auf drei Werktagen sei folglich nicht
praktikabel.

Soweit der Petent eine starkere Kontrolle des Verwal-
tungshandelns bei der Umsetzung des SGB Il begehrt,
verweist das Ministerium auf die hierzu bereits beste-
henden vielfaltigen und ebenenilibergreifenden Ansatze.
So gebe es im Rahmen des Qualitdtsmanagements in-
terne Kontrollsysteme, Priifungen durch die Interne Re-
vision der Bundesagentur fir Arbeit, interne und externe
Instrumente der Fachaufsicht sowie Priifungen durch
den Bundesrechnungshof.

Zu der Forderung des Petenten, wonach alle Aktivitaten
nach einer Anmeldung in das IT-System der Bunde-
sagentur protokolliert und archiviert werden sollten, gibt
das Ministerium zu bedenken, dass es fur die IT-
Fachverfahren der Bundesagentur fir Arbeit jeweils
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fachliche Berichtigungskonzepte geben wiirde. Die Mit-
arbeitenden wirden demnach nur im sachlich, zeitlich
und organisatorisch erforderlichen Umfang Zugriffbe-
rechtigungen erhalten. Deren Vergabe, Anderung oder
Entzug erfolge nach Maligabe der unabdingbar fachli-
chen Aufgabenerfordernisse. Die Vergabe von Zu-
gangsberechtigungen werde grundsatzlich restriktiv ge-
handhabt. Die Zugriffe wirden protokolliert, womit even-
tuell nicht berechtigte Zugriffe nachvollzogen werden
koénnten.

Zu dem Fall des Petenten schildert das Jobcenter, dass
dieser zunachst formlos am 1. September 2021 einen
Antrag auf Gewahrung einer Forderung aus dem Ver-
mittlungsbudget fir die Aufnahme einer sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeit gestellt habe. Mit dieser habe er
sich ein Fahrzeug kaufen wollen, da er sich als Busfah-
rer beworben habe und im Rahmen dieser Tatigkeit zu
unterschiedlichen Uhrzeiten verschiedene Dienstorte
erreichen musse. Nachdem der Petent den ihm zuge-
sandten schriftlichen Antrag ausgefillt zurickgeschickt
habe, sei er dariber informiert worden, dass die gefor-
derten zwei Kostenvoranschlage fir den Kauf eines
PKW fehlen wiirden, wodurch eine Bewertung der Wirt-
schaftlichkeit der MalRnahme nicht mdglich sei. Erst
nach weiteren Gesprachen hatten diese schlielllich am
29. September 2021 dem Jobcenter vorgelegen, wel-
ches umgehend die Priifung und Bewilligung der Forde-
rung vornahm.

Der Petent sei in dem Bewilligungsbescheid vom
1. Oktober 2021 darauf hingewiesen worden, dass er
die vorgesehene Mittelverwendung bis zum 19. Oktober
2021 nachweisen misste. Da es dem Petenten nach
eigener Aussage nicht mdglich gewesen sei, innerhalb
der Frist den Kaufvertrag und eine Rechnung flr einen
PKW vorzulegen, habe dieser am 6. Oktober 2021 eine
Fristverlangerung beantragt, welcher am 7. Oktober
2021 stattgegeben worden sei. Das Jobcenter betont,
dass somit zwischen dem Vorliegen aller erforderlichen
Unterlagen und der Gewahrung der begehrten Forde-
rung nur wenige Kalendertage gelegen hatten. Zu den
weiteren Schreiben, die der Petent im Rahmen seiner
Petition kritisiert, fuhrt das Jobcenter aus, dass es sich
dabei zum einen um den Ablehnungsbescheid fiir eine
beantragte Ubernahme der taglichen Fahrtkosten zur
Arbeitsstatte handele. Uber den gegen diesen Bescheid
erhobenen Widerspruch sei noch nicht entschieden.
Zum anderen benenne der Petent einen Bescheid Uber
die Ubernahme der Fahrkosten zum Vorstellungge-
sprach.

Das Jobcenter betont, dass sich - entgegen der Darstel-
lung des Petenten - die beteiligten Mitarbeitenden je-
weils schnell und kundenorientiert innerhalb des beste-
henden rechtlichen und gesetzlichen Rahmens dem An-
liegen des Petenten gegeniber verhalten hatten.

Der Petitionsausschuss kann verstehen, dass der Pe-
tent vor dem Hintergrund der Dringlichkeit seines Anlie-
gens die Wartezeit auf die behordliche Entscheidung
als belastend empfunden hat. Jedoch liegt die Bearbei-
tungszeit seines Antrages auf Forderung aus dem Ver-
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5 L2121-19/2247
Brandenburg
Tourismus, Steuerverschwen-
dung Jachthafenpromenade

6 L2121-19/2362
Herzogtum Lauenburg
Verkehrswesen, Entfernung von
Streetbuddies

mittlungsbudget weit unter den vorgenannten Mindest-
standards. Der Ausschuss verweist dariber hinaus auf
die erforderliche Mitwirkung im Verfahren. Er stellt fest,
dass der Petent die von ihn geforderten Unterlagen erst
nach mehrmaliger Aufforderung eingereicht hat, obwonhl
er schnell und umfassend Uber die entsprechenden Er-
fordernisse informiert worden ist. Der Ausschuss kann
im Ergebnis seiner Beratung keine Anhaltspunkte fur
ein vom Petenten angenommenes schuldhaft verzoger-
tes Verfahren erkennen.

Der Petent begehrt die Aufklarung der im Schwarzbuch
des Bundes der Steuerzahler 2021/2022 kritisierten
mutmallichen Steuerverschwendung im Zusammen-
hang mit der Neugestaltung der einer Binnensee- und
Jachthafenpromenade.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus geprift und ab-
schlie3end beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.

Der Petent beschwert sich Uber das Vorgehen der Mit-
arbeitenden eines Ordnungsamtes. Diese hatten wie-
derholt seine sogenannten Streetbuddy-Figuren ent-
fernt, welche er seiner Ansicht nach auf privatem Grund
mit der Erlaubnis der Eigentiimer aufgestellt habe.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und Stel-
lungnahmen des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus beraten. Dieses hat
im Rahmen seiner Prifung das zustédndige Amt betei-
ligt.

Das Verkehrsministerium bestatigt in seinen Stellung-
nahmen, dass der Petent im Einmindungsbereich
zweier Strallen zwei sogenannte Streetbuddies aufge-
stellt und angeschlossen habe. Diese seien von Mitar-
beitern der zustédndigen Amtsverwaltung wiederholt ent-
fernt worden, wobei sie die zur Befestigung verwende-
ten Drahtseilschldsser beschadigt hatten. Der Petent
habe die Figuren in der Amtsverwaltung abgeholt und
anschlieend erneut aufgestellt.

Zur allgemeinen Rechtslage erlautert das Verkehrsmi-
nisterium, dass fur das Aufstellen der Streetbuddies
gemal §21 oder § 28 Absatz1 Nummer 1 Stralien-
und Wegegesetz Schleswig-Holstein eine Sondernut-
zungserlaubnis erforderlich sei. Dabei sei zu berick-
sichtigen, dass auch Seitenstreifen und Gehwege zum
StralRenkoérper gehdren wiirden. Hinsichtlich der aufge-
stellten Figuren weist das Ministerium darauf hin, dass
hierbei kein Gemeingebrauch vorliege, da die Figuren
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nicht dem Verkehr dienen wirden. Grundsatzlich werde
der Gemeingebrauch durch eine Verengung des Ver-
kehrsraumes eingeschrankt, unabhangig davon, ob
Gegenstande nur in geringem Male in den &ffentlichen
Verkehrsraum hineinragen wirden. Daher gebe es kei-
ne Bagatellgrenze bei der Einstufung einer Verengung
als erlaubnispflichtige Sondernutzung.

Das Amt habe hierzu mitgeteilt, dass durch das Aufstel-
len der Streetbuddies der o6ffentliche StraRenraum be-
ansprucht worden sei. Dies sei anhand der entspre-
chenden Flurkarten nachzuvollziehen. Demnach grenze
der Jagerzaun am Flurstiick 12/59, an welchem eine
der Figuren befestigt worden sei, direkt an einen Geh-
weg. Auf der gegenlberliegenden Seite grenze die
Grundstliicksmauer des Flurstickes 12/34 wiederum
unmittelbar an den Seitenstreifen. Dort sei die zweite
Figur an einer Stange befestigt worden. In beiden Fallen
héatten die Figuren an der Auflenseite angebracht in den
in den Verkehrsraum hineingeragt.

Nach Auskunft des Amtes habe der Petent hierfir bis-
lang keine Sondernutzungserlaubnis beantragt, sodass
der Ubliche Verfahrensweg derzeit nicht ausgeschopft
sei. Hinsichtlich einer mdglichen Beantragung einer
Sondernutzungserlaubnis gibt das Verkehrsministerium
zu bedenken, dass in diesem Rahmen zu prifen sei, ob
die Figuren ein Hindernis darstellen beziehungsweise
den Verkehrsraum einengen wirden. Dabei konne das
Amt zu dem Ergebnis kommen, dass der Gemeinge-
brauch gegebenenfalls weiterhin storungsfrei gegeben
sein kénnte. Daneben sei auch das Aufstellen auf priva-
ten Grund oder die Anbringung in Absprache mit der
Gemeinde an einem zulassigen Standort grundsatzlich
in Betracht zu ziehen. Aufgrund der anstehenden Sanie-
rung einer der im vorliegenden Fall betroffenen Straf3en
sei nach deren Abschluss auflerdem mit einem veran-
derten Stralenbild zu rechnen. Dies kénne zum Anlass
genommen werden, in der Gemeinde insgesamt Uber
mdgliche Malnahmen zur Erhdéhung der Verkehrssi-
cherheit zu beraten. Das Ministerium empfiehlt dem Pe-
tenten diesbezlglich eine Absprache mit dem Baulast-
trager dariber, ob und wo geeignete Aufstellungsorte
fur die Figuren zu finden seien.

Soweit der Petent kritisiert, dass die Figuren unrecht-
maRig von den Mitarbeitenden des Ordnungsamtes ent-
fernt worden seien, verweist das Verkehrsministerium
auf die aus der fehlenden Sondernutzungserlaubnis fol-
gende Berechtigung der Stralenbaubehdrde zum Ein-
schreiten. So kdnne die Behdrde die Sondernutzung un-
tersagen oder bei Wiederholungsgefahr eine Unterlas-
sungsverfigung anordnen. Im vorliegenden Fall sei das
zustandige Amt im Rahmen einer Ersatzvornahme
selbst tatig geworden. Dies sei gemall § 21 Absatz 7
Strallen- und Wegegesetz Schleswig-Holstein in Ver-
bindung mit § 238 Landesverwaltungsgesetz zulassig,
sofern durch die Sondernutzung die Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs beeintrachtigt sei. Die Ersatz-
vornahme sei ebenfalls zulassig, wenn klar sei, dass
der Adressat einer Anordnung nicht Folge leisten wir-
de. Hiervon sei im vorliegenden Fall auszugehen, da
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der Petent die Figuren bereits mehrmals erneut aufge-
stellt habe. Das Verkehrsministerium kommt auf der
Grundlage der vorherigen Ausfiihrungen zu dem
Schluss, dass das Verhalten des Amtes nicht zu bean-
standen sei.

Der Petitionsausschuss stellt fest, dass der Petent bis-
lang keinen Gebrauch von der Mdéglichkeit gemacht hat,
eine Sondernutzungserlaubnis fur das Aufstellen der
Streetbuddies zu beantragen. Diesbeziglich weist er
darauf hin, dass der Petent im Fall einer Ablehnung
hiergegen Widerspruch einlegen und gegebenenfalls
auf dem Rechtsweg die Erteilung der Erlaubnis anstre-
ben kénnte. Auch gegen die VollzugsmalRnahmen des
Amtes, das heil3t das Entfernen der Figuren durch die
Mitarbeitenden des Ordnungsamtes, stehen dem Pe-
tenten Rechtsbehelfe zur Verfligung. Dem Ausschuss
ist bekannt, dass die Dienstaufsichtsbeschwerde derzeit
in eigener Zustandigkeit des Amtes gepruft wird. Auch
das Verfahren zu der gegen die Mitarbeitenden des
Ordnungsamtes gestellten Strafanzeige des Petenten
ist noch nicht abgeschlossen.

Der Ausschuss erkennt das Engagement des Petenten
an, sich fir eine héhere Verkehrssicherheit in seiner
Wohnortgemeinde einzusetzen. Er betont jedoch, dass
dies im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben erfolgen
muss und greift daher die Empfehlung des Ministeriums
auf, wonach sich der Petent lber den dargestellten
Weg der Sondererlaubnis gemeinsam mit der Gemein-
de Uber einen dauerhaften Aufstellungsort der Street-
buddies verstandigen sollte.
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Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

1 L2119-19/1249
Bayern
Gesundheitswesen, MaBnahmen
im Rahmen der Pflege fiir Diabe-
tiker

Die Petentin kritisiert, dass stationare Einrichtungen
nicht genugend Kompetenzen fir die fachlich erforderli-
che Pflege von Diabetes-Typ 1 bei Bewohnerinnen und
Bewohnern aufweisen wurden. Dieser Bereich solle bei
der Berufsqualifikation und der Weiterbildung des Pfle-
gefachpersonals starker berlicksichtigt werden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die urspringlich an den Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundestages gerichtete Petition
auf der Grundlage der von der Petentin vorgetragenen
Gesichtspunkte unter Beiziehung von Stellungnahmen
des Ministeriums fir Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren beraten. Der Bundespetitionsaus-
schuss hat die Petition an die Lander weitergeleitet, da
dort die Zustandigkeit fur Berufsqualifikationen und
Weiterbildung des Pflegefachpersonals gegeben ist.
Das Gesundheitsministerium fihrt aus, dass die neue
Pflegeausbildung seit 2020 generalistisch ausgerichtet
sei. Sie ziele auf die Vermittlung von Kompetenzen ab,
die fur die Pflege von Menschen aller Altersstufen in un-
terschiedlichen Pflege- und Lebenssituationen sowie in
verschiedenen institutionellen Versorgungskontexten
notwendig seien. Das neue Berufsverstéandnis von Pfle-
ge stltzte sich auf (pflege-) wissenschaftliche Begrin-
dungen, grinde auf einer berufsbezogenen ethischen
Haltung und orientiere sich an der jeweiligen Lebens-
welt und der konkreten Lebenssituation des zu Pflegen-
den. In Schleswig-Holstein wiirden die Ausbildungsin-
halte fur die Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz
mit dem verbindlich vorgegebenen Rahmenlehrplan
festgelegt. Das Thema Diabetes sei dabei an diversen
Stellen und in den unterschiedlichen Kompetenzfeldern
abgebildet. Alle Pflegeschulen des Landes hétten ihre
schulinternen Curricula auf der Grundlage des Rahmen-
lehrplans erstellt und wirden die Pflegefachkrafte dem-
entsprechend auch umfassend hinsichtlich des Themas
Diabetes ausbilden.

Ebenso gehdre das Prinzip des lebenslangen Lernens
zum Wesen des Pflegeberufs, was unter anderem den
Besuch von Fort- und Weiterbildungen umfasse. Die
Deutsche Diabetes Gesellschaft habe bereits auf den
steigenden Bedarf an spezialisiertem pflegerischen
Fachwissen reagiert und eine Fortbildung zur Diabetes-
Pflegefachkraft fiir die ambulante und stationare Lang-
zeitpflege als Teil der offiziellen Weiterbildungssaulen
der DDG Diabetes-Pflege anerkannt und damit die spe-
zialisierte Qualifizierung von Pflegefachpersonal in die-
sem Kontext ausdricklich unterstutzt.

Zu betonen sei, dass wichtige Aufgaben nunmehr nur
von Pflegefachkraften durchgefiihrt werden dirften.
Hierzu wirden die Erhebung und Feststellung des indi-
viduellen Pflegebedarfs, die Organisation, Gestaltung
und Steuerung des Pflegeprozesses sowie die Analyse,
Evaluation, Sicherung und Entwicklung der Qualitat der
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L2119-19/1607

Berlin

Gesundheitswesen, blutlose The-
rapie

Pflege zahlen. Zur Sicherstellung einer angemessenen
Versorgung mussten nach den aktuellen Bestimmun-
gen des Selbstbestimmungsstarkungsgesetzes Schles-
wig-Holstein sowie der dazu ergangenen Durchfih-
rungsverordnung in stationaren Einrichtungen mit mehr
als vier pflegebedirftigen Bewohnern insgesamt min-
destens die Halfe des Weiteren mit den Leistungser-
bringern vereinbarten Personals fir Betreuung und
Pflege Fachkrafte sein. Damit gelte eine Fachkraftquote
von mindestens 50%. Fachkréfte in diesem Sinne seien
staatlich anerkannte Pflegefachleute, Altenpflegerinnen
und -pfleger, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen
und -pfleger, die aufgrund ihrer Ausbildung flr die pfle-
gerische Betreuung von Personen unter anderem mit
Diabetes qualifiziert seien.

Es falle in den Verantwortungsbereich der jeweiligen
zugelassenen Pflegeeinrichtungen, Malnahmen der
Qualitatssicherung und des Qualitdtsmanagements
auch im Bereich der Pflege von Bewohnerinnen und
Bewohnern mit einer Diabetes Typ 1 Erkrankung einzu-
richten.

Dem Petitionsausschuss ist bekannt, dass nicht erst die
Herausforderungen durch die Coronapandemie die ho-
he Arbeitsbelastung und den Personalmangel im Be-
reich der Pflege offenbart haben. Es ist und bleibt daher
ein aulerordentlich wichtiges Anliegen des Landesta-
ges und der Landesregierung, dem Pflegenotstand
strukturell zu begegnen sowie eine flachendeckende
und qualitativ hochwertige Versorgung in der Pflege zu
gewahrleisten. Hinsichtlich der in der Petition begehrten
Berucksichtigung des Themas Diabetes in der Ausbil-
dung schlief3t sich der Ausschuss jedoch der Auffas-
sung des Ministeriums an, dass die zur Sicherstellung
der fachlichen Pflege der Diabetiker Typ 1 erforderli-
chen Regelungen wie dargestellt bereits getroffen sind.
Daruber hinausgehenden parlamentarischen Hand-
lungsbedarf stellt der Ausschuss diesbeziiglich gegen-
wartig nicht fest.

Der Petent begehrt, dass in allen Krankenhausern die
Maoglichkeiten geschaffen werden, um Patienten Verfah-
ren blutloser Therapien und Operationen als Alternative
anbieten zu kénnen. Dies erfordere ebenfalls eine ent-
sprechende Weiterbildung von Arztinnen und Arzten.
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich Uber den
Bundesrat fiir eine entsprechende Gesetzesinitiative
einzusetzen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Gesundheitsministerium weist darauf hin, dass ei-
ne Methodenbewertung und die Verankerung im Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung in
Deutschland beim Gemeinsamen Bundesausschuss
verortet seien. Ob eine neue Untersuchungs- oder Be-
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L2119-19/1964
Nordrhein-Westfalen
Gesundheitswesen, arztliche At-
teste ohne Diagnose

handlungsmethode als Leistung der Krankenversiche-
rung zur Verfigung stehe, sei vom Gesetzgeber fir die
ambulante und stationdre Versorgung jeweils unter-
schiedlich geregelt.

Arztinnen und Arzte dirften neue Methoden erst dann
als Kassenleistung anbieten, wenn der Gemeinsamen
Bundesausschuss sie fir den ambulanten Bereich ge-
pruft habe und zu dem Ergebnis gekommen sei, dass
ihr Einsatz dort fir Patienten nutzbringend, notwendig
und wirtschaftlich sei. Im Krankenhaus kénnten medizi-
nische Methoden hingegen zulasten der gesetzlichen
Krankenversicherung erbracht werden, solange vom
Gemeinsamen Bundesausschuss nicht ausgeschlossen
worden seien.

FUr eine Untersuchungs- oder Behandlungsmethode,
deren Nutzen noch nicht hinreichend belegt sei, die je-
doch das Potenzial einer erforderlichen Behandlungsal-
ternative erkennen lasse, kdnne beziehungsweise mus-
se der Gemeinsamen Bundesausschuss eine Studie
durchfihren, die eine Bewertung des Nutzens der Me-
thode auf einem flir eine spatere Entscheidung ausrei-
chend sicheren Erkenntnisniveau erlaube.

Die Weiterbildung von Arztinnen und Arzten orientiere
sich an dem anerkannten Standard der Medizin und
fuhre grundsatzlich zu Kenntnissen und Fahigkeiten in
den zugelassenen medizinischen Methoden.

Der Petitionsausschuss unterstreicht, dass Schleswig-
Holstein dem Anliegen des Petenten daher nicht forder-
lich sein kann. Die Bewertung neuer medizinischer Me-
thoden erfolgt wie dargestellt durch den Gemeinsamen
Bundesausschuss. Anerkannte Methoden finden in der
medizinischen Versorgung Anwendung und werden
auch in die Weiterbildung von Arztinnen und Arzten in-
tegriert.

Der Petent mdchte mit seiner Petition erreichen, dass in
arztlichen Attesten zur Befreiung von der Pflicht zum
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung die Angabe einer
Diagnose nicht erforderlich ist.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat das Anliegen des Petenten beraten und
zu seiner Entscheidungsfindung eine Stellungnahme
des Ministeriums fir Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren eingeholt.
Das Sozialministerium verweist auf § 2a Absatz 1 Zif-
fer 2 der Ersatzverkiindung der Landesverordnung zur
Bekampfung des Coronavirus SARS-CoV-2. Hiernach
seien Personen, die aufgrund einer kérperlichen, geisti-
gen oder psychischen Beeintrachtigung keine Mund-
Nasen-Bedeckung tragen und dies unter Vorlage eines
entsprechenden arztlichen oder psychotherapeutischen
Attestes glaubhaft machen kénnten, von der Pflicht zum
Tragen einer entsprechenden Bedeckung befreit.
Eine Begrindung, insbesondere die Angabe einer Di-
agnose, sei nicht erforderlich. Das Attest misse ledig-
lich erkennen lassen, von welcher Arztin oder Psycho-
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4 L2119-19/1980
Schleswig-Flensburg
Gesundheitswesen, Begutach-
tung durch den MDK

therapeutin beziehungsweise von welchem Arzt oder
Psychotherapeuten es ausgestellt worden sei. Auler-
dem misse die Person, die sich auf diese Ausnahme
beruft, im Attest namentlich benannt sein und ihre Iden-
titat beispielsweise mit dem Personalausweis glaubhaft
machen.

Der Ausschuss stellt fest, dass die in Schleswig-Hol-
stein geltende Regelung damit bereits dem Anliegen
des Petenten entspricht.

Die Petentin beklagt, dass die Begutachtung ihres
Ehemannes durch den Medizinischen Dienst Nord auf-
grund der Coronapandemie lediglich telefonisch erfolgt
ist. Der so festgestellte Pflegegrad entspreche nicht
dem Bedarf ihres Mannes.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Gesichtspunkte und Stel-
lungnahmen des Ministeriums flir Soziales, Gesundheit,
Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Sozialministerium betont, dass eine Untersuchung
seitens des Medizinischen Dienstes der Pflegekassen
zur Feststellung der Pflegebedirftigkeit und des Pflege-
grades grundsétzlich im Wohnbereich des Pflegebe-
dirftigen erfolge. In der Situation des Pandemiege-
schehens habe der Bundesgesetzgeber allerdings zur
Aufrechterhaltung der pflegerischen Versorgung Aus-
nahmeregelungen geschaffen. Hiernach kdénne eine
Begutachtung gemal § 147 Absatz 1 Satz 1 Sozialge-
setzbuch Elftes Buch (SGB Xl - Soziale Pflegeversiche-
rung) auch ohne eine Untersuchung des Versicherten in
seinem Wohnbereich erfolgen, wenn dies zur Verhinde-
rung des Risikos einer Ansteckung des Versicherten
oder des Gutachters mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
zwingend erforderlich sei. Grundlage fur die Begutach-
tung ohne Hausbesuch wirden insbesondere die zum
Versicherten zur Verfligung stehenden Unterlagen so-
wie die Angaben und Auskinfte bilden, die beim Versi-
cherten, seinen Angehérigen und sonstigen zur Aus-
kunft fahigen Personen einzuholen seien.

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die
dargestellte Regelung urspringlich bis 30. Juni 2021
galt, jedoch durch Verordnungen des Bundesgesund-
heitsministeriums bis einschlieBlich 31. Marz 2022 ver-
langert wurde. Der Ausschuss schliet sich daher der
Bewertung des Sozialministeriums an, dass die Durch-
fihrung der Begutachtung in telefonischer Form nach
geltendem Recht grundsétzlich rechtmanig gewesen ist.
Es ist dem Petitionsausschuss nicht moglich auf bun-
desrechtliche Regelungen Einfluss zu nehmen. Fur der-
artige Beschwerden ware der Petitionsausschuss des
Deutschen Bundestages zustandig.

Im vorliegenden Fall begriRt der Petitionsausschuss,
dass die zustandige Pflegekasse inzwischen aufgrund
des eingeleiteten Widerspruchsverfahrens eine erneute
Begutachtung in hauslicher Umgebung vorgenommen
hat und fir den Ehemann der Petentin ein erhohter
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L2119-19/2001

Hamburg

Soziale Angelegenheit, Hinter-
bliebenenrente

Pflegegrad erreicht werden konnte. Jedoch bedauert
der Ausschuss in diesem Zusammenhang, dass der
hausliche Begutachtungstermin erst auf Betreiben des
Anwaltes der Petentin zustande gekommen ist. Wenn-
gleich der Ausschuss nachvollziehen kann, dass in der
Pandemie die Sicherheit der Versicherten und der Gut-
achter gewahrt bleiben muss, stimmt er mit der Petentin
darin Ubereinstimmt, dass eine persénliche Begutach-
tung im Wohnbereich grundsatzlich besser geeignet ist,
um die Bedarfe der Pflegebedurftigen zu ermitteln. Er
appelliert daher an den Medizinischen Dienst der Kran-
kenkassen bei der Entscheidung fir eine telefonische
Begutachtung Augenmall anlegen. Nach Mdaglichkeit
sollten Wege gesucht werden, um unter Wahrung des
Infektionsschutzes eine persoénliche Begutachtung
durchflhren zu kdnnen. Der Ausschuss bittet das So-
zialministerium um einen entsprechenden Hinweis an
den Medizinischen Dienst.

Soweit die Petentin die Gesprachsfiihrung der Gutach-
terin in der telefonischen Begutachtung kritisiert, weist
der Ausschuss darauf hin, dass er die Inhalte des Tele-
fongesprachs im Nachhinein mit seinen parlamentari-
schen Mitteln nicht mehr Uberprifen kann. Er unter-
streicht jedoch, dass fir ihn ein respektvoller Umgang
mit den Versicherten stets eine Selbstverstandlichkeit
ist.

Der Petent beklagt, dass ihm eine beantragte Hinter-
bliebenenrente durch die den zustandigen Rentenversi-
cherungstrager nicht bewilligt worden sei. Durch die
Versicherung werde ihm unterstellt, dass es sich um ei-
ne Versorgungsehe gehandelt habe. Dies weise er zu-
ruck.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren geprift und beraten.
Das Ministerium hat im Rahmen seiner Ermittlungen die
zustandige Rentenversicherung beteiligt.

Das Sozialministerium fihrt aus, dass fur Witwen oder
Witwer, die nicht wieder geheiratet haben, nach dem
Tod des versicherten Ehegatten bei Erfillung der in
§ 46 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI - Ge-
setzliche Rentenversicherung) im Einzelnen genannten
Voraussetzungen ein Anspruch auf Witwen- oder Wit-
werrente bestehe. Sollte die Ehe jedoch nicht mindes-
tens ein Jahr gedauert haben, hatten Witwen oder Wit-
wer nur dann einen Anspruch auf Hinterbliebenenrente,
wenn nach den besonderen Umstanden des Falles die
Annahme nicht gerechtfertigt sei, dass es der alleinige
oder Uberwiegende Zweck der Heirat gewesen sei, ei-
nen Anspruch auf Hinterbliebenenrente zu begriinden.
Die Einschatzung Uber das Vorliegen einer solchen
Versorgungsehe obliege der zustandigen Rentenversi-
cherung.

Im vorliegenden Fall sei die Heirat zwischen dem Pe-
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L2119-19/2015

Brandenburg
Gesundheitswesen, Cooling-
Center

tenten und der Versicherten am 11. Marz 2020 erfolgt.
Am 13. Dezember 2020 sei die Versicherte verstorben.
Es obliege nun dem Hinterbliebenen, die Vermutung ei-
ner Versorgungsehe durch geeignete Beweismittel zu
widerlegen. Im Rahmen des Widerspruchsverfahrens
wirden auch durch die Rentenversicherung umfangrei-
che Ermittlungen angestellt. So seien arztliche Unterla-
gen, Ausfuhrungen des Witwers zu Einzelheiten der
EheschlieBung und der Nennung naherer Umstande,
die zur Eheschlief3ung flhrten, sowie die Befragung des
Standesbeamten zum konkreten Ablauf der Eheschlie-
Bung beriicksichtigt worden. Uber den Widerspruch
werde nun entschieden.

Der Petitionsausschuss spricht dem Petenten zunachst
sein Beileid zum Tod seiner Ehefrau aus. Der Aus-
schuss bedauert, dass der Petent die Entscheidung der
Rentenversicherung als Herabwirdigung der Heirat mit
seiner verstorbenen Ehefrau begreift. Vor dem Hinter-
grund der geltenden Rechtslage sieht der Ausschuss in
der Durchfiihrung der Einzelfallprifung durch die Versi-
cherung jedoch keinen Rechtsverstol3. Der Petent hatte
im Rahmen des Widerspruchsverfahrens Gelegenheit,
die Gesamtumstande, die aus seiner Sicht gegen die
Einstufung seiner EheschlieBung als Versorgungsehe
sprechen, anzuflihren. Der Ausschuss erwartet, dass
nunmehr zeitnah Uber den Widerspruch entschieden
wird. Sollte der Petent mit dem Ergebnis des Wider-
spruchsverfahrens nicht einverstanden sein, steht es
ihm frei, sich an das Sozialgericht zu wenden.

Soweit der Petent sich gegen die mit der Einddmmung
der Coronapandemie einhergehenden Besuchsverbote
in medizinischen Einrichtungen und Pflegeheimen wen-
det, ist dem Ausschuss bewusst, dass diese Situation
leider fUr viele Bewohner, Patienten und Angehdrige
aufderordentlich belastend gewesen ist. Die Verbote
sind zum Zeitpunkt der Anordnung als notwendig ange-
sehen worden, um einen Eintrag des Virus in die Ein-
richtungen mit besonders vulnerablen und zu diesem
Zeitpunkt noch ungeimpften Bevolkerungsgruppen zu
verhindern. Der Ausschuss bedauert, dass es dem Pe-
tenten aufgrund der Regelungen nicht moglich gewesen
ist, seiner Frau am Ende ihres Lebens beizustehen.

Der Petent begehrt mit seiner Eingabe die flachende-
ckende Einrichtung sogenannter Cooling-Center in
Schleswig-Holstein.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit,
Jugend, Familie und Senioren geprift und abschlieltend
beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.
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7 L2123-19/2037
Schleswig-Flensburg
Soziale Angelegenheit, Hilfe bei
der Wohnungssuche, Betreuer-
wechsel

Der Petent beschwert sich daruber, vor vielen Jahren
unter Betreuung gestellt worden zu sein. Er sei seiner
Ansicht nach von Schmerzmittel abhangig gemacht und
in wechselnden Einrichtungen untergebracht worden.
Im Rahmen seiner aktuellen Unterbringung werde er
gezwungen, zweimal in der Woche zu putzen, obwohl
taglich eine Reinigungskraft vor Ort sei. Die wochentli-
che Gesprachsrunde zum Thema Sucht und der tagli-
che Morgenappell seien fir ihn nicht mehr zu ertragen.
Er fordert, fur die jahrelange Unterbringung entschadigt
zu werden und eine eigene Wohnung zu erhalten.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten. Das So-
zialministerium hat das fir Angelegenheiten des Be-
treuungsrechts zustandige Ministerium flr Justiz, Euro-
pa und Verbraucherschutz beteiligt.

Das Justizministerium erldutert zum rechtlichen Hinter-
grund, dass gemall § 1896 Absatz 1 Birgerliches Ge-
setzbuch das Betreuungsgericht auf Antrag eines Be-
troffenen oder von Amts wegen einen rechtlichen Be-
treuer bestelle, wenn der volljahrige Betroffene auf
Grund einer psychischen Krankheit oder einer korperli-
chen, geistigen oder seelischen Behinderung seine An-
gelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen kon-
ne. Der Betreuer dirfe nur flir solche Aufgabenkreise
bestellt werden, in denen eine Betreuung erforderlich
sei, und dirfe nur handeln, wenn der Betroffene selbst
hierzu krankheits- beziehungsweise behinderungsbe-
dingt nicht in der Lage sei. Eine Betreuerbestellung stel-
le damit nicht - wie vom Petenten empfunden - eine
+Entmindigung“ dar. Gegen den freien Willen eines Be-
troffenen dirfe ein Betreuer nicht bestellt werden. Der
Petitionsausschuss betont diesbeziglich, dass der Pe-
tent selbst vorgetragen hat, in die Betreuung eingewilligt
zu haben.

Hinsichtlich der Vorwirfe des Petenten beziglich der
von Betreuern durchgefiihrten Kiindigungen zweier
Wohnungen legt das Justizministerium dar, dass ein
rechtlicher Betreuer hierzu das Recht habe, wenn ihm
der Aufgabenkreis der Wohnungsangelegenheiten
Ubertragen und im Vorwege eine betreuungsgerichtliche
Genehmigung eingeholt worden sei. Ohne diese sei ei-
ne Kindigung unwirksam. Mit dem Antrag auf Geneh-
migung musse ein arztliches Attest eingereicht werden,
aus dem hervorgehe, dass ein selbststandiges Wohnen
des Betroffenen auch unter Zuhilfenahme ambulanter
Dienste nicht mehr moéglich und warum eine Ruckkehr
ausgeschlossen sei. Es musse ein rechtskraftiger ge-
richtlicher Beschluss vorliegen, in dem die konkreten
Erkldrungen des Betreuers genehmigt wirden. Eine
Kindigung gegen den erklarten Willen des Betroffenen
sei selbstversténdlich auch nur dann moglich, wenn
dieser nicht in der Lage sei, sich unter Abwagung aller
daflir- und dagegensprechenden Argumente und Kon-
sequenzen einen freien Willen zu bilden. Die freie Wil-
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lensbildung gehe einer Entscheidung durch einen recht-
lichen Vertreter grundsatzlich vor. Es sei davon auszu-
gehen, dass im vorliegenden Fall vor der jeweiligen
Kundigung eine entsprechende betreuungsrechtliche
Genehmigung eingeholt worden sei und dass das Be-
treuungsgericht nach ordnungsgemafRer Prifung zu
dem Ergebnis gekommen sei, dass zum Wohle des Pe-
tenten eine Kiindigung vorzunehmen gewesen sei.
Weiterhin fihrt das Justizministerium aus, dass die Un-
terbringung eines Betroffenen in einer geschlossenen
Einrichtung gemaR § 1906 Burgerliches Gesetzbuch nur
zulassig sei, solange sie zum Wohl des Betreuten er-
forderlich sei. Auch eine solche Unterbringung sei nur
mit einer Genehmigung des Betreuungsgerichts zulas-
sig. Sie sei zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen
weggefallen seien.

Das Justizministerium weist darauf hin, dass das Han-
deln eines rechtlichen Betreuers der regelmafigen be-
treuungsgerichtlichen Kontrolle unterliege. Sei ein Be-
troffener mit einzelnen Entscheidungen des Betreu-
ungsgerichts beziehungsweise des rechtlichen Betreu-
ers nicht einverstanden, kénne er Rechtsmittel einlegen
oder eine Dienstaufsichtsbeschwerde einreichen. Dar-
Uber hinaus habe er die Moglichkeit, einen Betreuer-
wechsel zu beantragen.

Der Petition ist nicht zu entnehmen, ob der Petent von
den ihm zur Verfiigung stehenden rechtlichen Maglich-
keiten Gebrauch gemacht hat. Dem Petitionsausschuss
liegen keine Informationen dartiber vor, dass die jewei-
ligen Betreuer die notwendigen gerichtlichen Genehmi-
gungen vor ihrem Handeln, Uber das sich der Petent
beschwert, nicht eingeholt haben.

Das Sozialministerium berichtet, dass das Wohnheim,
in dem sich der Petent derzeit befinde, eine vollstationa-
re Einrichtung der Eingliederungshilfe fiir chronisch ab-
hangigkeitserkrankte Menschen sei. Es unterstreicht,
dass die Leistungserbringung in der Eingliederungshilfe
nicht mehr mit einer bestimmten Wohnform verbunden
sei. Die bisherige Unterscheidung zwischen stationaren,
teilstationaren und ambulanten MaRhahmen sei entfal-
len. Das Wunsch- und Wahirecht von Betroffenen sei
erheblich gestarkt worden. In der sogenannten Ge-
samtplankonferenz, die mit Zustimmung der Betroffe-
nen durchgefiuhrt werden kdnne, sei auch uber die ge-
wiinschte Wohnform zu beraten.

Nach Auskunft des zusténdigen Tragers der Eingliede-
rungshilfe im vorliegende Fall wiirden regelmaBig Ge-
sprache mit dem Petenten im Rahmen der Gesamt-
und Teilhabeplanung nach dem Sozialgesetzbuch
Neuntes Buch (SGB IX - Rehabilitation und Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen) stattfinden. Es sei
bekannt, dass der Petent mit seiner derzeitigen Wohnsi-
tuation unzufrieden sei und gerne aus der Einrichtung
ausziehen wirde. lhm seien alternative Wohnformen
angeboten worden, die von ihm angesehen und bisher
immer abgelehnt worden seien.

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass am
9. Dezember 2021 ein weiteres Gesamtplangesprach in
der Einrichtung stattgefunden habe. Der Petent habe
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L2119-19/2067
Schleswig-Holstein

Kinder- und Jugendhilfe, Ande-
rung des Kita-Reformgesetzes

sich hier aktiv fir einen Auszug aus der aktuellen
Wohneinrichtung ausgesprochen, selbst wenn bis zu
seinem Auszug keine flr ihn passende Wohneinrich-
tung gefunden werden kénne. Die darauffolgende még-
liche Wohnungslosigkeit sei thematisiert worden. Dem
Petenten seien entsprechende Kontaktadressen ge-
nannt worden, an die er sich in einem solchen Fall wen-
den koénne. Eine Anlaufstelle fur Obdachlose habe er
sich bereits angesehen. Das Ministerium weist darauf
hin, dass die Kostenburgschaft des Allgemeinen Sozia-
len Dienstes fur die aktuelle Besondere Wohnform des
Petenten auf seinen Wunsch hin am 28. Februar 2022
ende.

Der Ausschuss stimmt mit dem Sozialministerium darin
Uberein, dass die von dem Petenten abgelehnten Ge-
sprachsrunden der Auseinandersetzung mit dem
Suchtverhalten dienen und damit ein wichtiger Teil des
Konzeptes einer Suchteinrichtung sind. Er unterstreicht,
dass der Aufenthalt in der Einrichtung freiwillig ist. Dem
Petenten steht es jederzeit frei auszuziehen, wenn er
die dort geltenden Vereinbarungen nicht mehr teilt. Dem
Ausschuss ist bekannt, dass die von ihm aktuell be-
wohnte Einrichtung ihre Bereitschaft signalisiert habe,
ihn Uber den genannten Auszugszeitpunkt hinaus fur
einen begrenzten kurzen Zeitraum zu unterstitzen,
wenn er aktiv bei der Suche und Klarung einer An-
schlussperspektive mitwirke.

Der Petitionsausschuss hat im Ergebnis seiner Bera-
tung anhand der ihm vorliegenden Informationen keine
Anhaltspunkte fur rechtsfehlerhaftes Verhalten der be-
schwerten Betreuer und Einrichtungen festgestellt. Dem
Anliegen des Petenten nach einer Entschadigung kann
der Ausschuss nicht forderlich sein. Auch liegt es nicht
in seinem parlamentarischen Aufgabenbereich, dem
Petenten zu einer Wohnung zu verhelfen. Der Aus-
schuss legt ihm nahe, die angebotenen Hilfestellungen
anzunehmen.

Die Petentin ist Mutter von zwei kleinen Kindern sowie
Elternvertreterin und Mitglied im Elternbeirat eines Kin-
dergartens. In Bezug auf die Kitareform 2020 sieht sie
Verbesserungsbedarf.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.
Hinsichtlich einer von der Petentin beklagten finanziel-
len Mehrbelastung durch das am 1. Januar 2021 voll-
umfanglich in Kraft getretene Kindertagesférderungsge-
setz weist das Ministerium darauf hin, dass der Eltern-
beitragsdeckel insgesamt zu einer erheblichen Entlas-
tung der Eltern im Land gefuhrt habe. Auch die extre-
men Schwankungen im interkommunalen Vergleich
seien beseitigt worden. Inwieweit die einzelnen Familien
davon profitiert hatten, sei davon abhangig, wie hoch
der bisher zu zahlende Elternbeitrag gewesen sei, ob
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ein Anspruch auf Kita-Geld bestanden habe und ob ge-
gebenenfalls bisher niedrigere Beitrage aufgrund einer
kommunalpolitischen Entscheidung auf das Deckelni-
veau angehoben worden seien. Wahrend die Elternbei-
trage ohne Einfiihrung des Deckels regelmalfig an die
Kostenentwicklung angepasst worden seien, werde der
Elternbeitragsdeckel nicht erhdht. Es sei Ziel der Lan-
desregierung, stufenweise die Verwirklichung der Bei-
tragsfreiheit zu erreichen.

Soweit die Petentin eine Zunahme von Gruppenschlie-
Rungen aufgrund der Regelungen des Kindertagesfor-
derungsgesetzes beflrchtet, weist das Ministerium da-
rauf hin, dass das Gesetz aus Sicherheitsgriinden vo-
raussetze, dass die Zahl der in der Kindertageseinrich-
tung anwesenden Fachkrafte die Anzahl der betreuten
Gruppen Ubersteige. Die Regelungen wirden aber we-
der das Zusammenlegen von Gruppen bei Personal-
ausfallen ausschlielen noch eine SchlieBung der Grup-
pe bei einer Unterschreitung des Mindest-
Personalschlissels bei Personalausfallen fordern. Um
Missverstandnisse zu vermeiden habe das Landesju-
gendamt im Oktober 2021 eine Fachinformation zu
Ausnahmen vom Fachkraft-Kind-Schllissel und von
Raumstandards sowie der Betreuung in der sogenann-
ten Randzeit veroffentlicht. Der Petitionsausschuss be-
schlie3t, der Petentin dieses Schreiben zur Kenntnis
zuzuleiten.

Bezlglich der von der Petentin als zu gering bemesse-
nen Mindestkontingente flr Verfligungszeiten weist das
Ministeriums darauf hin, dass diese aufgrund langjahri-
ger Forderungen aus der Praxis mit der Reform des
Kindertagesforderungsgesetzes erstmalig festgelegt
worden seien. Sie wirden Uber den Zeiten liegen, wel-
che den Fachkraften bisher durchschnittlich zur Verfi-
gung gestanden hatten. Die konkreten, bei der Perso-
nalplanung zu bertcksichtigenden Kontingente wirden
jeweils vor Ort festgelegt und sich bei Kindertagesein-
richtungen freier Trager aus deren jeweiliger Finanzie-
rungsvereinbarung mit der Standortgemeinde ergeben.
Bei den Vorgaben fur Schliezeiten handele es sich um
einen Kompromiss, der neben den mit kurzen Schliel3-
zeiten verbundenen organisatorischen Schwierigkeiten
fur die Trager auch die mit langen SchlieRzeiten ver-
bundenen Herausforderungen der Eltern im Blick habe.
Durch abwechselnde SchlieBung der Gruppen konnten
die bei Betreuungsgarantie in der derselben Einrichtung
verfigbaren 30 SchlieBtage im Sinne einer fiir Eltern
und Fachkréfte gleichermallen passenden Ldsung ver-
teilt werden.

Hinsichtlich von der Petentin problematisierten Beschaf-
tigungsverhaltnisse in Kindertageseinrichtungen fihrt
das Ministerium aus, dass tatsachlich ein hoher Anteil
von 68 % der Fachkrafte in Teilzeit arbeite. Inwieweit
der hohe Anteil von Teilzeitkraften auf Winsche der
Beschaftigten nach Teilzeitarbeitsverhaltnissen zurlick-
gehe, sei nicht bekannt. Neben den Teilzeitarbeitsplat-
zen habe sich jedoch auch die Anzahl der Vollzeitar-
beitsplatze seit 2011 um 92 % erhdht. Darliber hinaus
wlrden die Verbesserung des Personalschlissels, die
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10

L2120-19/2106

Brandenburg
Gesundheitswesen, Rezensionen
im Internet tiber das MSGJFS

L2119-19/2107

Segeberg

Bestattungswesen, Freigabe von
eingedscherten Angehérigen

Einfihrung von Mindestkontingenten fiir Verfligungszei-
ten, die Freistellung der Einrichtungsleitung vom Grup-
pendienst und die Begrenzung von Schlief3zeiten insge-
samt zu einem hdheren Stellenbedarf und somit zu ei-
nem Mehrangebot an Stellen in Voll- und Teilzeit fih-
ren. Die Finanzierung des Personals werde uber die
Pauschale des sogenannten Standard-Qualitats-
Kosten-Modells abgebildet. Kalkuliert werde dabei nach
dem besonderen Teil fir den Sozial- und Erziehungs-
dienst im Tarifvertrag fur den offentlichen Dienst. Das
Ministerium betont, dass das Land an den Tarifab-
schlissen nicht beteiligt sei.

Ferner finde die von der Petentin begehrte berufsbeglei-
tende Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern be-
reits statt. Zum Schuljahr 2020/21 seien insgesamt 814
Personen im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung
geflihrt worden. Das Land stelle finanzielle Mittel fir die
Auszubildenden im zweiten und dritten Lehrjahr zur Ver-
fiigung und plane ab dem nachsten Schuljahr auch eine
finanzielle Unterstitzung fir das erste Jahr. Um den
Fachkraftebedarf zu decken, sei durch das Ministerium
dariber hinaus die Arbeitsgruppe ,Fachkraftegewin-
nung in der Frihkindlichen Bildung und Betreuung® ein-
gerichtet worden.

Der Petitionsausschuss stellt fest, dass das neue Kin-
dertagesférderungsgesetz es den Einrichtungen ermog-
licht, flexibel auf Personalausfdlle oder veranderte
GruppengréRen zu reagieren. Der Ausschuss hofft,
dass die zur Verfiigung gestellten Informationen auch
die Befurchtungen der Petentin zerstreuen werden. Der
Petentin ist zuzustimmen, dass madglichst viel Zeit fir
die Betreuung der Kinder bei gleichzeitiger Entlastung
der Fachkrafte anzustreben ist. Er unterstreicht daher,
dass es sich bei dem Verfugungskontingent lediglich
um ein Mindestkontingent handelt.

Im Interesse der Familien und der in Kindertagesstatten
Beschaftigten bittet der Ausschuss das Sozialministeri-
um, zur Deckung des Fachkraftebedarfs weiterhin auf
eine Steigerung der Attraktivitat des Berufes hinzuwir-
ken.

Der Petent mdchte erreichen, dass das Ministerium fur
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren
des Landes Schleswig-Holstein 6ffentliche Rezensionen
im Internet auswertet und die dort genannten Missstan-
de beseitigt.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition gepruft und beraten. Er sieht
keinen parlamentarischen Handlungsbedarf.

Der Petent begehrt die generelle und landesweite Frei-
gabe von eingeascherten Familienangehérigen und Le-
benspartnern, um die sterblichen Uberreste beispiels-
weise auf privatem Grund beerdigen oder die Asche
verstreuen zu kdnnen.
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Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Sozialministerium erlautert, dass nach dem
Schleswig-Holsteinischen Bestattungsgesetz ein Fried-
hofszwang bestehe. Abweichungen von diesem kdnn-
ten nach § 20 Absatz 4 Bestattungsgesetz in besonde-
ren Ausnahmefallen erfolgen, wenn die Durchsetzung
des Friedhofszwanges eine unzumutbare Harte bedeu-
ten wirde. Die Entscheidung hiertiber obliege den ortli-
chen Ordnungsbehoérden. Zudem gebe es die Maglich-
keit der Seebestattung, die der Beisetzung auf einem
Friedhof gleichgestellt sei.

Ein entsprechender Friedhofszwang gelte entgegen der
Darstellung des Petenten auch in Bremen. Dort konne
lediglich - wie in Schleswig-Holstein - die Ortsgemeinde
eine private Begrabnisstatte als Ausnahme genehmi-
gen. Anders als in Schleswig-Holstein seien die Vo-
raussetzungen fir eine solche Ausnahmegenehmigung
in Bremen jedoch gesetzlich geregelt und im Ergebnis
weniger eng gefasst.

Hinsichtlich des Anliegens des Petenten weist das Mi-
nisterium darauf hin, dass eine grof3ere Flexibilisierung
im Bestattungsrecht im Jahr 2017 im Landtag diskutiert
worden sei (Plenarprotokoll 18/138). Seinerzeit habe
dieser sich mehrheitlich gegen eine entsprechende An-
passung des Gesetzes ausgesprochen. Daflir seien
verschiedene Uberlegungen ausschlaggebend gewe-
sen.

So seien das individuelle Bedurfnis der oder des Einzel-
nen und das nachvollziehbare Begehren, nach den ei-
genen Wiinschen beerdigt zu werden, mit anderen As-
pekten in eine Abwagung zu bringen. Dies betreffe ins-
besondere das Verstreuen der Asche. Hier seien nach-
barschaftliche Interessen zu beriicksichtigen, die eine
Beerdigung in unmittelbarer Umgebung ablehnen. Hin-
zu wirden Griinde mit Blick auf die Umweltvertraglich-
keit und Fragen des Missbrauchs kommen, da Krema-
toriumsasche Schadstoffe beinhalten kdnne und Ange-
horige diese Beerdigungsform unter Umstédnden wahlen
kdnnten, um Kosten zu sparen. Darlber hinaus seien
finanzielle Aspekte fur die 6ffentliche Hand zu beriick-
sichtigen, da Mehrkosten einerseits durch eine man-
gelnde Refinanzierung von Friedhéfen entstehen konn-
ten und andererseits mehr Personal in den Ordnungs-
behdrden flir die Kontrolle der privaten Bestattungsform
bendtigt werden wirde. Ferner ist betont worden, dass
durch die Verstreuung der Asche auf einem privaten
Grundstuck, anderen Personen ein Ort der Trauer ent-
zogen werden wirde.

Obgleich der Petitionsausschuss den Wunsch des Pe-
tenten respektiert, den Ort seiner letzten Ruhe frei wah-
len zu koénnen, stellt er im Ergebnis seiner Beratung
fest, dass die im Jahr 2017 angefiihrten Argumente ge-
gen eine groBere Flexibilisierung im Bestattungsrecht
weiterhin Uberwiegen. Der Ausschuss spricht sich daher
nicht fir eine entsprechende Gesetzesdnderung aus
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11

12

L2119-19/2243

Ostholstein

Heimaufsicht, Pflegedokumenta-
tion

L2119-19/2253

Brandenburg
Gesundheitswesen, Steuerver-
schwendung Pflegekammer

und schlie3t die Beratung der Petition ab.

Der Petent kritisiert ein im Hinblick auf den Tod seiner
in einem Pflegeheim untergebrachten Mutter mangeln-
des Aufklarungsbemuhen seitens der zustandigen Auf-
sichtsbehdrde. Er beanstandet insbesondere, dass sei-
nem Hinweis zum Vorliegen einer mdglichen Aktenfal-
schung in der Pflegedokumentation der Mutter nicht
nachgegangen worden sei.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition mehrfach beraten. Zu seiner
Entscheidungsfindung hat er die von dem Petenten vor-
getragenen Gesichtspunkte, eine Stellungnahme des
Ministeriums fur Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie
und Senioren sowie den Bericht der zustandigen Auf-
sichtsbehdrde beigezogen.

Das Sozialministerium als zustandige Fachaufsicht stellt
nach eingehender Prifung des Verlaufes des Be-
schwerdeverfahrens, der vorgenommenen Sachver-
haltsaufklarung und des durch die Aufsichtsbehdrde
festgestellten Ergebnisses fest, dass die Behdrde ihrer
Aufgabe rechtmaRig und zweckmaRig nachgekommen
sei sowie kein Mangel in der Wahrnehmung der Auf-
sichtstéatigkeit vorliege.

Der Petitionsausschuss bedauert, dass der Petent die
im Rahmen der bisherigen Prifungen ermittelten Er-
gebnisse nicht akzeptieren kann. Er schlie3t sich jedoch
der Bewertung des Sozialministeriums an, dass der
Aufsichtsbehorde kein mangelndes Aufklarungsbemii-
hen vorzuwerfen ist. Da die Behdrde erst ein Jahr nach
dem Versterben der Mutter des Petenten erstmalig
Kenntnis von der Beschwerde erhalten habe, ist eine
physische Begutachtung nach der im Krankenhaus er-
folgten nicht mdglich gewesen. Die Entscheidung im
vorliegenden Sachverhalt musste sich somit auf schrift-
lich nachweisbaren Fakten der Dokumentationen stit-
zen. Diese liegen dem Ausschuss ebenfalls vor. An-
haltspunkte flrr eine vorsatzlich fehlerhafte oder unwah-
re Dokumentation haben sich auch fir den Ausschuss
daraus nicht ergeben.

Der Petent begehrt eine Aufklarung der im Schwarz-
buch des Bundes der Steuerzahler 2021/2022 kritisier-
ten mutmallichen Steuerverschwendung im Zusam-
menhang mit der Pflegeberufekammer Schleswig-
Holstein.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Argumente und einer Stel-
lungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit,
Jugend, Familie und Senioren geprift und abschlieftend
beraten.

Er sieht keine Veranlassung fir ein parlamentarisches
Tatigwerden.
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14

L2119-19/2262
Rendsburg-Eckernférde

Gesundheitswesen, Tatigkeits-
verbot fiir Ubungsleiter wegen

2-G-Regelung

L2119-19/2264
Mecklenburg-Vorpommern
Soziale Angelegenheit, ausste-
hende Zahlungen der Renten-
kasse

Der Petent wendet sich gegen die 2-G-Regelung fir
den Sport in Innenrdumen und begehrt eine Ausnahme
fur Personen, die sich aus medizinischen Griinden nicht
impfen lassen konnen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Ministerium flhrt aus, dass sowohl das Infektions-
geschehen in Schleswig-Holstein als auch die bundes-
weite Dynamik von steigenden Infektionszahlen gepragt
sei. Ubertragungen fanden insbesondere dort statt, wo
Hygienemalinahmen nicht oder schlechter eingehalten
werden kdnnten. Vor dem Hintergrund dieser Gesamt-
lage sei auch das Infektionsgeschehen in Schleswig-
Holstein durch eingriffsintensivere MalRnahmen einzu-
bremsen. Hierzu wiirden insbesondere 2-G-Regelungen
fur bestimmte Bereiche in Innenrdumen, wie etwa in
Gaststatten und Diskotheken, oder auch fur die
Sportaustibung in Innenbereichen zahlen.

Die Regelung sehe gemal § 11 Absatz 2a Nummer 1
der Landesverordnung zur Bekdmpfung des Coronavi-
rus SARS-CoV-2 vor, innerhalb geschlossener Raume
nur Personen zur Sportausibung und -anleitung einzu-
lassen, soweit sie geimpft oder genesen seien. § 11
Absatz 2a Nummer 4 der Landesverordnung enthalte
jedoch bereits die vom Petenten geforderte Ausnah-
meregelung. Hiernach dirften ebenfalls Personen zur
Sportaustibung und -anleitung eingelassen werden, die
aus medizinischen Grinden nicht gegen das Coronavi-
rus geimpft werden kénnten. Dies musse durch eine
arztliche Bescheinigung nachgewiesen und die Perso-
nen getestet sein.

Der Petitionsausschuss hat den Petenten bereits An-
fang Dezember 2021 Uber die begehrte Ausnahmerege-
lung informiert und schlie®t die Beratung der Petition
nunmehr ab.

Der Petent begehrt mit seiner Petition die fristgerechte
Zahlung ihm zustehender Leistungen durch die zustan-
dige Rentenversicherung. Ferner kritisiert er, dass der
fur ihn zustandige Sachbearbeiter bei der Rentenversi-
cherung kaum erreichbar sei und notwendige Abspra-
chen mit anderen Behdrden mit starker zeitlicher Ver-
zbgerung vorgenommen habe.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.
Das Sozialministerium erlautert, dass es als Rechtsauf-
sicht Uber den Rentenversicherungstrager dann tétig
werden koénne, wenn dieser geltendes Recht missachte
oder dieses falsch anwende. Ebenso sei ein Einschrei-
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L2119-19/2358

Pinneberg
Ordnungsangelegenheiten, Auf-
hebung der 2-G-Regel

ten bei langen Laufzeiten moglich. Da die in der Petition
benannte MaRnahme zum Zeitpunkt der Stellungnahme
bereits beendet gewesen und alle zustehenden Gelder
ausgezahlt worden seien, hatten aus Sicht des Sozial-
ministeriums keine Anhaltspunkte fiir eine rechtsfehler-
hafte Bearbeitung der Vorgange des Petenten seitens
der Rentenversicherung bestanden.

Soweit der Petent Beschwerde Uber den fur seinen Fall
zustandigen Sachbearbeiter bei der Rentenversiche-
rung und dessen Aufgabenerledigung fihren méchte,
unterstreicht das Ministerium, dass der Petent mit sei-
nen Beitrdgen zur Rentenversicherung neben der eige-
nen Risikoabsicherung auch die Verwaltungskosten der
Rentenversicherung decken wirde. Hierzu wurden ins-
besondere auch die Personalkosten zahlen. Es sei da-
her sein gutes Recht, eine zufriedenstellende Erreich-
barkeit, eine freundliche Behandlung und vor allem
punktliche Zahlungen zur Sicherung des eigenen Le-
bensunterhalts zu erhalten. Die Prifung von Beschwer-
den Uber einzelne Mitarbeiter obliege allerdings nicht
dem Ministerium, sondern der Geschaftsfiihrung der
zustandigen Rentenversicherung als Fachaufsicht. Dem
Petenten werde daher empfohlen, sich mit seinem An-
liegen dorthin zu wenden.

Der Petitionsausschuss bedauert, dass die Art und
Weise der Bearbeitung seines Falles durch die Renten-
versicherung bei dem Petenten zu einer unnétigen fi-
nanziellen und psychischen Belastung geflhrt hat. Er
schliel3t sich deshalb der Empfehlung des Ministeriums
an, eine Beschwerde an die zustandige Geschéaftsfuh-
rung zu richten. Der Ausschuss geht davon aus, dass
sich die Rentenversicherung ihrem Leitbild verpflichtet
sieht, alle Dienstleistungen stets inhaltlich nachvollzieh-
bar, zeitgerecht und in hoher Qualitat zu erbringen. Ins-
besondere eine gute Erreichbarkeit ist hierbei selbstver-
standlich.

Der Petent kritisiert die sogenannte 2-G-Regel und flhrt
an, dass sich geimpfte und genesene Personen genau-
so mit dem Coronavirus infizieren konnten wie unge-
impfte Personen. Zudem gabe es auch geimpfte Perso-
nen mit schwerem Krankheitsverlauf bis hin zum Tod. In
der Regelung sehe er daher eine ungerechtfertigte
Ausgrenzung ungeimpfter Personen.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Gesundheitsministerium erlautert, dass mit der so-
genannten 2-G-Regel eine Teilnahme an bestimmten
Veranstaltungen oder der Besuch bestimmter Einrich-
tungen nur denjenigen ermdglicht werde, die gegen
COVID-19 vollstandig geimpft oder genesen seien. Die
Regelung habe zum Ziel, das Infektionsrisiko aller Teil-
nehmer und Teilnehmerinnen beziehungsweise Besu-
cherinnen und Besucher so niedrig wie moglich zu hal-
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ten. Durch diese MaRnahme solle eine allgemeine Kon-
taktreduzierung fir Ungeimpfte erreicht werden. Sie
diene dazu, die Funktionsfahigkeit des Gesundheitssys-
tems zu erhalten und die Infektionsdynamik einzubrem-
sen.

Es sei zwar zutreffend, dass auch Geimpfte das
Coronavirus aufnehmen und sich mit oder ohne er-
kennbare Symptome infizieren koénnten. Der Unter-
schied zu Nicht-Geimpften bestehe jedoch darin, dass
bei Geimpften nach der vorhandenen Datenlage ein
90-prozentiger Schutz vor einem schweren Krankheits-
verlauf und vor der Notwendigkeit der Behandlung in
einem Krankenhaus bestehe, wahrend Ungeimpfte im-
mer das Risiko einer Infektion mit schwerem Krank-
heitsverlauf eingehen wiirden.

Der zentrale Punkt bei einer 2-G-Regel sei, dass alle
Teilnehmer einer entsprechenden Veranstaltung ein ge-
ringes Erkrankungsrisiko hatten und auch aus Infekti-
onslbertragungen keine auflergewohnliche Belastung
des Gesundheitssystems resultiere. Daher sei die 2-G-
Regel in vielen Bereichen des gesellschaftlichen Le-
bens das geeignete Mittel zur Bewaltigung des Pande-
miegeschehens. Es handele sich bei einer 2-G-Regel
damit nicht primar um eine Ausgrenzung nicht-geimpfter
Personen, sondern vielmehr um den Schutz dieser
Gruppe. Personen, die sich bewusst gegen eine Imp-
fung entscheiden, wiirden, obwohl sie sich impfen las-
sen kénnten, auf ihren Schutz verzichten und das Risiko
schwerer Erkrankungsverlaufe eingehen. Ohne die 2-G-
Regel ware bei dem noch vorhandenen Anteil Nicht-
Geimpfter das Ausmall der zu erwartenden schweren
Erkrankungen eine zu hohe Belastung des Gesund-
heitssystems. Daher miissten MalRnahmen zur Verhin-
derung der Infektion von Ungeimpften ergriffen werden.
Dass im Laufe der Zeit mehr Impfdurchbriiche ver-
zeichnet wirden, sei zu erwarten, da generell immer
mehr Menschen geimpft seien. Je héher die COVID-19-
Impfquote in der Bevdlkerung sei, desto héher sei auch
die Wahrscheinlichkeit, dass in Krankenhdusern be-
handelte Personen geimpft seien, da die Grundmenge
der geimpften Personen deutlich héher sei, als die der
ungeimpften Personen. Zudem breite sich SARS-CoV-2
derzeit wieder vermehrt aus. Dadurch steige insgesamt
die Wahrscheinlichkeit, auch als vollstdndig geimpfte
Person mit dem Virus in Kontakt zu kommen.
Hinsichtlich des Vorwurfes des Petenten, dass die 2-G-
Regel einen Rechtsverstol3 darstellen wirde, weist das
Ministerium darauf hin, dies wirde voraussetzen, dass
die Malnahme entweder schon nicht im rechtlichen
Sinne geeignet oder aber jedenfalls unangemessen sei.
Aus den zuvor dargelegten Ausfiihrungen zur fachlichen
Eignung der Regelung folge aber bereits, dass diese
MaRBnahmen unter Abwagung aller Risiken einen best-
mdglichen Schutz der Gesundheit der Bevdlkerung in
ihrer Gesamtheit und eine Entlastung des Gesundheits-
systems zu bewirken versprechen wurden. Aufgrund
dieser Eignung sei es im Rahmen des exekutiven
Handlungsspielraums erlaubt, auf gesetzlicher Grundla-
ge Eingriffe in die in der Petition erwahnten Grundrechte
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L2123-19/2391

Hamburg

Kinder- und Jugendhilfe, willkdir-
liches Verwaltungshandeln bei
der Erteilung von Betriebser-
laubnissen

vorzunehmen.

Der Petitionsausschuss unterstreicht, dass die Wahl
des angemessenen Vorgehens zum Schutze der Be-
volkerung und zur Entlastung des Gesundheitssystems
in der Dynamik der Coronapandemie jederzeit auf
Grundlage der aktuellen Datenbasis und der Einschat-
zungen der Experten erfolgt. Er schlielt sich der Auf-
fassung des Gesundheitsministeriums an, dass es sich
bei der 2-G-Regelung um ein geeignetes Mittel handelt,
um Veranstaltungen oder den Besuch bestimmter Ein-
richtungen zu ermoglichen und zugleich Infektionen in
der besonders gefdhrdeten Gruppe der ungeimpften
Personen und damit eine Uberlastung des Gesund-
heitssystems zu verhindern. Der Ausschuss betont,
dass vertretbare Beschrankungen beim Zugang zu ver-
schiedenen Einrichtungen ein milderes Mittel gegentber
der generellen Schliefung von Einrichtungen bezie-
hungsweise der Absage von Veranstaltungen darstel-
len. Fir eine Aufhebung der Regelung spricht sich der
Ausschuss daher nicht aus. Uberdies weist er darauf
hin, dass es neben der 2-G-Regel fiir bestimmte Berei-
che auch die 3-G-Regel gibt, um den Zugang aller Bir-
gerinnen und Blrgern zu den notwendigen Einrichtun-
gen zu gewabhrleisten.

Ferner betont der Petitionsausschuss, dass es nur
durch die bereits erreichte Impfquote tGberhaupt moglich
ist, das gesellschaftliche Leben in dem derzeitigen
Rahmen stattfinden zu lassen. Er unterstreicht daher
den besonderen Stellenwert der Impfung zur Vermei-
dung schwerer Krankheitsverlaufe. Sie ist geeignet, das
eigene Leben, aber auch das anderer Personen, die
sich aus medizinischen Grinden nicht impfen lassen
kdnnen oder nur Uber eine geringe Immunantwort ver-
fugen, zu schutzen. Der Ausschuss appelliert an jede
Birgerin und jeden Birger, sich vollstandig impfen zu
lassen.

Die Petentin fihrt als Geschaftsfihrerin eines Tragers
der Jugendhilfe Beschwerde gegen das Ministerium fur
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren
des Landes Schleswig-Holstein. Diesem wirft sie im Zu-
sammenhang mit ihren Antragen auf Anderung beste-
hender Betriebserlaubnisse fiir ihre Einrichtungen die
Nichtbehandlung von Dienstaufsichtsbeschwerden, den
vorsatzlichen Eingriff in die wirtschaftliche Existenz des
Tragers sowie willkirliches, gegen Recht und Gesetz
gerichtetes Verwaltungshandeln vor.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Gesichtspunkte sowie einer
Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Sozialministerium legt dar, dass der freie Trager
der Jugendhilfe, fir den die Petentin als Geschaftsflh-
rerin tatig sei, seit 2018 das Ziel verfolge, an den bis-
lang fur die Betreuung von unbegleiteten minderjahrigen
Flichtlingen genutzten Einrichtungen andere Angebote
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zu etablieren. Es seien Malinahmen zur Betreuung von
Kindern im Alter von 0-6 Jahren im Rahmen sogenann-
ter ,Kleinkinderwohngruppen®, aber auch intensivpada-
gogische MalRnhahmen geplant gewesen.

Mitte 2018 habe der Trager mit einer entsprechenden
Betreuung von Kleinkindern an einem Standort auf3er-
halb des betriebserlaubten Rahmens begonnen. Das
Landesjugendamt habe aufsichtsrechtliche MalRhahmen
ergreifen missen, teilweise auch eine Betriebsuntersa-
gung. Erst daraufhin habe der Trager im Dezember
2018 zunachst eine Konzeptveranderung fiir einzelne
Einrichtungen angezeigt und eine Umsetzung ab Januar
2019 angekundigt. Das Landesjugendamt habe sodann
unter Androhung aufsichtsrechtlicher MaRnahmen da-
rauf hingewiesen, dass eine neue Betriebserlaubnis er-
forderlich sei. Bis April 2019 hatten der Trager und das
Landesjugendamt hinsichtlich der Frage der Erforder-
lichkeit einer neuen Betriebserlaubnis keine Einigung
erzielt. Erst dann habe das Landesjugendamt einen hin-
reichend konkreten Antrag auf eine Neubescheidung
erkennen konnen. Seit diesem Zeitpunkt seien gerichtli-
che Verfahren zu verschiedenen Standorten im Land
anhangig, die tatsachlich bislang nur sehr schleppend
verlaufen seien.

Das Sozialministerium weist darauf hin, dass die Ertei-
lung von Betriebserlaubnissen im Wege des Verwal-
tungsaktes erfolge. Die §§ 45 ff. Sozialgesetzbuch Ach-
tes Buch (SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe) seien
bewusst gesetzgeberisch als Verbot mit Erlaubnisvor-
behalt ausgestattet, was dem Umstand des Kinder-
schutzes in auferfamiliaren Wohnformen und den da-
mit gegebenen besonderen Gewahrleistungs- und Si-
cherstellungspflichten Rechnung trage. Die fir die Ertei-
lung einer Betriebserlaubnis erforderlichen gesetzgebe-
rischen Vorgaben muissten gepriift werden. Sie seien im
Sinne des Kindeswohls unbedingt einzuhalten, bevor
ein entsprechender Verwaltungsakt erlassen werden
kénne. Voraussetzung fur eine Prifung im Betriebser-
laubnisverfahren sei, dass der Trager seine Gestal-
tungs- und Organisationsfreiheit nutze, um den Betrieb
und die konzeptionelle Arbeit nachvollziehbar zu be-
schreiben und zu planen.

Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die von der
Petentin angestrengten gerichtlichen Verfahren im Kon-
text Einrichtungsaufsicht und Tragerberatung nach
Aussage des Ministeriums zu einem groRen Teil noch
nicht abgeschlossen seien. Es ist nicht zu verkennen,
dass dies auch Einfluss auf die Dauer des Verwaltungs-
verfahrens haben muss. Der Petitionsausschuss ver-
weist darauf, dass damit die rechtliche Beurteilung der
entsprechenden Sachverhalte beim Gericht liegen.
Nach Artikel 97 des Grundgesetzes und Artikel 50 der
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein sind die
Richterinnen und Richter unabhangig und nur dem Ge-
setz unterworfen. Der Schleswig-Holsteinische Landtag
und sein Petitionsausschuss sind darum nicht berech-
tigt, auf die Entscheidungen des Gerichts Einfluss zu
nehmen oder sie nachzupriifen. Die Uberpriifung ge-
richtlicher Entscheidungen ist nur durch die gesetzlich
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L2119-19/2395
Schleswig-Flensburg

Gesetz- und Verordnungsgebung
Land, Aufhebung der Kontaktbe-
schrankungen fiir vollstandig
geimpfte Personen

vorgesehenen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe (z.B.
Beschwerde, Berufung, Revision) mdglich, Uber die
ebenfalls unabhangige Richterinnen und Richter ent-
scheiden.

Das Sozialministerium bestatigt, dass die Petentin im
April 2021 Dienstaufsichtsbeschwerden erhoben habe.
Die Petentin selbst weist darauf hin, dass die Dienstauf-
sichtsbeschwerden mehrfach erganzt worden seien.
Der Petitionsausschuss ist dartber informiert worden,
dass diese Erganzungen auf den 6. Mai 2021, den
10. September 2021 und den 14. Dezember 2021 da-
tiert sind. Eine Nichtbehandlung der Beschwerden kann
der Petitionsausschuss nicht erkennen, da die in den
Erganzungen zur urspringliche Beschwerde enthalte-
nen Gesichtspunkte ebenfalls durch das Sozialministe-
rium gepruft werden missen, bevor eine abschlieRende
Beantwortung erfolgen kann. Der Ausschuss ist davon
unterrichtet worden, dass die Beantwortung am
10. Februar 2022 erfolgt ist. Das entsprechende
Schreiben liegt ihm vor.

Der Ausschuss hat Verstandnis dafir, dass der Trager
seine fur die Aufnahme und qualifizierte Betreuung von
unbegleiteten minderjahrigen Flichtlingen geschaffenen
Einrichtungen nach dem Rickgang entsprechender Be-
darfe und aufgrund der Nachfrage vonseiten der regio-
nalen Jugendamter fur andere Aufgabengebiete im Be-
reich der Kinder- und Jugendhilfe nutzen mochte. Es ist
jedoch auch nachvollziehbar, dass das Landesjugend-
amt angesichts der von den Tragern zu Ubernehmen-
den Verantwortung- insbesondere bei der Arbeit mit
jungen Menschen in prekaren Lebenssituationen - das
Vorliegen notwendiger Voraussetzungen mit Blick auf
das Wohl der Kinder und Jugendlichen sorgfaltig prifen
muss.

Die dem Petitionsausschuss zur Verfligung stehenden
Informationen und die offensichtlich sehr unterschiedli-
chen Rechtsauffassungen des Tragers und des Lan-
desjugendamtes lassen weder auf ein willkirliches
Verwaltungshandeln noch auf einen vorsatzlichen Ein-
griff in die wirtschaftliche Existenz des Tragers schlie-
Ren.

Die Petentin beschwert sich Uber die im Dezember
2021 durch eine Landesverordnung festgelegten Kon-
taktbeschrankungen auch fir vollstdndig Geimpfte im
privaten Bereich. Darin sehe sie eine unverhaltnismagi-
ge Einschrankung ihrer persénlichen Freiheitsrechte.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Gesundheitsministerium erlautert, dass die begin-
nende Zirkulation der Omikronvariante des Coronavirus
mit zum damaligen Zeitpunkt teils unklaren Eigenschaf-
ten Hintergrund fir die Verscharfung der Vorgaben fiir
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Zusammenkinfte zu privaten Zwecken im Dezember
2021 gewesen sei. Die Regelung habe das Ziel gehabt,
durch Kontaktbeschrankungen die Erkrankungszahlen
zu reduzieren, um besonders vulnerable Gruppen zu
schitzen. Dementsprechend habe sich die Ministerpra-
sidentenkonferenz mit Beschluss vom 21. Dezember
auf die Einfihrung von Kontaktbeschrankungen fir Ge-
impfte und Genesene verstandigt. Aus Grinden der
Vergleichbarkeit des Handels im Bundesgebiet und un-
ter Berucksichtigung der nachfolgenden inhaltlichen
Uberlegungen sei diese Regelung auch in Schleswig-
Holstein umgesetzt worden.

So werde das Ubertragungsrisiko durch eine Impfung
zwar deutlich reduziert, jedoch kénnten auch vollstandig
geimpfte Personen voriibergehend nach Erregerexposi-
tion eine hohe Viruslast aufweisen und das Coronavirus
Ubertragen. Die Regelung in der Landesverordnung zur
Kontaktbeschrankung habe daher den wissenschaftli-
chen Erkenntnissen Rechnung getragen, wonach das
Coronavirus durchaus auch auf und durch vollstandig
geimpfte und sogar geboosterte Personen (bertragen
werden konne. Dies sei insbesondere im Rahmen der
Omikronwelle immer haufiger festzustellen gewesen.
Dementsprechend sei die von der Petentin kritisierte
Regelung in der damals noch unklaren Gefahrdungsla-
ge bezuglich schwerer Verlaufe und der Hospitalisie-
rungsrate erlassen worden, um mit gréRtmaoglicher Si-
cherheit die schnelle Ubertragung im Rahmen von Kon-
takten in groRBeren Gruppen auszuschlief3en. Dies sei
insbesondere vor dem Hintergrund der bereits im Vor-
jahr durch ein dynamisches Infektionsgeschehen ge-
zeichneten Vorweihnachtszeit geboten gewesen. Da im
privaten Raum das Potenzial fiir Ubertragungen am
gréfiten gewesen sei, seien Kontaktbeschrankungen als
MaRBnahme geeignet gewesen. Eine solche Regelung
sei zudem das mildeste Mittel gewesen, weil auf andere
Weise -gerade im privaten Raum - Ubertragungen
schwerlich unterbunden werden kénnten. Und letztlich
habe sie sich auch als verhaltnismaig im engeren Sinn
dargestellt, weil die Schwere der Verlaufe der unter-
schiedlichen Varianten im Dezember 2021 nicht sicher
beurteilt werden konnte.

Wie von der Petentin begehrt, habe sich die Gewich-
tung der verschiedenen Indikatoren bereits von der In-
zidenz hin zur tatsachlichen Krankenhausbelegung ver-
schoben. Das Gesundheitsministerium fuhrt aus, dass
die fortlaufend erhobenen Zahlen zur Auslastung der
Kliniken, aufgeteilt in den Normal-, Intensiv- und den
Beatmungsbereich, das Geschehen in den Kliniken ge-
nau abbilden wirden. Dies diene mafigeblich der Orien-
tierung und der Beurteilung hinsichtlich der Schwere der
Krankheitsverlaufe sowie der Leistungsfahigkeit der Kili-
niken und liefere damit Erkenntnisse bezlglich der Si-
cherstellung der Versorgung. Mit der ergdnzenden Be-
trachtung der 7-Tage-Inzidenz wirden sich weiterhin
Entwicklungen erkennen lassen.

Der Petitionsausschuss kann nachvollziehen, dass auf-
grund der seinerzeit noch weitgehend unklaren Folgen
einer Infektion mit der Omikronvariante und der Frage

77



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode  Drucksache 20/198

Lfd.
Nr.

Nummer der Petition;
Wohnort (Kreis/Land) des Petenten;
Gegenstand der Petition

Inhalt der Petition;
Art der Erledigung

18

L2119-19/2397
Mecklenburg-Vorpommern
Soziale Angelegenheit, Renten-
versicherung, Bearbeitungsdauer

nach der Wirksamkeit der verfligbaren Impfstoffe Mal3-
nahmen zum Schutz vulnerabler Bevdlkerungsgruppen
notwendig gewesen sind. Er schliel3t sich der Einschat-
zung des Ministeriums an, dass vor diesem Hintergrund
auch Einschrankungen fir vollstdndig geimpfte Perso-
nen vertretbar gewesen sind.

Der Ausschuss begriifRt, dass es aufgrund der hohen
Impfquote und der geringen Auslastung der Intensivsta-
tionen im Schleswig-Holstein mittlerweile jedoch mdég-
lich ist, Beschrankungen zurlicknehmen und im Rah-
men eines Stufenplans zur Normalitat zurtickzukehren.
Hiernach wurden die Beschrankungen fiir geimpfte Per-
sonen im privaten Bereich bereits zurickgenommen.

Der Petent begehrt die Gewahrung einer zeitlich unbe-
fristeten Erwerbsminderungsrente von der zusténdigen
Rentenversicherung und kritisiert, dass eine zeitnahe
Bearbeitung seines Antrags durch Mitarbeiter der Versi-
cherung nicht erfolge, sodass er eine Zahlungslicke be-
furchten musse.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Ministeriums fur Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren beraten.

Das Sozialministerium erlautert zum Verfahren, dass
der Petent bereits am 24. Juli 2021 von der Rentenver-
sicherung ein Hinweisschreiben Uber den Wegfall sei-
ner Zeitrente zum 31. Dezember 2021 erhalten habe.
Dem Hinweisschreiben sei ein Antrag auf Weitergewah-
rung der Erwerbsminderungsrente beigefiigt gewesen.
Diesen Antrag habe der Petent jedoch erst am
24. September 2021 gestellt.

Im anschlieBenden Verwaltungsverfahren sei Mitte Ok-
tober entschieden worden, den Petenten im November
zu einer Begutachtung einzuladen. Kurz vor dem Ter-
min sei der Petent vom sozialmedizinischen Dienst der
Versicherung darlber informiert worden, dass zu dem
geplanten Begutachtungstermin kurzfristig die 2-G-
Regel gelten wirde. Da der Petent daraufhin mitgeteilt
habe, dass er weder geimpft noch genesen sei, sei der
Begutachtungstermin storniert und dem Petenten statt-
dessen ein Befundbericht zur Weiterleitung an einen
Fach- oder den Hausarzt zugesandt worden.

Der Befundbericht sei am 16. Dezember 2021 bei der
Rentenversicherung eingegangen. Zeitgleich habe der
Petent gebeten, noch einen von ihm veranlassten Be-
fund abzuwarten. Dieser sei am 20. Dezember bei der
Rentenversicherung eingegangen. Auf der Grundlage
der Befunde sei das sozialmedizinische Verfahren zwei
Tage spater abgeschlossen worden. Die Leistungsab-
teilung der Versicherung habe daraufhin am
23. Dezember 2021 den Weiterbewilligungsbescheid
erteilt. Infolgedessen habe es keine Zahlungsunterbre-
chung Uber den 31. Dezember 2021 hinaus gegeben.
Das Sozialministerium stellt im Ergebnis seiner Prifung
fest, dass es vonseiten der Rentenversicherung weder
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L2121-19/2403

Herzogtum Lauenburg
Gesundheitswesen, Testpflicht in
der Corona-Verordnung

Bearbeitungs- noch Verfahrensfehler gegeben habe.
Hinsichtlich der vom Petenten begehrten unbefristeten
Bewilligung der Rente wegen Erwerbsminderung unter-
streicht der Petitionsausschuss, dass dies nur geman
der in § 102 Absatz 2 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch
(SGB VI - Gesetzliche Rentenversicherung) genannten
Voraussetzungen maglich ist. Entsprechend der ihm
vorliegenden Informationen geht der Ausschuss davon
aus, dass diese Voraussetzungen im Falle des Peten-
ten noch nicht erfiillt sind.

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der
Rentenversicherung weder die verzogerte Einreichung
des Antrages auf Weitergewahrung der Erwerbsminde-
rungsrente noch die Stornierung des geplanten Begut-
achtungstermins anzulasten sind. Der Ausschuss er-
kennt vielmehr an, dass es der Rentenversicherung im
vorliegenden Fall gelungen ist, die Weiterbewilligung
der Rente trotz der kurzen zur Verfiugung stehenden
Zeit und der Belastungen durch die Pandemie noch vor
Ablauf des Befristungsdatums umzusetzen.

Die Petentin wendet sich gegen die bestehenden Mal}-
nahmen zur Bekdmpfung der Coronapandemie. Insbe-
sondere kritisiert sie die 3-G-Regel fiir den 6ffentlichen
Personennahverkehr. Durch diese und die fehlenden
Testmoglichkeiten seien ihr gesellschaftlicher Zugang
und ihre Freiheitsrechte massiv eingeschrankt.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
der Petentin vorgetragenen Gesichtspunkte unter Hin-
zuziehung einer Stellungnahme des Ministeriums fir
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren
beraten.

Hinsichtlich der derzeit geltenden Bestimmungen fur
den offentlichen Personennah- und -fernverkehr erlau-
tert das Gesundheitsministerium, dass Personen nur
dann beférdert werden dirften, wenn sie vollstandig ge-
impft, genesen oder getestet seien und einen entspre-
chenden Nachweis vorlegen kéonnten. Um der Test-
pflicht zu genligen, sei entweder ein Nachweis Uber ei-
nen maximal 24 Stunden zurlckliegenden Antigen-
Schnelltest oder einen hdchstens 48 Stunden zuricklie-
genden PCR-Test erforderlich. Dartiber hinaus dirften
keine Symptome einer Erkrankung mit dem Coronavi-
rus wie etwa Atemnot, Husten, Fieber oder Ge-
schmacks- sowie Geruchsverlust vorliegen.

Das Gesundheitsministerium fihrt in seiner Stellung-
nahme aus, dass diese 3-G-Regel fir die Nutzung des
offentlichen Personennah- und -fernverkehrs aufgrund
bundesrechtlicher Vorschriften bestiinde. So wirden sei
dem 24. November 2021 die neuen Regelungen im
Verkehrsbereich nach § 28b Infektionsschutzgesetz gel-
ten. Diese seien zunachst bis zum 19. Marz 2022 befris-
tet und verfolgten das Ziel, die Ausbreitung des
Coronavirus zu verlangsamen. Eine hiervon abwei-
chende Regelung im Landesrecht sei nicht méglich. Im
Hinblick auf die von der Petentin geschilderte Problem-
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L2123-19/2404
Schleswig-Holstein
Gesundheitswesen, Todesfall
nach Fixierung

lage, verweist das Gesundheitsministerium auf die in
Schleswig-Holstein bestehenden Moglichkeiten einer
Corona-Schutzimpfung, durch welche das vorgenannte
Testerfordernis entfallt.

Der Petitionsausschuss bedauert, dass die mit der 3-G-
Regel im offentlichen Personennahverkehr einherge-
hende Testpflicht fir nicht-geimpfte und nicht-genesene
Personen eine Belastung fiir die Petentin darstellt. Er ist
jedoch der Auffassung, dass die bestehenden bundes-
einheitlichen Regelungen einen sinnvollen Beitrag zur
Einddammung des Coronavirus und damit insbesondere
zum Schutz der vulnerablen Gruppen der Gesellschaft
vor einem potenziell schweren Krankheitsverlauf im In-
fektionsfall leisten. Der Ausschuss greift den Hinweis
des Ministeriums auf, die Moglichkeit einer Impfung in
Betracht zu ziehen und betont die herausragende Be-
deutung der Impfkampagne bei der nachhaltigen Be-
kéampfung der Coronapandemie. Neben der Mdglichkeit
einer Impfung beim Hausarzt und den landeseigenen
Impfzentren gibt es in Schleswig-Holstein zahlreiche
weitere niedrigschwellige Impfangebote. Weiterflihren-
de Informationen finden sich unter www.impfen-sh.de.
Soweit der Petentin in den geltenden Regelungen eine
Einschrankung ihrer Freiheit sieht, méchte der Petiti-
onsausschuss auf die Ausfiihrungen des Wissenschaft-
lichen Dienstes des Bundestages zur Verfassungsma-
Rigkeit der 3-G-Regel in Ziigen (WD 3 - 3000 - 153/21)
aufmerksam machen. Diese stellen dar, dass es sich
um einen verfassungsrechtlich legitimierten Eingriff in
die aus Artikel 2 Absatz 1 Grundgesetz folgende allge-
meine Handlungsfreiheit von ungeimpften Personen
handelt. Der Petentin steht es frei, sich mit ihrem Be-
gehren an den zustandigen Petitionsausschuss des
Bundes zu wenden.

Der Ausschuss hofft, dass es der Petentin gelingt, trotz
der alle Burgerinnen und Birger betreffenden Mal-
nahmen zur Bekampfung der Coronapandemie ihren
Alltag zu strukturieren. Eine dartber hinausgehende
Unterstitzung vermag er jedoch nicht zu leisten.

Der Petent begehrt die Untersuchung eines vermeintli-
chen Todesfalls in einer psychiatrischen Einrichtung im
Rahmen einer unverhédltnismaRig lang anhaltenden Fi-
xierung ohne Beistand oder Kontrolle.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgetragenen Gesichtspunkte sowie ei-
ner Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Ge-
sundheit, Jugend, Familie und Senioren geprift. Im Er-
gebnis seiner Beratung kann er anhand der ihm vorlie-
genden Informationen die Vorwirfe des Petenten nicht
bestatigen.
Das Sozialministerium teilt mit, dass sich der Petent un-
ter anderem hinsichtlich des in der Petition thematisier-
ten Todesfalles bereits an weitere staatliche Stellen ge-
wandt habe. Eine damalige an die zustandige Fachauf-
sicht beim Gesundheitsamt gerichtete Nachfrage habe
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L2121-19/2405
Rendsburg-Eckernforde
Gesundheitswesen, Klarstellung
der Corona-Verordnung in Bezug

auf Genesene

ergeben, dass fir den Zeitraum Mai bis Juni 2017 keine
Unterbringung nach dem Gesetz zur Hilfe und Unter-
bringung von Menschen mit Hilfebedarf infolge psychi-
scher Stérungen veranlasst worden sei, in deren Zu-
sammenhang ein Todesfall unter Fixierung aufgetreten
sei. Auch seien keine besonderen Vorkommnisse ge-
geniber der kommunalen Fachaufsicht gemeldet wor-
den. Fur weitergehende Recherchen seien die Angaben
des Petenten nicht ausreichend gewesen. Dieser sei
den Bitten nach einer Konkretisierung seiner Behaup-
tungen nicht nachgekommen.

Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der Petent
mehrfach darauf hingewiesen worden sei, dass die Auf-
klarung moglicher Straftaten der Staatsanwaltschaft ob-
liege. Auf das Angebot des Ministeriums, die vorge-
brachten Informationen an die zusténdigen Strafermitt-
lungsbehdrden weiterzuleiten, habe er mitgeteilt, bereits
selbststédndig an die Staatsanwaltschaft herangetreten
Zu sein.

Der Petitionsausschuss stellt fest, dass dem Petenten
durch das Sozialministerium die zustandigen Anlaufstel-
len fur seine Eingaben benannt wurden. Soweit es mdg-
lich war, hat das Ministerium Auskiinfte eingeholt, um
den Vorwirfen des Petenten nachzugehen. Jedoch ist
festzuhalten, dass auch die vorliegende Petition keine
hinreichenden Informationen enthalt, die Anhaltspunkte
fur weitere Untersuchungen durch das Sozialministeri-
um erkennen lassen.

Der Ausschuss unterstreicht, dass zwischenzeitlich eine
Meldepflicht fir Todesfalle mit Fremdeinwirkung im Zu-
sammenhang mit Unterbringungen nach dem Psy-
chisch-Kranken-Gesetz eingeflhrt worden ist und mit
der Novellierung dieses Gesetzes weitere umfangreiche
Dokumentations- und Berichtspflichten - insbesondere
im Zusammenhang mit der Durchfiihrung von Zwangs-
mafinahmen - normiert wurden. Vor diesem Hinter-
grund sieht der Ausschuss keinen weiteren parlamenta-
rischen Handlungsbedarf.

Der Petent fordert, dass im Rahmen der aktuellen Re-
gelungen zur Bekdmpfung der Coronapandemie die als
Genesen geltenden Personen, die zusatzlich eine oder
zwei Impfdosen erhalten haben, denjenigen Personen
mit einer dritten Impfdosis gleichgestellt werden.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
dem Petenten vorgebrachten Gesichtspunkte unter
Hinzuziehung einer Stellungnahme des Ministeriums fur
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren
beraten.

Das Gesundheitsministerium fihrt in seiner Stellung-
nahme aus, dass sowohl der Status ,vollstandig ge-
impft“ als auch der Status ,genesen“ bundesrechtlich
festgelegt seien. So lieflen sich diese unter anderem in
§ 2 Nummer 3 Covid-19-Schutzmaflinahmen-Ausnah-
meverordnung finden. Demnach bestinde bei Perso-
nen, die eine PCR-bestatigte Coronainfektion durchge-
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macht haben, bereits bei einer einzelnen Impfstoffdosis
ein vollstandiger Impfschutz. Dies gelte jedoch nur, so-
fern der positive Test zu einer Zeit erfolgt sei, zu der die
betreffende Person noch keine Corona-Schutzimpfung
erhalten habe. Hinsichtlich der Auffrischungsimpfung
gelte gemal der Empfehlung der Standigen Impfkom-
mission, dass genesene Personen, die nach der Infekti-
on eine Impfstoffdosis zur Verbesserung des Immun-
schutzes erhalten haben, im Abstand von mindestens
drei Monaten eine weitere Impfung als Auffrischung er-
halten sollten.

Bezuglich einer bundeseinheitlichen Definition des Sta-
tus ,geboostert” weist das Gesundheitsministerium da-
rauf hin, dass eine solche derzeit auf Bundesebene dis-
kutiert werde. Die zukiinftig geltenden Regeln wiirden
dann auch in den vom Bund bereitgestellten Apps ent-
sprechend technisch abgebildet werden.

In Schleswig-Holstein sei die Gleichstellung von geimpft
genesenen Personen und geboosterten Personen in § 4
Absatz 3a der Landesverordnung zur Bekdmpfung des
Coronavirus SARS-CoV-2 festgeschrieben. Die derzeit
glltigen Absonderungsregelungen seien auf Grundlage
der seit dem 15. Januar 2021 bundesweit geltenden
Covid-19-Schutzmalinahmen-Ausnahmeverordnung
und der veranderten Empfehlungen des Robert-Koch-
Institutes zur Umsetzung der Quarantdnemalinahmen
angepasst worden. Demnach seien Genesene, die eine
Impfung im Anschluss an eine Infektion mit dem
Coronavirus erhalten haben, von der Pflicht der Abson-
derung ausgenommen.

Der Petitionsausschuss weist erganzend darauf hin,
dass es bereits seit Juli 2021 die Mdglichkeit gibt, digita-
le Genesenenzertifikate beispielsweise in die Corona-
Warn-App des Bundes zu laden. Der erforderliche QR-
Code kann daflir durch den Hausarzt, ein Impfzentrum
oder in der Apotheke ausgestellt werden. Mit dem
jungsten Update der Corona-Warn-App aus dem Janu-
ar 2022 wurde auflerdem die Mdglichkeit geschaffen,
sich in der App einen Gesamtstatus anzeigen zu lassen,
welcher die verschiedenen Zertifikate zusammenfasst.
Der Petitionsausschuss kann nachvollziehen, dass die
vom Petenten beschriebene Problematik fir diesen eine
Belastung dargestellt. Er begriiRt daher, dass es durch
die inzwischen geltenden Bestimmungen in Schleswig-
Holstein zu einer rechtlichen Gleichstellung von geimpft
genesenen und geimpften Personen mit einer Auffri-
schungsimpfung gekommen ist.

Der Ausschuss stellt fest, dass dem Anliegen des Pe-
tenten damit bereits entsprochen worden ist.
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Finanzministerium

1 L2126-19/2080
Schleswig-Holstein
Steuerwesen, Bearbeitung durch
das Finanzamt, Dienstaufsichts-
beschwerde

Die Petenten monieren, dass ihre Dienstaufsichtsbe-
schwerde vom Finanzministerium nur unzureichend be-
antwortet worden sei. Des Weiteren solle das zustandi-
ge Finanzamt die bisher nicht gewahrten Abschrei-
bungsbetrage bei den bereits ergangenen Einkommen-
steuerbescheiden entsprechend abandern. Zudem be-
schweren sie sich Uber das fir sie intransparente und
inkompetente Vorgehen des Finanzamtes zur Ermitt-
lung der Steuerverbindlichkeiten.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition auf der Grundlage der von
den Petenten vorgebrachten Gesichtspunkte und einer
Stellungnahme des Finanzministeriums beraten.

Das Finanzministerium erldutert, dass im Rahmen der
Einkommensteuerveranlagung fir den Veranlagungs-
zeitraum 2019 der zustandige Sachbearbeiter Ermitt-
lungen hinsichtlich des Umfanges der Vermietung nach
den im Internet frei verfliigbaren Informationen zu den
Vermietungszeitrdumen vorgenommen habe. Die Feri-
enwohnung habe fiir langere Zeitraume, vornehmlich in
der Hauptsaison, nicht zur Verfligung gestanden. Die
Petenten hatten jedoch nur eine Gesamtvermietung von
60 Tagen im Jahr 2019 angegeben. Eine plausible Er-
klarung flir den ungewohnlich niedrigen Vermietungs-
umfang flr eine sich auf einer Ferieninsel befindlichen
Ferienwohnung, insbesondere auch im Vergleich zu der
deutlich starkeren Auslastung gegenuiber den Vorjah-
ren, hatten die Petenten nicht geben kénnen, sodass
die Werbungskosten anteilig gekirzt worden seien. Die
Abweichung sei im Einkommensteuerbescheid erlautert
worden.

In dem sich daran anschlieBenden Rechtsbehelfsver-
fahren habe eine einvernehmliche Ldsung gefunden
werden konnen. Zudem sei in dem umfangreichen
Schriftverkehr seitens der Petenten erstmalig der An-
satz fehlerhafter Abschreibungsbetrage bemangelt wor-
den. Gleichzeitig hatten sie jedoch erklart, diese Betra-
ge in der Steuererklarung nicht angegeben zu haben.
Daraufhin seien im einem zeitaufwandigen Verfahren
alte, zum Teil langst archivierte Akten beigezogen wor-
den, um die exakten Abschreibungsbetrage zu ermitteln
und die sogenannten ,Festsetzungsnahen Daten®, in
denen unter anderem auch die Abschreibungsbetrage
eingepflegt wirden, anzupassen. Auf der Grundlage
des berichtigten Abschreibungsbetrages sei das Ein-
spruchsverfahren gegen den Einkommensteuerbe-
scheid 2019 mit Schreiben vom 14. Mai 2021 abge-
schlossen worden.

Ende April 2021 hatten die Petenten sich zudem mit ei-
nem Schreiben an das Finanzministerium gewandt,
welches zum einen eine Dienstaufsichtsbeschwerde
gegen den fir die Einkommensteuerveranlagung der
Petenten zustadndigen Sachbearbeiter beinhaltete und
zum anderen eine deutliche Verargerung der Petenten
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Uber das Verfahren zum Ausdruck gebracht habe. Dass
ihnen nach 25 Jahren zugemutet werde, die Berech-
nungsgrundlagen der Abschreibungsbeitrdge aufzu-
schlusseln, weil die entsprechenden Unterlagen im Fi-
nanzamt nicht auffindbar seien, sei Gegenstand der
Fachaufsichtsbeschwerde gewesen. Zudem hatten die
Petenten einen Fragenkatalog an das Finanzministeri-
um gerichtet. Bedauerlicherweise sei das erste Schrei-
ben der Petenten aufgrund eines Bilroversehens erst
nach deren Erinnerung bearbeitet worden.

Die Dienstaufsichtsbeschwerde sei zustandigkeitshalber
der Amtsleitung des Finanzamtes zugeleitet worden, die
diese nach Prifung des Sachverhalts zuriickgewiesen
habe. Das Finanzministerium weist darauf hin, dass ei-
ne Fachaufsichtsbeschwerde auf Uberpriifung der
Recht- und ZweckmaRigkeit des Verwaltungshandelns
gerichtet sei und grundsatzlich keine Entscheidungen in
Einzelsachen Uberprife. In Abgrenzung zur Fachauf-
sichtsbeschwerde richte sich die Dienstaufsichtsbe-
schwerde gegen das Verhalten einer Amtsperson.

Das Finanzministerium sei mit der Entgegennahme des
Beschwerdeschreibens der Petenten, dessen Prifung
sowie dem Antwortschreiben vom 7. Juli 2021 dem Er-
fordernis einer sachlichen Befassung mit der Eingabe
sowie deren Bescheidung nachgekommen. Da das Fi-
nanzministerium wahrgenommen habe, dass von den
Petenten eine Einzelfallaufarbeitung erwiinscht sei, er-
folgte zudem der Hinweis, dass dies in der Regel nicht
Aufgabe der fachaufsichtlichen Priifung sei. Eine solche
Einzelfalliberprifung kénne nur in Ausnahmefallen bei
Sachverhalten von grundséatzlicher Bedeutung durchge-
fuhrt werden. Dies sei hier nicht gegeben und es habe
in materiell-rechtlicher Sicht bereits eine Einigung mit
dem Finanzamt gegeben.

Um die gewilinschte Einzelfallpriifung herbeizufiihren,
stinden den Petenten das Veranlagungs- und Ein-
spruchsverfahren nach der Abgabenordnung sowie das
finanzgerichtliche Verfahren zur Verfigung. Sinn der
Dienst- beziehungsweise Fachaufsichtsbeschwerde sei
es gerade nicht, dem Birger neben dem durchs Grund-
gesetz gewahrleisteten Zugang zu den Gerichten eine
weitere Moglichkeit zu eréffnen, die hinsichtlich der Art
und Weise sowie des Umfangs der Sachaufklarung und
der Vorbereitung der Entscheidungsfindung den Verfah-
ren nach den Prozessordnungen gleichkomme. Mit dem
Instrument der Dienst- beziehungsweise Fachaufsichts-
beschwerde sei gewahrleistet, dass sich die Aufsichts-
behdrde beziehungsweise der Vorgesetzte mit der vom
Birger vorgetragenen Angelegenheit befasse und ihm
eine Antwort zuleite, aus der die Tatsache der Behand-
lung und die Art der Erledigung ersichtlich seien. Ein
Anspruch auf eine weitergehende Aufklarung des Sach-
verhalts, Beweiserhebungen, eine Begrindung und
damit eine schriftliche Auseinandersetzung mit dem
Vorbringen des Petenten oder ahnliche Tatigkeiten so-
wie ein bestimmtes Tatigwerden in der Sache bestehe
nicht.

Um dem Petitionsausschuss jedoch eine sachgerechte
Beratung zu ermoglichen, sei das Finanzamt zum Be-
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richt und zur Vorlage der Steuerakten aufgefordert wor-
den. Weder aus dem Bericht noch aus dem Inhalt der
Akten hatten sich fir das Finanzministerium Anhalts-
punkte dafir ergeben, dass das Finanzamt den in der
Abgabenordnung normierten Grundsatzen der Gesetz-
und GleichmaRigkeit der Besteuerung nicht nachge-
kommen sei. Die im Rahmen des Veranlagungsverfah-
rens aufgeworfenen Fragen seien angesichts des un-
gewohnlich niedrigen Vermietungsumfangs und der on-
line erkennbaren Blockung der Ferienwohnung wahrend
der Sommermonate sachgerecht und die gezogenen
steuerlichen Konsequenzen nachvollziehbar. Die von
den Petenten in der Petition gestellten Fragen seien im
Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gegen den Ein-
kommensteuerbescheid 2019 beantwortet worden.
Hinsichtlich der Forderung zur Anderung von weiteren
Einkommensteuerbescheiden in Bezug auf die Ab-
schreibungsbetrage, obliege die Bearbeitung nach An-
tragstellung durch den Petenten dem Finanzamt. Dies
habe in eigener Entscheidungskompetenz zu befinden,
ob eine Anderung der bestandskraftigen Einkommen-
steuerbescheide nach den Vorschriften der Abgaben-
ordnung Uberhaupt noch maéglich sei und in materiell-
rechtlicher Hinsicht in Betracht komme. Gegen die in
diesem Verfahren getroffenen Entscheidungen stiinde
den Petenten nach erfolgtem Einspruchsverfahren
ebenfalls der Rechtsweg zu den Finanzgerichten offen.
Das Finanzministerium betont abschlielRend, dass die
von den Petenten aufgeworfenen Fragen beantwortet
worden seien und die geduRerte Annahme einer willklr-
lichen Fallbearbeitung nicht gegeben sei.

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass das
Finanzministerium entgegen der gewohnlichen Bearbei-
tung von Fachaufsichtsbeschwerden im Zuge der Ab-
gabe der Stellungnahme fiir die Petition dennoch den
Gesamtsachverhalt der Petition einer genaueren Pri-
fung unterzogen hat. In dem dargestellten Vorgehen er-
geben sich auch fir den Ausschuss keine Hinweise auf
es ungerechtes Vorgehen gegenlber den Petenten. Die
von den Petenten aufgeworfenen Fragen sind nach Auf-
fassung des Ausschusses hinreichend beantwortet
worden.

In Bezug auf das Begehren der Petenten zur Einzelfal-
laufklarung kann der Ausschuss ebenfalls keine steuer-
liche Einzelfallpriifung vornehmen. Dafir sind nach er-
folglosen Rechtsbehelfsverfahren einzig die Gerichte
zustandig. Der Prifungsbereich des Petitionsausschus-
ses umfasst in diesem Fall das Verhalten der beteiligten
Behorden. Insgesamt kann der Ausschuss hierzu fest-
stellen, dass das Finanzamt durch umfangliches Sich-
ten von Alt- und Archivakten sowie dem Abgleich mit
den Daten der Petenten erst den aktuellen Datensatz
ermitteln konnte, um die korrekten Abschreibungsmaog-
lichkeiten festzusetzen. Hierzu sind grof3e Anstrengun-
gen erfolgt, um die fehlerhaften Datensatze aus der
Vergangenheit nunmehr korrekt im System zu spei-
chern. Weshalb die Fehlerhaftigkeit der Datensatze, die
sich auch aus den Angaben des Steuerpflichtigen erge-
ben, einzig auf einem Versehen der Behdrde beruhen
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L2120-19/2103

Brandenburg

Personalwesen, Rezensionen im
Internet liber das DLZP

L2120-19/2104

Brandenburg
Finanzwirtschaft, Rezensionen
im Internet lGiber das FM

soll, erschlie3t sich dem Ausschuss nicht.

Hinsichtlich der verspateten Beantwortung des Schrei-
bens der Petenten empfindet es der Ausschuss jedoch
als duBert unglicklich, dass in diesem bereits vorbelas-
teten Verfahren, aufgrund eines Fehlers in der Biroor-
ganisation der Verwaltung zunachst keine Beantwortung
stattgefunden hat. Dies flihrt nachvollziehbarer Weise
zu Missmut und verstarkt die Vorbehalte gegentber der
Arbeitsweise der bereits beschwerten Behdrden. Unge-
achtet dieses Mankos vermag der Ausschuss die weite-
ren Vorwirfe der Petenten zu dem Verfahren jedoch
nicht zu erkennen.

Sollte die Priifung lber eine nachtragliche Anderung der
bestandskraftigen Einkommensteuerbescheide auf-
grund der neuen Erkenntnisse von den Petenten wei-
terhin verfolgt werden, obliegt es ihnen, entsprechend
begriindete Antrdge an das zustandige Finanzamt zu
richten.

Der Petent mochte erreichen, dass das Dienstleis-
tungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein
offentliche Rezensionen im Internet auswertet und die
dort genannten Missstande beseitigt.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition gepruft und beraten. Er sieht
keinen Anlass fir ein parlamentarisches Tatigwerden.

Der Petent mdchte erreichen, dass das Finanzministe-
rium des Landes Schleswig-Holstein &ffentliche Rezen-
sionen im Internet auswertet und die dort genannten
Missstande beseitigt.

Der Petitionsausschuss des Schleswig-Holsteinischen
Landtages hat die Petition geprift und beraten. Er sieht
keinen Anlass fur ein parlamentarisches Tatigwerden.

86



	Tätigkeit des Petitionsausschusses
	in der Zeit vom 01.01.2022 bis 31.03.2022
	Hauke Göttsch
	Vorsitzender

